
Suchergebnisse: Versammlung

1253 – In Deutschland entdeckt man eine ketzerische Teufelsanbetung

Rom-Lateran - Deutschland * In Deutschland entdeckt man eine ketzerische Teufelsanbetung,

deren charakteristischen Züge Papst Gregor IX. beschreibt: Man findet hier       die Verleugnung

Christi und des Kreuzes,   die Götzen [Kröte und schwarze Katze, die Verkörperung Luzifers],  

die sexuellen Ausschweifungen und die Homosexualität,   den Geheimbund und die nächtlichen

Versammlungen.

1. Mai 1316 – Ludwig der Baier erlässt für die Siechen am Gasteig eine Hausordnung

Haidhausen * König Ludwig der Baier&nbsp;erlässt für die Siechen am Gasteig&nbsp;eine

Hausordnung. Die Ordnung enthält unter anderem eine Vorschrift, wonach „aus der ganzen

Versammlung der siechen Menschen” ein Hausmeister&nbsp;und eine

Hausmeisterin&nbsp;benennen sind, die auf die Einhaltung der Hausordnung&nbsp;zu achten

haben. Die Spital-Insassen&nbsp;müssen ihnen Gehorsam leisten.    Übertretungen einzelner

Bestimmungen haben zum Teil sehr empfindliche Strafen für die Kranken&nbsp;zur

Folge.&nbsp;Disziplinierungsmittel&nbsp;sind vorgesehen. Sie reichen von Geldstrafen&nbsp;bis

zu Fasten bei Wasser und Brot, dem Essen auf dem Stubenboden, der Verrichtung von

vorgeschriebenen Gebeten&nbsp;- kniend auf dem Stubenboden - in Anwesenheit der anderen

Spitalinsassen.&nbsp;Selbst Strafen in der Kheichen, dem Kerker, bei Wasser und Brot, sind

unter bestimmten Umständen möglich.       Mit vier Stunden nehmen die religiösen Übungen und

Gebete den größten Teil des Tages ein.   Die Arbeitszeiten&nbsp;zugunsten des

Leprosenheims&nbsp;werden auf dreieinhalb Stunden pro Tag begrenzt.  

Commissionäre&nbsp;überwachen die Arbeit im Siechen-Spital. &nbsp;      Mittelalterliche

Spendentätigkeit&nbsp;hat sehr viel mit dem Seelenheil des Geldgebers&nbsp;zu tun. Je größer

deren Spendierfreudigkeit&nbsp;ausfällt, desto länger sind die Gebete der

Almosenempfänger&nbsp;und desto schneller kommen die Reichen dem „Paradies“ ein

Stückchen näher.    Das Leprosenhaus&nbsp;ist vornehmlich für Münchner Bürger und die in der

Stadt Dienenden bestimmt. &nbsp;  Nur sie erhalten hier unentgeltliche Aufnahme und

Verpflegung. Für die „Auswärtigen Siechen” müssen die zuständigen Landgerichte&nbsp;die

anfallenden Kosten übernehmen.

18. April 1328 – Kaiser Ludwig der Baier setzt Papst Johannes XXII. wegen Häresie ab
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Rom - Avignon * Kaiser Ludwig der Baier&nbsp;setzt Papst Johannes XXII. unter dem Vorwurf

der Häresie&nbsp;ab und lässt den Beschluss durch eine Volksversammlung bestätigen.    Papst

Johannes XXII. schickt daraufhin im Gegenzug eine Bannbulle&nbsp;nach Rom, worauf Ludwig

der Baier&nbsp;für ihn die Todesstrafe wegen Ketzerei&nbsp;verkündet.

1577 – Die erste Münchner Marianische Kongregation wird gegründet

München-Kreuzviertel * Unter der Leitung von Joachim von Fugger wird von elf Studenten der

Jesuitenschule die erste Münchner Marianische Kongregation  [= Gemeinschaft] ins Leben

gerufen. Ihre Versammlungen halten sie nach der Erbauung des Jesuitenkollegs in dem dortigen

großen Saal ab.     Ihre - Sodalen genannten - Mitglieder stellen sich unter den Schutz Marias,

um so „den Gefahren des Glaubensabfalls und der Verwahrlosung der Sitten“ zu begegnen. 

21. Mai 1618 – Die böhmischen Stände treffen sich trotz Strafandrohung

Prag * Obwohl Kaiser Matthias das Zusammentreten des böhmischen Landtags - bei Strafe -

verboten und damit den Majestätsbrief faktisch außer Kraft gesetzt hatte, kommen die

Ständevertreter zur Versammlung. 

1653 – Der Reichstag will eine Kalendervereinheitlichung

Regensburg * Der Reichstag formuliert die Notwendigkeit einer Kalendervereinheitlichung. Der

er sich aber nicht auf einen Beschluss einigen und vertagt die Angelegenheit auf die nächste

Reichsversammlung. 

19. Dezember 1705 – Die Chur-Bairische Landts-Defension Oberlandt erlässt das Tölzer Patent

Tölz * Die „Chur-Bairische Landts-Defension Oberlandt“ erlässt das Tölzer Patent. Es beinhaltet

den Aufruf zur Versammlung der Mannschaften für den 22. Dezember 1705 in Hohenschäfftlarn,

18 Kilometer südlich von München.

20. April 1792 – Frankreich erklärt Österreich und seinen Verbündeten den Krieg
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München * Die französische Nationalversammlung&nbsp;erklärt Österreich und seinen

Verbündeten den Krieg, um so die Errungenschaften der Revolution auch in den anderen

Ländern durchzusetzen.&nbsp;    Das Kurfürstentum Baiern versucht anfangs bei diesem Ersten

Koalitionskrieg&nbsp;neutral zu bleiben.

30. September 1796 – Freiherr von Montgelas erarbeitet das umfangreiche Ansbacher Mémoire

Ansbach * Freiherr Maximilian Joseph von Montgelas legt Herzog Max Joseph von

Pfalz-Zweibrücken das „grundlegende Reformprogramm für die künftige Regierung des

Kurfürstentums Baiern“ vor. Es trägt entscheidend zur Vertiefung des Vertrauensverhältnisses

zwischen dem Herzog und dem Freiherrn bei.    Das Ansbacher Mémoire ist ein Konzept zur

Anpassung der baierischen Verfassungs- und Verwaltungsverhältnisse an die Gegebenheiten der

neuen Zeit. Auf sieben eigenhändig geschriebenen Doppelblättern beschreibt Montgelas die

herrschenden Verhältnisse in Baiern und schlägt gleichzeitig Maßnahmen vor, die - nach seiner

Meinung - für eine effektive und nach den Gesichtspunkten der Aufklärung gebildete

Staatsverwaltung notwendig sind. Im Kern der Reformen fordert der Freiherr         eine klar

gegliederte Ministerialorganisation mit abgegrenzten Zuständigkeiten,   eine neue

Verwaltungsgliederung mit einheitlichen Instanzenwegen in Gesamtbaiern;   eine gut

ausgebildete, unbestechliche, ausreichend bezahlte und sozial abgesicherte Beamtenschaft;   die

steuerliche Gleichbehandlung aller Menschen;   die Unabhängigkeit der Richter,   die Trennung

von Justiz und Verwaltung,   die Überantwortung aller judikativen Bereiche in staatliche

Oberaufsicht,   die Reform des Straf- und Zivilrechts;   die Möglichkeit für die Bauern, adeliges

Obereigentum an Grund und Boden abzulösen;   die Beschränkung der Kirche auf den religiösen

Bereich,   die Aufhebung der Bettelorden und die bessere Nutzbarmachung der Klöster;   die

religiöse Toleranz;   die Aufhebung der Zensur;   die Verbesserung der Universitäten und

Schulen.    In einer übergeordneten Instanz soll die Zusammenarbeit der Ministerien gefördert

werden und eine Koordination der Einzelmaßnahmen erfolgen.       Am Ende steht ein

geschlossenes Staatsgebiet, in dessen Ministerien sich alle staatliche Macht vereint.    Darüber

hinaus will Montgelas ein baierisches, patriotisches Empfinden wecken, um die örtlichen

Gebundenheiten des Einzelnen abzulösen und statt dessen eine Identifikation mit dem

Kurfürstentum, später Königreich, herbeiführen.    Die Forderung nach einer Volksvertretung -

nicht nur einer Ständeversammlung - wiederholt Montgelas im Ansbacher Mémoire nicht

mehr. Wohl aber die Gleichheit aller vor dem Gesetz und die Abschaffung der Steuerprivilegien

des Adels. Seine Adelspolitik nimmt später weitaus konservativere Züge an, vor allem nachdem

er im Jahr 1803 selbst Grundbesitz erworben hat.
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4. August 1800 – Eine republikanische Schrift an die Bevölkerung

München * Eine Anfang August erschienene Schrift wendet sich an die Bewohner Baierns,

Schwabens, Frankens, Tyrols und Salzburgs und fordert dazu auf,       „daß wir diesem Unwesen

einmal ein Ende machen und von dem alten verderblichen Reichsverbande uns loslösen,    uns

nach dem Drange aller politisch- und natürlichen Verhältnisse in einen freien, mächtigen

Staatskörper [...] zusammenschließen [...] und uns so    eine eigene, auf die natürlichen Rechte

der Menschheit, auf die reine Religion, und den allgemeinen Wohlstand gegründete Konstitution

geben“.        Alle Soldaten aus der Koalitionsarmee sollen zurückgerufen werden und

anschließend Vertreter aus den Gemeinden und Distrikten „zu einer allgemeinen süddeutschen

Nationalversammlung oder süddeutschem Landtage“ gewählt werden. 

2. März 1807 – Die Kroninsignien treffen in München ein

Paris - München * Die in Paris angefertigten Kroninsignien treffen in München ein und werden in

der Schatzkammer deponiert. Eine Königskrönung findet jedoch nie statt. Die baierischen

Kroninsignien dienen ausschließlich dem Staatszeremoniell und werden bei der Eröffnung der

Ständeversammlung dem König als Staatssymbol vorangetragen. 

1. Mai 1808 – Die Konstitution für das Königreich Baiern tritt in Kraft

München * Die Konstitution des Königreichs Baiern&nbsp;tritt in Kraft. Die erste einheitliche

Verfassung des Königreichs Baiern besteht aus 45 Paragraphen, die auf acht Seiten Platz finden.

&nbsp;    Nach der Auflösung des Heiligen Römischen Reiches Deutscher Nation&nbsp;und dem

großen Gebietszuwachs, den Baiern erfahren hat, ist es notwendig geworden, das Recht zu

vereinheitlichen und die Rechtsgleichheit in den verschiedenen Landesteilen herzustellen. Nur

Altbaiern war, bis auf wenige Enklaven, ein geschlossenes Staatsgebiet. Ansonsten gleicht das

neue Baiern mit seiner Anhäufung von Besitzungen verschiedener Fürsten, Grafen, Herren und

Ritter eher einem Fleckerlteppich.&nbsp;    Baiern muss nun zusammenwachsen und nach

einheitlichen gesellschaftlichen und verwaltungsrechtlichen Grundsätzen regiert werden. &nbsp;  

    Damit werden „alle besonderen Verfassungen, Privilegien, Erbämter und Landschaftliche

Korporationen der einzelnen Provinzen“ aufgehoben. &nbsp;   Die Verfassung garantiert die

Gleichheit aller vor dem Gesetz und den Steuerbehörden sowie beim Zugang zu den

Staatsämtern. &nbsp;   Die Rechte des Adels werden darin eingeschränkt und deren bisherigen

politischen Vorrechte ausdrücklich abgelehnt. In einer neu eingeführten „Adelsmatrikel“ muss der

Adelstitel erst staatlich anerkannt werden. &nbsp;   Die Leibeigenschaft&nbsp;wird ersatzlos
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abgeschafft.   Die Sicherheit des Eigentums wird ebenso gewährleistet, wie die

Gewissensfreiheit&nbsp;und die Pressefreiheit.&nbsp;Letztere wird allerdings durch Gesetze

teilweise wieder eingeschränkt.   Das Gesetz sieht ein stehendes Volksheer&nbsp;und eine

Bürgermiliz&nbsp;vor.      Mit 21 Jahren muss jeder Staatsbürger&nbsp;vor der Verwaltung

seines Kreises&nbsp;einen Eid ablegen, dass er „der Konstitution und den Gesetzen gehorchen -

dem König treu sein wolle“. Ohne ausdrückliche Erlaubnis des Monarchen darf kein

Staatsbürger&nbsp;auswandern oder ins Ausland reisen.&nbsp;    Zum „Königlichen Hause“ wird

in der Konstitution&nbsp;festgelegt,       dass die Krone erblich ist „in dem Manns-Stamme des

regierenden Hauses, nach dem Rechte der Erstgeburt und der agnatisch-linealischen Erbfolge“.  

Die Prinzessinnen sind für immer von der Regierung ausgeschlossen, so lange noch männliche

Nachkommen vorhanden sind.   Sämtliche Familienmitglieder des königlichen Hauses stehen

unter der Gerichtsbarkeit des Monarchen, und können bei Verlust Ihres Erbfolge-Rechts nur mit

dessen Einwilligung zur Ehe schreiten. &nbsp;      Nach den Bestimmungen der

Konstitution&nbsp;besteht zur Verwaltung des Königreiches Baiern&nbsp;       das

Ministerium&nbsp;aus fünf Departements,&nbsp;dem des Äußeren, der Justiz, der Finanzen, des

Inneren&nbsp;und des Kriegswesens. &nbsp;   Zudem teilte sie das Königreich in

Kreise&nbsp;ein, um so einen einheitlichen Beamten- und Verwaltungsstaat zu schaffen.   Auch

das Justiz- und Militärwesen werden neu organisiert. &nbsp;      Ein Parlament&nbsp;ist in Form

einer National-Repräsentation&nbsp;vorgesehen, kommt aber nicht zustande. &nbsp; 

Gleichwohl werden die Vertretungen der einzelnen Teilgebiete des Königreichs mit Inkrafttreten

der Verfassung abgeschafft. &nbsp;       Die National-Repräsentanten sollten für die Dauer von

sechs Jahren gewählt werden. &nbsp;   Dazu sollten in jedem der acht Kreise,von den 200

höchstbesteuerten „Land-Eigenthümern, Kaufleuten und Fabrikanten“ von Wahlmännern sieben

Mitglieder gewählt werden. Diese 56 Gewählten hätten dann die

Reichs-Versammlung&nbsp;gebildet. &nbsp;      Durch die Einführung der

Konstitution&nbsp;verhindert Minister Maximilian Joseph von Montgelas, dass der auf Napoléon

Bonapartes Drängen geschlossene Rheinbund&nbsp;die Souveränität des Königreichs

Baiern&nbsp;zu stark einschränkt.

5. November 1809 – Bewaffnete Südtiroler Bauern greifen Bozen an

Tirol - Bozen * Bewaffnete Südtiroler Bauern greifen Bozen an. Unentschlossenheit und

mangelnde Führung verhinderten einen Erfolg. Als sich dann von Süden her 2.000 französische

Soldaten der Stadt nähern, lösen sich die Angreifer auf.    Andreas Hofer, der „gewöste

Oberkommandant“, trifft am Brenner auf einige, nicht zum Frieden entschlossene

Aufständische und ändert seine Einstellung erneut. Er ignoriert das Beratungsergebnis der von
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ihm selbst einberufenen Delegiertenversammlung und bricht sein gegebenes Wort gegenüber

General Drouet. Erneut ruft er zum Kampf auf. Dass er damit dem Land jede Schonung verbaut,

muss er wissen.

8. Juni 1815 – Auf dem Wiener Kongress wird der Deutsche Bund gegründet

Wien * Auf dem Wiener Kongress wird der Deutsche Bund gegründet. Der Zusammenschluss

aller souveränen deutschen Fürsten und Freien Städte tritt an die Stelle des Heiligen Römischen

Reiches Deutscher Nation.      In der Bundesakte wird der Deutsche Bund als

Staatenbund organisiert. Ohne Zentralgewalt, unter der Präsidialmacht Österreichs, ohne

Gerichtshof und ohne gewähltes Parlament. Die Bundesversammlung, inoffiziell auch

Bundestag genannt, ist eine Gesandtenversammlung. Darin ist sie dem alten Reichstag ähnlich,

wie auch das alte Heilige Römische Reich Deutscher Nation ein Staatenbund war.      Der Artikel

13 der Deutschen Bundesakte bestimmt für alle Mitgliedsstaaten eine landständische

Verfassung. Doch diesem Auftrag kommt das Königreich Baiern nur unvollständig nach, da die

Verwirklichung eindeutig ein Rückschritt gegenüber der Konstitution gewesen wäre. Denn in einer

landständischen Verfassung hätte sich die Landschaft wieder aus       dem landständischen Adel, 

 den landsässigen Prälaten und   den Vertretern der Städte und Märkte      zusammengesetzt.

Wieder hätte lediglich die Geburt, der Besitz und das Amt die Grundlage zur Beteiligung an der

politischen Willensbildung gebildet.     Weder eine Wahl, noch eine Legislaturperiode ist

vorgesehen. Dieses ist schlicht systemfremd. 

Februar 1817 – Polizei fordert zentrale Kontrolle jüdischer Gottesdienste

München * Der Polizeidirektion sind die jüdischen Gottesdienste in privaten Betsälen verdächtig,

weshalb sie diese als „Geheimversammlungen“ oder „Winkelzusammenkünfte“ verdächtigten

Gottesdienste dauerhaft unterbinden will. Gottesdienste sollen künftig nur noch in einer offiziellen

„Schule“ stattfinden dürfen. Alle Nebenschulen und heimlichen Zusammenkünfte sind

einzustellen. Damit will die Polizei eine bessere Kontrolle der jüdischen Gemeinden

gewährleisten. 

1818 – Graf von Montgelas wird Erblicher Reichsrat

München-Kreuzviertel * Maximilian Joseph Graf von Montgelas, der langjährige baierische

Premierminister und Erschaffer des modernen Bayern, gehört bis 1838 als Erblicher
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Reichsrat der Kammer der Reichsräte als Vorsitzender des Finanzausschusses an. 

26. Mai 1818 – Die Ständeversammlung hat über die Post mitzubestimmen

München * Seit der Verfassung vom 26. Mai 1818 sind im Königreich Baiern Fragen der

Post nicht mehr alleine Angelegenheit des Landesherrn und seiner Regierung. Die

Ständeversammlung hat das Recht über die Staatsausgaben und damit auch über die

Post mitzubestimmen.  Zu den bevorzugt diskutierten Themen in der Ständeversammlung gehört

unter anderem die Frage, ob die Post, als Öffentliche Anstalt die Bedürfnisse der Öffentlichkeit zu

befriedigen hat oder ob sie vorwiegend Geld in die immer leeren Staatskassen bringen soll.

Immer wieder prangern die Abgeordneten    die katastrophalen Dienstleistungen der Post,  die

Grobheit der Postillione und  den miserablen Zustand der baierischen Straßen an.

1819 – Franz Xaver Zacherl in der Ständeversammlung

Vorstadt Au * Der Bierbrauer Franz Xaver Zacherl gehört der ersten Ständeversammlung des

Königreiches Bayern an. Auch in der folgenden Legislatur übt er dieses Amt aus. 

1. Februar 1819 – Die erste baierische Ständeversammlung tagt

München-Kreuzviertel * Die erste baierische&nbsp;Ständeversammlung&nbsp;tagt vom 1.

Februar bis 25. Juli 1819.&nbsp;

4. Februar 1819 – Der Baierische Landtag wird feierlich eröffnet

München-Kreuzviertel * Die erste Baierische Ständeversammlung&nbsp;wird von einem gut

gelaunten König Max I. Joseph im Ständehaus&nbsp;an der heutigen Prannerstraße feierlich

eröffnet.&nbsp;

5. März 1819 – Ein Antrag gegen den jüdischen Hausiererhandel

München-Kreuzviertel * Joseph von Utzschneider bringt in seiner Funktion als Münchner

Bürgermeister in der Ständeversammlung einen Antrag gegen den jüdischen Hausiererhandel
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ein. Der Handel der Juden soll demnach die „Quelle aller den inländischen Handel und das

Gewerbe untergrabenden und vernichtenden Übel“ darstellen. 

10. Juli 1819 – Ein Maßnahmenkatalog zur Eingrenzung des jüdischen Hausiererhandels

München-Kreuzviertel * Die Ständeversammlung legt einen Maßnahmenkatalog zur Eingrenzung

des jüdischen Hausiererhandels vor. 

22. Juli 1819 – Eingrenzung des jüdischen Hausiererhandels beschlossen

München-Kreuzviertel * König Max I. Joseph billigt den von der Ständeversammlung vorgelegten

Maßnahmenkatalog zur Eingrenzung des jüdischen Hausiererhandels. 

August 1819 – Judenverfolgung inden fränkischen Landesteilen

Franken - Würzburg * Kurz nachdem König Max I. Joseph den Maßnahmenkatalog zur

Eingrenzung des jüdischen Hausiererhandels genehmigt hat, kommt es in den fränkischen

Landesteilen zu schweren Judenverfolgungen, „die vor allem in Würzburg das Maß des seit

Jahrhunderten Dagewesenen überschritten. […] Arbeitslose, Handwerksburschen, verschuldete

Bauern und Bürger stürmten die Häuser der Juden. Synagogen wurden in Brand gesteckt“.    Die

Übergriffe auf die jüdischen Mitbürger dauern - mit Unterbrechungen - bis ins Jahr 1822 hinein

an. 

21. Januar 1822 – Die zweite Ständeversammlung tagt

München-Kreuzviertel * Die zweite Ständeversammlung tagt vom 21. Januar bis zum 2. Juni

1822. 

1825 – Rücklagen für den Bau einer protestantischen Kirche

München-Kreuzviertel * Der Bayerische Landtag&nbsp;ermächtigt das Finanzministerium, jährlich

20.000 Gulden für den Bau einer protestantischen Kirche anzusetzen.&nbsp;Dafür muss die

Salvatorkirche&nbsp;unentgeltlich zurückgegeben werden. Erweiterungsplanungen werden damit
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hinfällig.&nbsp;

1825 – Die Themen Ansässigmachung und Verehelichung im Landtag

München-Kreuzviertel - Königreich Baiern * Die Ständeversammlung befasst sich mit den

Themen Ansässigmachung und Verehelichung. Man verweist auf England und Holland, wo der

Wohlstand auf einer zahlreichen und gewerbefleißigen Bevölkerung basiert.    Dagegen hindern

im Königreich Baiern die „Erschwerung der Heiraten und Ansässigmachungen […] ein unserem

dürftigen Boden und seiner großen Oberfläche angemessenes Wachstum der Bevölkerung und

beraubten uns dadurch gerade der Entwicklung jener kostbaren Kräfte, durch deren fruchtbare

Produktion der innere Wohlstand am segensreichsten gedeiht und die Gewichtigkeit eines

Staates am sichersten emporsteigt“.    Bedenken, dass die wachsende Bevölkerung nicht ernährt

werden könne, zerstreut der Abgeordnete Jakobi mit Hunden in der Landeshauptstadt: „In

München werden viele Tausend unnütze Hunde gehalten, die besser genährt und gefüttert

werden oft als Tausende von Menschen“. 

25. Februar 1825 – Die dritte Ständeversammlung tagt

München-Kreuzviertel * Die dritte Ständeversammlung während der Regierungszeit von König

Max I. Joseph tagt vom 25. Februar bis 12. September 1825. 

11. September 1825 – Das Gesetz über das Gewerbewesen

München-Kreuzviertel - Königreich Baiern * Als drittes Gesetz wird zu den Bestimmungen über

Heimat, Ansässigmachung und Verehelichung noch das Gesetz über das Gewerbewesen

beschlossen, um „die Hindernisse des Kunstfleißes zu beseitigen“ und „die Ausbildung in den

Gewerben zu befördern“. Während die Fabrikbesitzer die völlige Gewerbefreiheit fordern, wollen

die Vertreter des Handwerks letztlich die bestehende Zunftverfassung behalten und sogar noch

erweitern.  Die Ständeversammlung beschließt einen Kompromiss, in dem ein

Konzessionssystem im Mittelpunkt steht. Danach ist die Ausübung eines Gewerbes von der

Erteilung einer Gewerbekonzession abhängig. Diese wird von der staatlichen Polizeibehörde

erstellt. Sie darf nicht versagt werden, wenn    der Bewerber die erforderlichen Fähigkeiten besitzt

und  der Unterhalt der anderen Gewerbetreibenden durch die Erteilung der Konzession nicht

gefährdet wird.    Die bestehenden Realrechte, worunter man die Verkäuflichkeit und

Vererbbarkeit des Handwerks versteht, bleiben von dieser Reform ebenso wie die radizierten
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Gewerbe unberührt. 

11. September 1825 – Die Ständeversammlung verabschiedet drei Sozialgesetze

München-Kreuzviertel - Königreich Baiern * Die Ständeversammlung verabschiedet drei Gesetze,

die als die ersten von einer bayerischen Volksvertretung verabschiedeten Sozialgesetze

angesehen werden:    Das Gesetz über die Heimat,  das Gesetz über die Ansässigmachung und

Verehelichung und  das Gesetz über das Gewerbewesen. 

1. September 1828 – Freiherr von Zentner muss zurücktreten

München-Kreuzviertel * Als Bauernopfer für die gescheiterte Stände-Versammlung muss der

liberal gesinnte Freiherr von Zentner herhalten, der von dem als liberal geltenden Joseph Ludwig

Graf von Armansperg, keine zwei Wochen nach dem Ende der Stände-Versammlung, ersetzt

wird.      Armanspergs bisherige Aufgabe als Innenminister übernimmt der als konservativ

geltende Eduard von Schenk. Er gilt König Ludjwig I. als wesentlich gefügiger als sein

Amtsvorgänger, der die „Trennung von Religion und Staat“ vertritt. 

17. November 1828 – König Ludwig I. vergeht die Lust am Liberalismus

München-Kreuzviertel * Die erste Stände-Versammlungen unter der Leitung von König Ludwig I.

findet in der Zeit vom 17. November 1827 bis 18. August 1828 statt. Der bayerische Monarch ist

gemeinsam mit seinem Leitenden Minister Georg Friedrich Freiherr von Zentner mit großen

Erwartungen an dieses Zusammentreffen herangetreten. Die königlich angeordnete prunkvolle

Eröffnung der Stände-Versammlung soll eine neue Ära einleiten.      Der Hinweis in Ludwigs

Thronrede erweckt liberale Hoffnungen, auch wenn der König betont, dass ihm die Religion das

Wichtigste sei. Das Einbringen von 39 Gesetzentwürfen in beide Kammern durch König Ludwig I.

schürt die hohen Erwartungen zusätzlich.      Doch die Ernüchterung tritt auf beiden Seiten sehr

schnell ein. Die Mandatsträger der beiden Kammer wollen sich nicht als bloße Erfüllungsgehilfen

königlicher Politik verstanden wissen. Und der autokratische und ungeduldige Monarch zeigt sich

enttäuscht von dem vielfältigen parlamentarischen Widerstand, den er nicht nach seinem Willen

brechen kann. Deshalb vergeht ihm schlagartig die Lust am Liberalismus und an den Reformen.  

   Kaum hatte er die politische Verantwortung übernommen, soll sich bei ihm eine lebenslang

anhaltende Entfremdung gegenüber der Verfassung einstellen. 
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20. Februar 1831 – Teilnahme an der Ständeversammlung verweigert

München-Kreuzviertel * Die zweite Ständeversammlung&nbsp;in Ludwigs I. Regierungszeit

beginnt. Die Sitzungsperiode dauert bis zum 29. Dezember 1831. &nbsp;    Die Mitglieder der

Abgeordnetenkammer&nbsp;sind im Dezember des Vorjahres neu gewählt worden. Das

Ergebnis brachte 62 Abgeordnete auf die christlich-konservative Regierungsseite und 66

Abgeordnete auf der fortschrittlich-liberale Bank der Opposition. &nbsp;    Weil der Monarch mit

dem Wahlergebnis nicht einverstanden ist, macht er von seinem ihm verfassungsgemäß

zustehenden „Ausschließungsrecht“ bei fünf zur Opposition zählenden

Abgeordneten&nbsp;Gebrauch und verweigert ihnen die Teilnahme an der

Ständeversammlung.&nbsp;

22. Mai 1831 – Innenminister Eduard von Schenk zum Rücktritt gezwungen

München-Kreuzviertel * Die schwäbischen und fränkischen Oppositionellen zwingen in der Frage

der Pressefreiheit - sehr zum Ärger von König Ludwig I. - den Innenminister Eduard von Schenk

zum Rücktritt. Dadurch muss König Ludwig I. die Zensurverordnung wieder zurücknehmen, was

allerdings nichts an der Praxis der Zensur ändert. 

13. September 1831 – Überarbeitung des Ansässigkeitsgesetzes gefordert

München-Kreuzviertel * Eine überwältigende Mehrheit der Abgeordnetenkammer fordert, dass bei

der Verleihung eines Gewerbes „nicht bloß der Nahrungsstand des Bewerbers, sondern auch

jener der bereits Berechtigten berücksichtigt werde“. 

20. April 1832 – Einladung für ein Volksfest auf dem Hambacher Schloss

Neustadt * 32 Neustadter Bürger laden zu einem Volksfest&nbsp;ein, das der „politischen

Diskussion über die Gestaltung eines demokratischen Nationalstaats und über die Mittel zu

seiner Durchsetzung“ gewidmet ist.&nbsp;Der Kreis der Einladenden für das „Volksfest auf dem

Hambacher Schloss“ setzt sich überwiegend aus wohlhabenden Geschäftsleuten und

Gutsbesitzern zusammen.&nbsp;    Als äußeres Zeichen dafür, dass das Fest einem künftigen

und nicht bereits erreichten politischen Ziel gilt, wird es vom bayerischen Verfassungstag am 26.

auf den 27. Mai verschoben.&nbsp;Das ist zudem ein Sonntag und damit für die arbeitende

Bevölkerung ein wesentlich günstigerer Termin.&nbsp;Ausdrücklich werden auch die Frauen zu
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dieser politischen Versammlung aufgerufen.&nbsp;

8. Mai 1832 – Die Rheinbayerische Kreisregierung verbietet das Hambacher Fest

Hambach * Die Rheinbayerische Kreisregierung unter der Leitung von Ferdinand Freyherr von

Adrian-Werburg verbietet das Hambacher Fest. Begründet wird das Verbot mit       der

Ungesetzlichkeit des Versammlungszwecks,     der politischen Diskussion und   dem Bestreben

der Auflösung der bestehenden Ordnung. 

27. Mai 1832 – Kritische Töne auf dem Hambacher Fest gegen die Regierung

Hambach * Auf dem Hambacher Fest demonstrieren rund 30.000 Menschen aus Süddeutschland

in den Farben Schwarz-Rot-Gold für die Einheit Deutschlands, für eine föderative deutsche

Republik und für eine Allianz der demokratischen Bewegungen Europas. Offenbar sind viele

Frauen dem Aufruf gefolgt, der sich ja auch ausdrücklich an die „deutschen Frauen und

Jungfrauen“ gewendet hat, „deren politische Missachtung in der europäischen Ordnung ein

Fehler [...] ist“.    Die Festteilnehmer tragen Fahnen mit politischen Aufschriften mit, die auf die

Themen der Veranstaltung aufmerksam machen. In mehr als zwanzig Reden beschreibt man die

augenblickliche politische Lage und beschreibt - in einer heute ungewohnt pathetischen Sprache

- die künftige Gestaltung Deutschlands.       Die Forderung nach Einheit meint die staatliche

Einheit der deutschen Kulturnation, die auf der gemeinsamen Sprache und der gemeinsamen

historischen Vergangenheit beruht.   Die Forderung nach Freiheit meint die bürgerlichen Rechte

wie Meinungs-, Rede- und Pressefreiheit, Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit, Freizügigkeit

sowie Handels- und Gewerbefreiheit.   Die Forderung nach Gleichheit richtet sich gegen die

mittelalterliche „Ständeordnung“, die die Menschen in Adel, Klerus und den dritten Stand, welcher

über keinerlei politischen Rechte verfügt, einteilt. Gleichheit meint aber auch eine

Gleichberechtigung aller Staatsbürger vor dem Gesetz ohne Bindung an den Geburtsstand.  

Gegen dieses absolutistische System setzen die Hambacher die Volkssouveränität als den

obersten Wert der Staatsverfassung. Die Macht im Staate soll vom Volk ausgehen, gesetzlich

festgelegt und kontrollierbar sein, damit Willkürakte verhindert werden und der Einzelne mit Hilfe

der Gesetze in seinen Eigentums- und Freiheitsrechten geschützt ist.   Anstelle der dem Fürsten

verantwortlichen Heere fordern die Hambacher eine allgemeine Bürgerbewaffnung.   Die Frau

wird als gleichberechtigte Partnerin des Mannes gesehen. Sie ist „nicht mehr die dienstpflichtige

Magd des herrschenden Mannes, sondern die freie Genossin des freien Bürgers“, deren Aufgabe

es ist, frühzeitig ein politisches Verantwortungsbewusstsein in den Kindern zu wecken.     

Überhaupt sehen die in Hambach Versammelten in der politischen Bildungsarbeit ein
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bedeutendes Mittel zur Durchsetzung ihrer Interessen. Das soll in einem öffentlichen

Meinungsbildungsprozess in der Presse und auf Volksversammlungen gefördert werden, damit

sich die Ziele der Einheit, der Freiheit, der Gleichheit und der Volkssouveränität in der

Bevölkerung festsetzen und so allmählich gewaltlos verwirklicht werden können. 

28. Mai 1832 – Mehrere hundert Menschen treffen sich im Hambacher Schießhaus

Hambach * Mehrere hundert Menschen treffen sich zu einer Versammlung in dem neben dem

Hambacher Schloss befindlichen Schießhaus. Man beschließt die Herausgabe einer

Festbeschreibung und die Initiierung ähnlicher Feste in anderen deutschen Staaten. Die

folgenden Erörterungen über das weitere Vorgehen enden mit dem Ergebnis, „jeder soll auf

eigene Faust handeln“.      Heinrich Heine schreibt dazu spöttisch: „Ihr großen Königskinder, ich

bitte Euch, öffnet die  Kerkertüren der gefangenen Patrioten [...].Ihr habt nichts zu riskieren, die

deutsche Revolution ist noch weit von Euch entfernt, gut Ding will Weile und die Frage der

Kompetenz ist noch nicht entschieden. [...] O Schilda, mein Vaterland!“ 

28. Juni 1832 – Carl Philipp Joseph Fürst von Wrede unterdrückt die

Hambach * Feldmarschall Carl Philipp Joseph Fürst von Wrede verordnet in 16 Paragraphen

detaillierte Maßnahmen, mit denen die oppositionelle Volksbewegung unterdrückt werden soll. Im

Einzelnen verbietet er       öffentliche Versammlungen, politische Vereine und Verbindungen

sowie    das Tragen von schwarz-rot-goldenen Abzeichen und Fahnen.   Er befiehlt die

Entfernung der Freiheitsbäume und   kündigt die Bestrafung der Verfasser und Verbreiter

unzensierter politischer Flugschriften an.    Für den Fall, dass die angeordneten Maßnahmen zur

Wiederherstellung von Ruhe und Ordnung unzureichend sein sollten, kündigt Wrede die

Verhängung des Kriegszustandes an.       Im weiteren Verlauf kommt es zu 142

Gerichtsprozessen, in denen sogar sieben Todesstrafen ausgesprochen werden. Diese werden

allerdings in lebenslange Haft umgewandelt. 

8. August 1832 – Prinz Otto von Bayern wird als König von Griechenland akzeptiert

Nauplia * Die griechische Nationalversammlung akzeptiert Prinz Otto von Bayern als König von

Griechenland. Ludwig I., der sich selbst gerne als „alten Philhellenen“ bezeichnet, fühlt sich mit

der Ernennung seines zweitgeborenen Sohnes Otto zum griechischen König am Ziel seiner

Träume. 
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1. September 1833 – Leo von Klenze legt die Grundzüge seiner Planungen vor

München-Graggenau * Leo von Klenze legt dem König die Grundzüge seiner Planungen für den

Platz vor der Oper in Form von zwei Baulinienalternativen vor.    Die eine führt zu einer

symmetrischen Platzgestalt, indem der Königsbau und die geplante neue Fassade der

Hauptpost zwei gleich große Flächen beidseitig der Mittelachse begrenzen, die ihrerseits durch

die Längsachse des Nationaltheaters und den geplanten Aufstellungsort des

Max-Joseph-Denkmals festgelegt ist.Diese Symmetrie ist allerdings nur um den Preis einer „ganz

in die Karikatur fallende Breite“ des Postgebäudes von etwa vier Metern zu erreichen.  Der zweite

Vorschlag rückt die Bauflucht weiter in den Platz, ausgerichtet auf die Südecke der Perusagasse,

was erheblichen Gewinn an Raumtiefe für das Postgebäude bedeuten würde.    König Ludwig I.

entscheidet sich für die erste Lösung, da im anderen Falle das Denkmal für seinen Vater aus der

Platzmitte geraten würde.  Mit der Hauptpost soll ein markantes Beispiel für die hauptsächlich auf

Stadtverschönerung ausgerichtete Baupolitik Ludwigs I. entstehen. Es ist aber zugleich ein

Musterbeispiel dieser höchst fragwürdigen Baupolitik. Um seine Planungen verwirklichen zu

können, braucht der König öffentliche und private Investoren, die seine gestalterischen Ideen

unter Vernachlässigung von wirtschaftlichen und funktionalen Überlegungen akzeptieren. Private

Bauherren lassen sich unter solchen Bedingungen kaum noch finden. Das haben nicht zuletzt die

Erfahrungen in der Ludwigstraße gezeigt.  Doch auch die Veranlassung öffentlicher Bauaufträge

gestaltet sich zunehmend schwierig. Die staatlichen Aufwendungen für königliche

Luxusbauten geraten immer stärker in die Kritik. Insbesondere im Umgang mit der

Ständeversammlung, die die Ausgaben bewilligen oder, wie bei der Hauptpost, im Hinblick auf

weitere Bauaufgaben zumindest akzeptieren soll, findet Ludwig eigene Wege. Im Fall des

Postgebäudes ist dies eine Mischung aus Täuschungsmanövern, neoabsolutistischer

Herrscherwillkür sowie einer Instrumentalisierung von teils opportunistischen, teils ahnungslosen

Beteiligten.  Denn letztlich werden bei den äußerst komplizierten und kaum durchschaubaren

Vorgängen, bei denen man auch den Einsatz eines Strohmannes und die bewusste Verfälschung

und Verschleierung wichtiger Tatsachen nicht scheut, nahezu alle mit den Plänen befassten

Instanzen, von der Postadministration über das Ministerium des Königlichen Hauses, des Innen-,

Außen- und Finanzministeriums und der Ständevertretung, in unterschiedlicher Form und in

jeweils anderen Punkten getäuscht und ausgenutzt.

5. September 1833 – Klenze legt einen Vorschlag für die Fassade der Residenzpost vor

München-Graggenau * Leo von Klenze legt - unaufgefordert und ohne „Anspruch auf diesen Bau

zu begründen“ - einen Vorschlag für die Fassadengestaltung der Residenzpost vor, die er zur

Kaschierung der 292 Fuß [90 Meter] langen und 70 bis 80 Fuß hohen Front auf dem nur 18 bis
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19 Fuß tiefen bebaubaren Grundstück für geeignet hält. Dabei verfällt er „auf den Gedanken

eines offenen Portikus - eines so schönen Gedankens der alten und neuen Zeiten, wozu hier der

Bauplatz und seine Lage nach Norden und sein Verhältnis wie geschaffen scheint“.   Da das

„Törringsche Palais in seiner ganzen Höhe bedeckt werden müßte, so schien es beßer, die

Analogie einer Anlage aus dem Cinquecento als aus der Antike zu nehmen, und Florenz bietet

dazu die schönsten Beispiele dar“. Beigefügt sind wieder zwei alternative Vorschläge. Sie sehen

über einer in Anlehnung an Filippo Brunelleschis Findelhaus gestalteten Bogenhalle ein

wahlweise in kleine Fenster oder Arkaden geöffnetes Obergeschoss vor.  Das florentinische

Vorbild dürfte Klenze nicht allein im Hinblick auf Dimensionen und Proportionen gewählt

haben. So wie er den Königsplatz als ein hellenisch-antikes Forum gestaltete, konnte mit dem an

den Palazzo Pitti erinnernden Königsbau und die Angleichung des Toerring-Palais an das

„Ospedale degli Innocenti“ ein Platz entstehen, der einen Eindruck der florentinischen

Renaissance vermittelt.  Die Rückwand der Arkaden ist schmucklos: „Ich habe in diesen Skizzen

den Grund der Arkaden ganz glatt und ungeziert gelaßen, jedoch würde sich eine paßliche, vom

Königsbaue aus vorzüglich anzusehende Zierde [...] leicht finden laßen. [...]Es scheint mir hier

eine der seltenen Gelegenheiten die Großartigkeit und Einfachheit der Florentinischen Gebäude,

welche ich soviel wie irgendjemand kenne und schätze, ohne Manier, Gewalt und Opfer dessen,

was Vernunft und architectonische Consequenz erheischen anzuwenden und zu erreichen.“ 

Dem möglichen Wunsch des Königs nach einer dem Königsbau ähnlichen Fassade begegnete

Klenze im Voraus mit dem Hinweis auf die völlig unterschiedlichen Größenverhältnisse. König

Ludwig I. akzeptiert die Idee der Bogenhalle, gibt aber zu bedenken, wie ein Gebäudeteil

finanziert werden könne, der „nur Zierde“ und deshalb der Postkasse kaum aufzubürden sei.

Klenze wiegelt ab: „Da dieser Bau namentlich im oberen Stock nicht blos Zierde, sondern für den

Nutzen der Post eingerichtet würde, so glaube ich nicht, daß ein Grund vorliegt, ihn nicht von

dieser Administration bestreiten zu laßen“.  In den folgenden Monaten wird diese Frage zum

zentralen Streitpunkt. König Ludwig I. verteidigt die Idee gegenüber dem

Finanzminister Maximilian Emanuel Freiherr von Lerchenfeld und dem Minister des königlichen

Hauses Gise. Die beiden Minister machen etatrechtliche Bedenken insbesondere im Hinblick auf

die Ständeversammlung geltend, die ihrerseits bei der Entscheidungsfindung völlig übergangen

worden ist.

1834 – Wiedereinführung der Fornikationsstrafe gefordert

München * Die Wiedereinführung der Fornikationsstrafe [= Bestrafung der einfachen Unzucht]

wird in der Ständeversammlung von katholischen und evangelischen Abgeordneten in einer

gemeinsamen Eingabe gefordert. Es kommt zu keiner Verschärfung des Strafrechts, weil man
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eine Erhöhung der Abtreibungs- und Kindermorddelikte befürchtet. 

4. März 1834 – Die Beratungen sollen ein Erfolg für König Ludwig I. werden

München-Kreuzviertel * Das nächste Zusammentreffen der Stände-Versammlung wird für die Zeit

vom 4. März bis 3. Juli 1834 einberufen. Innenminister Ludwig Fürst zu Oettingen-Wallerstein

setzt alles daran, dass die Beratungen zu einem Erfolg für König Ludwig I. werden sollen. Und die

vorausgegangenen, vom König veranlassten Einschüchterungen zeigen auch in der

Abgeordnetenkammer ihre Wirkung. 

Juni 1834 – Auseinandersetzungen um die Umbaufinanzierung

München-Graggenau * Monatelang ziehen sich die Auseinandersetzungen um die

Umbaufinanzierung des Palais Toerring-Jettenbach hin. Die Ministerien haben wegen der

Unzweckmäßigkeit und Unglaubwürdigkeit des Projekts erheblich Vorbehalte. Der teuere Vorbau

bringt kaum einen Zugewinn an Raum und ist außerdem durch mangelnde Belichtung nur sehr

schlecht nutzbar. Was also soll die entstehenden Kosten rechtfertigen?    Schon deshalb holen

die befassten Ministerien einen Gegenentwurf des Maurermeisters Höchl ein, der anstelle der

Bogenhalle eine einfache Fassade vorsieht. Doch das steht den Interessen des Königs diametral

entgegen. Ludwig I. geht es einzig und alleine um die Gestaltung der Fassade, die er von den

Wohnräumen seines Schlosses aus zu sehen bekommt.     Einen letzten Vermittlungsversuch

unternehmen die Minister Maximilian Emanuel Freiherr von Lerchenfeld und Friedrich August

Freiherr von Gise im Juni 1834. Wenn der König schon nicht auf den kostspieligen

Arkadenvorbau verzichten will, soll er dessen Errichtung doch durch einen Zuschuss aus seinen

Mitteln unterstützen, „damit, wenn in künftiger Ständeversammlung dieser Bau zur Sprache

kommt und dem Ministerium zum Vorwurf gemacht wird, es habe denselben mit

Vernachlässigung des Raums nur im Sinne architektonischer Schönheit geführt, alle Klagen

einzelner Mitglieder der Ständeversammlung dadurch beseitigt werden können“.    Der König

reagiert rigoros, selbstherrlich und schroff: „Die Stände über Fassaden von Gebäuden zu hören

ist der Verfassung nicht gemäß. Einmischung derselben in die Administration leide ich nicht.

Dieses ist Mein letztes Wort in Betreff dieses Gegenstandes.“ Da der

Generalpostadministrator Lippe nichts weiter als ein opportunistischer Erfüllungsgehilfe des

Königs ist, genügt ein Machtwort und die Postdirektion bezahlt den gesamten Umbau des Palais -

einschließlich der nicht nur unbrauchbaren, sondern für ihre Belange geradezu unfunktionalen

Säulenhalle - aus dem eigenen Haushalt.
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1. Juli 1834 – Die Ständeversammlung genehmigt den Ludwig-Main-Donau-Kanal

München-Kreuzviertel * Die bayerische Ständeversammlung genehmigt den Bau eines Kanals

zwischen Main und Donau, den Ludwig-Main-Donau-Kanal. 

1. Juli 1834 – Gesetzesvorlagezur Begrenzung des Bevölkerungswachstums

München-Kreuzviertel * Innenminister Ludwig Fürst von Oettingen-Wallerstein bringt in die

Ständeversammlung einen Gesetzentwurf zur Revision des Ansässigmachungs- und

Verehelichungsgesetzes ein.  Ziel der Gesetzesvorlage ist die Begrenzung des

Bevölkerungswachstums durch Verhinderung der Verehelichung und Familiengründung durch

Besitzlose. Damit sollen gleichzeitig    die Lasten der Armenkasse gesenkt sowie  die

Unzufriedenheit der sozialen Unterschichten und die damit verbundene Revolutionsbereitschaft

unterbunden werden.    Der Innenminister kommt damit der überwältigenden Mehrheit der

Abgeordnetenkammer entgegen, die bereits am 13. September 1831 derartige Schritte forderte.

Fürst Ludwig von Oettingen-Wallenstein schafft mit diesem Deal auch die Zustimmung zu

anderen Gesetzesvorlagen wie die Zivilliste, den Festungsbau in Ingolstadt und den

Ludwig-Main-Donau-Kanal. 

1. Juli 1834 – Ein neues Ansässigmachungs- und Verehelichungsgesetz

München-Kreuzviertel * Die Ständeversammlung beschließt ein Ansässigmachungs- und

Verehelichungsgesetz, in dem den Gemeinden ein „absolut hindernder Widerspruch (Vetorecht)“

zugestanden wird. Das gilt in all den Fällen, wo das Gesuch auf Ansässigmachung lediglich auf

dem Nachweis eines „anderweitig gesicherter Nahrungsstandes“ gestützt ist.  Damit liegt das

Schicksal der Bewerber, für die kein Anspruch auf Ansässigmachung besteht, ausschließlich in

der Hand der Gemeinde. Davon betroffen sind in erster Linie besitzlose Lohnabhängige, die

dadurch auch von der Verehelichung ausgeschlossen werden. 

1837 – Joseph Anton von Maffei wird Mitglied in der Kammer der Abgeordneten

München-Kreuzviertel * Zwischen 1837 bis 1847 ist Joseph Anton von Maffei Mitglied in der

Kammer der Abgeordneten.

2. Februar 1837 – Wahlergebnis im Sinne der Regierung beeinflusst
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München-Kreuzviertel * Die nächste Zusammenkunft der Volksvertretung&nbsp;beginnt am 2.

Februar und dauert bis zum 17. November 1837. Das Ergebnis der im Vorfeld durchgeführten

Wahlen war von der Staatsregierung schon ganz in ihrem - konservativen - Sinne beeinflusst

worden.&nbsp;

18. September 1837 – König Ludwig I. legt sich mit der Stände-Versammlung an

München-Kreuzviertel * König Ludwig I. argumentiert vor der Stände-Versammlung so:    „Die

Verfassungsurkunde räumt den Ständen keineswegs das Recht ein, die einzelnen Positionen der

Einnahmen und Ausgaben unabänderlich mit verbindender Kraft für die Regierung festzustellen,

nur zum Zwecke der Steuerbewilligung wird denselben das Budget vorgelegt; ein Finanzgesetz

ist in der Verfassung nicht vorgeschrieben, sondern nur durch eine gezwungene Interpretation ist

die bisherige Übung eingeführt worden. Zwingen lasse ich mich nicht, dafür meyne ich, sollte ich

zu gut bekannt seyn. [...].“     Die Kammer der Abgeordneten wollte einen derartigen Angriff des

Königs freilich nicht akzeptieren und selbst die Kammer der Reichsräte ist von den Argumenten

des Innenministers Oettingen-Wallerstein überzeugt. Es kommt, was kommen musste: wer dem

König nicht nach dem Mund spricht, hat mit Sanktionen zu rechnen, weshalb Ludwig I. seinen

liberal geltenden Innenminister Ludwig Fürst zu Oettingen-Wallerstein am 4. November 1837

entlässt. 

4. November 1837 – Karl August von Abel wird Innenminister

München * König Ludwig I. entlässt seinen als liberal geltenden Innenminister Ludwig Fürst zu

Oettingen-Wallerstein. An seine Stelle rückt der erzkonservative Ministerialrat Karl August von

Abel. 

14. August 1838 – König Ludwig I. erlässt die die Kniebeugeverordnung

München * Als ein Beispiel der rückwärtsgewandten antikatholischen Maßnahmen kann die

Kniebeugeverordnung für die Bayerische Armee gelten.      Die Vorschrift über die Kniebeuge war

vom damaligen Kurfürsten Max IV. Joseph im Jahr 1803 abgeschafft worden, nachdem Baiern

kein ausgesprochen katholisches Land mehr war und Katholiken und Protestanten in der gleichen

Armee dienten. Wenn also der Priester den Segen gab, knieten sich die Katholiken hin, während

die Protestanten gemäß ihrer Glaubensauffassung stehen blieben. Nun befiehlt aber König

Ludwig I., dass Alle niederzuknien haben. 
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28. Dezember 1839 – Die Stände-Versammlung und die konservative Politik

München-Kreuzviertel * Die Stände-Versammlung dauert vom 28. Dezember 1839 bis 15. April

1840. Die Reichsräte und die Abgeordneten haben sich nun auch mit dem politischen

Kurswechsel in der ludovizianischen Innenpolitik durch den konservativen Innenminister Karl

August von Abel auseinanderzusetzen. 

29. Januar 1840 – Schwerer Unfall am Giesinger Berg

Giesing * Die beiden Abgeordneten der bayerischen Ständeversammlung, der Unternehmer

Joseph von Utzschneider und der Giesinger Pfarrer und Dekan Nepomuk Silberhorn, erleiden am

Giesinger Berg - in der berüchtigten „Loherwirtskurve" - einen Unfall. Am steilen Giesinger Berg

sind die Pferde durchgegangen; die Kutsche überschlägt sich und prallt heftig gegen ein

Gebäude.   Utzschneider erlitt schwerste Kopf- und Rippenverletzungen. Silberhorn wird

ebenfalls verletzt, aber deutlich weniger schwer und erholt sich nach einigen Tagen von seinen

Verletzungen.

14. November 1842 – Die Stände-Versammlung erhält ein Mitspracherecht

München-Kreuzviertel * Die nächste Stände-Versammlung dauert vom 14. November 1842 bis

zum 30. August 1843. Sie ist zu Beginn überschattet vom Ausschluss mehrerer Abgeordneter,

hauptsächlich aus der Pfalz.      Den Schwerpunkt der Verhandlungen bildet wiederholt die Frage

der „Erübrigungen“, deren Summe seit dem Jahr 1837 auf fast 30 Millionen Gulden angewachsen

ist, und die der König ohne Beteiligung der Volksvertretung für sich beanspruchen will.   

Eingespart wurden diese Gelder zum größten Teil bei Infrastrukturmaßnahmen. Dabei war der

Zustand der Straßen so katastrophal, dass man amüsiert feststellte, man könne bald nicht mehr

zu den Prachtbauten Ludwigs gelangen. Doch der öffentliche Straßenbau interessierte den König

nicht, da ihm sonst nicht genügend Geld für „seine Sachen“ bleibt.     Zudem wird bei der

Verwaltung und den Bildungseinrichtungen gespart. Der Bildungsetat bleibt dreißig Jahre lang

gleich und beträgt für ganz Bayern nur ein Viertel der Zivilliste für das Königshaus.      Das

Ergebnis der Stände-Versammlung ist das sogenannte „Verfassungsverständnis“, in dem der

König seinen Anspruch auf die alleinige Verfügungsmacht über die „Erübrigungen“ aufgeben

muss. Das Parlament erhält bei der Verwendung der Gelder ein Mitspracherecht und geht aus

dieser Auseinandersetzung gestärkt hervor. 
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1. Dezember 1845 – Widerstand gegen die Konfessionspolitik des Innenministers Abel

München-Kreuzviertel * Die Stände-Versammlung wird für den 1. Dezember 1845 einberufen und

tagt bis zum 24. Mai 1846. Die feierliche Eröffnung der Zusammenkunft der Volksvertreter findet,

wie bereits beim vorhergegangen Treffen des Jahres 1842, in der Residenz statt. König Ludwig I.

sucht das Ständehaus in der Prannerstraße nicht mehr offiziell auf.      Neun Abgeordnete werden

ausgeschlossen, darunter acht Protestanten. Nun kocht der Widerstand gegen die

Konfessionspolitik des Innenministers Karl August von Abel hoch. Die evangelischen

Untertanen fühlen sich schon seit längerer Zeit zurückgesetzt und ungerecht behandelt. 

12. Dezember 1845 – König Ludwig I. muss den Kniebeugeerlass zurücknehmen

München * König Ludwig I. muss den sogenannten Kniebeugeerlass vollständig zurücknehmen. 

1. Januar 1847 – Innenminister Abel wird ein wichtiges Ressort entzogen

München-Kreuzviertel * Dem Innenminister Karl August von Abel wird ein wichtiges Ressort

entzogen, indem man ein eigenes Ministerium des Inneren für Kirchen- und

Schulangelegenheiten ins Leben ruft. Zum zuständigen Minister wird Karl Freiherr von Schreck

ernannt. 

20. September 1847 – In der Stände-Versammlung werden weitreichende Forderungen erhoben

München-Kreuzviertel * Vom 20. September bis 30. November 1847 wird eine Außerordentliche

Stände-Versammlung einberufen, bei der es im Grunde nur um eine Anleihe zur Finanzierung der

Eisenbahn geht.     In beiden Stände-Kammern werden lautstark liberale Forderungen wie die

Ausweitung der Pressefreiheit und weitere Reformen, die die Märzforderungen des

darauffolgenden Jahres vorwegnehmen, erhoben. 

30. September 1847 – Beschlüsse in der der Ständeversammlung gegen die Zensur

München-Kreuzviertel * Die willkürliche Verweigerung und Entziehung des Postdebits wird nun

auch auf dem außerordentlichen Landtag vom September/November 1847 diskutiert. Die beiden

Kammern der Ständeversammlung fassen dabei einen Beschluss, mit dem sie die Regierung
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auffordern, von der „Verweigerung bzw. Entziehung der Postbeförderung für Zeitungen“ Abstand

zu nehmen.

30. November 1847 – König Ludwig I. bildet das Kabinett um

München-Kreuzviertel * Auch deshalb, weil sich die „Herren Minister“ weigern, die Gräfin von

Landsfeld zu gesellschaftlichen Veranstaltungen einzuladen, bildet König Ludwig I. - gleich nach

Beendigung der Stände-Versammlung - das Kabinett um.      Ludwig Fürst zu

Oettingen-Wallerstein wird Minister des Königlichen Hauses und des Äußeren sowie Minister des

Inneren für Kirchen- und Schulangelegenheiten. 

16. Dezember 1847 – Die neue Regierung erreicht die Aufhebung der Zensur

München * Die neuernannte Regierung versucht umgehend innenpolitisch die Wogen zu glätten

und erreicht die „Aufhebung der Zensur für die inneren Angelegenheiten“. Der Leitende

Minister Ludwig zu Oettingen-Wallerstein sammelt inzwischen - natürlich ohne Wissen des

Königs - Material für die „Entfernung der Lola Montez“.     Das bedeutet allerdings, dass satirische

Zeitschriften nun vermehrt Karikaturen von Lola und Ludwig veröffentlichen. Auch

Schmähschriften kursieren in großer Menge. In der politischen Presse offenbart sich, dass die

Person des Königs nicht mehr unantastbar erscheint und Ludwig I. den Staat nicht mehr

unangefochten repräsentiert. 

27. Februar 1848 – Die Märzforderungen werden erstmals erstellt

Mannheim * Mit Bekanntwerden der Februarrevolution in Frankreich verstärken sich die

politischen Forderungen nach einer stärkeren Beteiligung am politischen Leben. Die Bevölkerung

Mannheims reagiert als erste auf die Nachrichten aus Paris. An diesem Tag, einem Sonntag,

kommen hier 2.500 Menschen zu einer Volksversammlung zusammen. Sie beratschlagen über

eine Petition, die erstmals die vier Forderungen beinhalteten, die als Märzforderungen in alle

künftigen Petitionen eingehen:         Pressefreiheit,     Volksbewaffnung,     Schwurgerichte und    

ein nationales Parlament. 

3. März 1848 – Die Münchner erstellen einen Forderungskatalog an den König
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München * In einem Forderungskatalog verlangen die Münchner Untertanen vom König:         Die

Verabschiedung eines Gesetzes über Ministerverantwortlichkeit.     Die Einführung voller

Pressefreiheit und eines Pressegesetzes.   Die Einführung öffentlicher Gerichtsverfahren.   Die

Unterstützung des Wunsches nach Schaffung einer Volksvertretung für den Frankfurter

Bundestag.   Die Vereidigung des Militärs auf die Verfassung.   Die Verabschiedung eines neuen

Polizeigesetzes.   Die Verabschiedung eines neuen Wahlgesetzes.   Die Entlassung des

Verwesers des Innenministeriums Berks.        Die Resolution liegt im Rathaus auf und „innerhalb

von nur vier Stunden sollen bereits mehr als 10.000, bald gar 20.000 Unterschriften gesammelt

worden sein“. Der Magistrat und zwei aus dem Bürgerstand ausgewählte Vertrauensmänner

überreichen die Resolution.      Noch am Abend verkündet der Leitende Minister Ludwig Fürst zu

Oettingen-Wallerstein, dass die Stände zur Prüfung der Resolution vorzeitig einberufen werden

sollen. Als Termin wird der 31. Mai festgesetzt. König Ludwig I. kann und will die Forderungen der

Bürger nicht akzeptieren, verspricht aber die Entlassung Berks. Außerdem soll die nächste

Stände-Versammlung auf den 31. Mai 1848 vorverlegt werden.      Als die Münchner diese

Forderungen aufstellen, hat Lola Montez das Königreich Bayern bereits seit drei Wochen in

Richtung Schweiz verlassen. Es geht nicht mehr um die Affäre mit der Spanischen Tänzerin, es

geht nur noch um das autokratische und neoabsolutistische Herrschaftssystem König Ludwigs I.,

das nicht mehr länger aufrechtzuerhalten ist. 

6. März 1848 – Die Königliche Proklamation wird veröffentlicht

München * Die Königliche Proklamation wird als Antwort auf die Forderungen der Münchner

Bürgerschaft vom 3. März veröffentlicht. Ludwig Fürst zu Oettingen-Wallerstein hat den Inhalt der

Proklamation, in der der König seine weit­ reichenden Versprechungen zur Weiterentwicklung der

Bayerischen Verfassung abgibt, redigiert. Sie beinhaltet:         die verfassungsmäßige

Ministerverantwortlichkeit,     die vollständige Pressefreiheit,     eine Verbesserung der

Wahlordnung,     die Einführung der Öffentlichkeit und Mündlichkeit in eine Rechtspflege mit

Schwurgerichten,     eine umfassende Fürsorge für Staatsdiener und ihre Angehörigen und

Ausdehnung dieser Maßnahmen auf die übrigen Angestellten des Staates,     eine Verbesserung

der Verhältnisse der Israeliten,     die Abfassung eines Polizeigesetzbuches,     die Vereidigung

des Heeres auf die Verfassung und     eine Reform des Deutschen Bundes, insbesondere zu

einem deutschen Nationalparlament.        Die Proklamation schließt mit den Worten: „Alles für

mein Volk! Alles für Deutschland!“ und geht sogar über die Forderungen der Petition vom 3. März

weit hinaus, beinhaltet aber alle Punkte und damit auch die Märzforderungen. Was aber mit

keinem Wort erwähnt wird ist die „soziale Frage“, die Frage der „Bauernbefreiung“.    Nicht nur,

dass mit der Proklamation vom 6. März 1848 die Märzforderungen in Bayern noch vor den
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anderen deutschen Staaten ihre Anerkennung finden, nein, es wird damit auch König Ludwigs I.

auto­kratischer Regierungsanspruch mit einem Handstreich ausgehöhlt.

18. März 1848 – Die Stände-Versammlung soll im Ständehaus eröffnet werden

München * Die große Mehrheit der Vertreter der Abgeordnetenkammer&nbsp;will, dass die

Eröffnung der Stände-Versammlung&nbsp;nicht mehr im Thronsaal der Residenz, sondern

wieder im Ständehaus&nbsp;stattfinden soll.&nbsp;Anderenfalls sei „ein förmlicher Bruch

zwischen den Ständen und der Regierung“ zu erwarten. &nbsp;    König Ludwig I. ist strikt gegen

diese Aufforderung und vermerkt verärgert, er möchte von dieser Angelegenheit nichts weiter

mehr hören. Wenige Stunden später streicht er eigenhändig die Sätze und schreibt kleinlaut

darunter: „Im Ständehaus soll dieses Mal die Eröffnung stattfinden.“&nbsp;

18. März 1848 – In Berlin kommt es zu einem erbittert geführten Barrikadenkampf

Berlin * In Berlin kommt es in der Nacht vom 18. auf den 19. März zu einem erbittert geführten

Barrikadenkampf. Vor dem Berliner Stadtschloss&nbsp;hat sich eine große Menschenmenge

versammelt, um auf die Antwort des Königs auf die Märzforderungen&nbsp;der Berliner

Bürgerschaft zu warten. Als während der Verlesung eines Patents&nbsp;von König Friedrich

Wilhelm IV. zu den Reformen in Preußen&nbsp;auf der anfangs friedlichen Versammlung

revolutionäre Parolen laut wurden, fallen zwei - angeblich versehentlich ausgelöste - Schüsse.

Das ist das Signal für einen Barrikadenkampf. &nbsp;    Innerhalb von wenigen Stunden türmen

sich im Zentrum von Berlin die Barrikaden&nbsp;auf. Das Militär geht mit großer Härte und

Brutalität auch gegen Unbeteiligte in den Häusern vor. Dennoch kann sich das Militär nicht

durchsetzen. Als Bedingung für einen Waffenstillstand&nbsp;muss der König am 19. März seine

Truppen abziehen.&nbsp;

22. März 1848 – Der sogenannte „Reform-Landtag“ beginnt

München-Kreuzviertel * Der sogenannte Reform-Landtag beginnt. Er wird bis zum bis 30. Mai

1848 dauern. Diese Stände-Versammlung leistet wichtige Arbeit, verabschiedet in nur zwei

Monaten 14 Gesetze, die der bayerischen Verfassung liberalere Züge verleihen. 
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31. März 1848 – In Frankfurt am Main versammelt sich das sogenannte Vorparlament

Frankfurt am Main * In Frankfurt am Main versammelt sich das sogenannte Vorparlament, das

aus 574 ehemaligen und gegenwärtigen Mitgliedern von Stände-Versammlungen&nbsp;sowie

aus etlichen durch „das Vertrauen des deutschen Volkes“ ausgezeichneten Männern besteht.

Das sond allerdings noch keine gewählten Vertreter, die die verschiedenen Staaten des

Deutschen Bundes&nbsp;deshalb nur sehr ungleichgewichtig repräsentierten. &nbsp;    Sofort

bricht der Konflikt zwischen den Demokraten, die eine republikanische Staatsform&nbsp;und

soziale Reformen&nbsp;durchsetzen wollen, und den Liberalen&nbsp;aus, die der

Konstitutionellen Monarchie&nbsp;den Vorzug geben.&nbsp;

12. April 1848 – Das Bayerische Wahlgesetz wird im Landtag verabschiedet

München-Kreuzviertel * Zwischen dem 12. und 15. April wird &nbsp;das Bayerische

Wahlgesetz&nbsp;für das Frankfurter Paulskirchenparlament&nbsp;im

Landtag&nbsp;verabschiedet und nach der Zustimmung der Kammer der Reichsräte&nbsp;und

des Staatsrats&nbsp;verkündet.&nbsp;

23. April 1848 – Frankreichs Wahl zur verfassungsgebenden Nationalversammlung

Frankreich * In Frankreich findet die Wahl zu einer verfassungsgebenden Nationalversammlung

statt. Bei dieser unterliegt die Linke, während die Konservativen und die gemäßigten Liberalen

siegreich hervorgehen. 

12. Mai 1848 – Die Schwurgerichte werden im Königreich Bayern eingeführt

München-Kreuzviertel * Das „Gesetz, einige Abänderungen des Strafgesetzbuches vom Jahre

1813 [...] betreffend“, wird veröffentlicht. Darin führt Maximilian II. von Gottes Gnaden König von

Bayern die Schwurgerichte zur Aburteilung von Verbrechen und Pressedelikten ein. 

18. Mai 1848 – Das Frankfurter Paulskirchenparlament tritt erstmals zusammen

Frankfurt am Main * Die 585 gewählten Abgeordneten treten erstmals in der Frankfurter

Paulskirche zusammen und nehmen - nach einem triumphalen Einzug - auf den Kirchenbänken
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Platz. Es ist ein Akademiker-Parlament, dem alleine fünfzig Professoren angehören. Drei Viertel

aller Abgeordneten haben eine akademische Ausbildung. Nach einem eher chaotischen Start

entwickelt die Nationalversammlung in der Folge kontinuierlich alle Elemente eines

funktionierenden parlamentarischen Verfahrens.      Die erste deutsche Nationalversammlung tagt

vom 18. Mai 1848 bis zum 30. Mai 1849 an insgesamt 230 Sitzungstagen. An jedem

Sitzungstag versammeln sich um 9 Uhr zwischen 400 und 450 Abgeordnete, die für einen

nationalen Staat und für eine freiheitliche Verfassung streiten. 

4. Juni 1848 – Ein neues Wahlgesetz bringt entscheidende Verbesserungen

München-Kreuzviertel * Das Gesetz über die Wahl der Landtags-Abgeordneten bringt einige

Neuerungen, die als „entscheidend“ bezeichnet werden müssen. Es beseitigt das ständische

Element der Verfassungsurkunde von 1818. In diesem bestand die Kammer der Abgeordneten zu

einem Achtel aus der Klasse der adeligen Großgrundbesitzer, ebenfalls ein Achtel aus der

Geistlichkeit der christlichen Konfessionen, ein Viertel stellten die Vertreter der Städte und

Märkte und die verbliebene Hälfte die Landeigentümer ohne gutsherrliche Gerichtsbarkeit.      Im

neuen Gesetz errechnet sich die Anzahl der Landtags-Abgeordneten nach dem Verhältnis von je

Einem Abgeordneten auf 31.500 Seelen der Gesamtbevölkerung des Königreichs, die auf die

„einzelnen Kreise vertheilt“ werden.    Die Wahl ist indirekt. Das heißt, dass in einer

Urwahl zunächst Wahlmänner gewählt werden, die dann in einem zweiten Wahlgang die

Abgeordneten wählen.  Zum Abgeordneten kann jeder gewählt werden, der das 30. Lebensjahr

vollendet hat.  Für das aktive Wahlrecht genügt die Zahlung einer direkten Steuer, und sei sie

auch noch so klein.  Weder das aktive noch das passive Wahlrecht ist an ein bestimmtes

Glaubensbekenntnis“gebunden. Damit kommt auch die staatsbürgerliche Gleichberechtigung der

Juden einen Schritt weiter.  Und die nicht an ein bestimmtes Glaubensbekenntnis gebundenen

Angehörigen nichtchristlicher Konfessionen dürfen den Verfassungseid unter Weglassung des

Bezugs auf das Evangelium schwören.  Die Wahl der Landtags-Abgeordneten ist öffentlich, die

Stimmzettel müssen jedoch noch vom Wähler unterschrieben werden. Die Geheime Wahl wird

erst im Jahr 1881 eingeführt.  Außerdem werden noch keine amtlichen Stimmzettel ausgegeben.

Diese gibt es erst - mit dem Frauenwahlrecht - im Januar 1919.  Das bisherige

Ausschließungsrecht des Königs, mit dem er gewählten Abgeordneten den Urlaub für die

Teilnahme am Landtag verweigern konnte, wird beseitigt.      Das Gesetz, das als Bestandteil der

Verfassungs-Urkunde angesehen wird, tritt mit der nächsten Wahl in Wirksamkeit. 

4. Juni 1848 – Eine Absichtserklärung zur Rechtspflege
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München-Kreuzviertel * Im Artikel 1 des Grundlagengesetzes wird erklärt: „Die Rechtspflege soll

von der Verwaltung, selbst in den untersten Behörden, gänzlich getrennt werden“.  Es dauert

jedoch bis zum 10. November 1861, bis der verkündete Grundsatz verwirklicht wird.

4. Juni 1848 – Die Landtagsabgeordneten erhalten das Recht der Initiative

München-Kreuzviertel * Ein weiteres wichtiges Vorschriftenwerk ist das Gesetz über die

ständische Initiative. Es gibt den Abgeordneten beider Kammern des Landtags das Recht der

Initiative, also das Recht, Gesetzesentwürfe einzubringen.    Immerhin wird damit aus der

Stände-Versammlung eine wirkliche Volksvertretung. Und aus dem Ständehaus wird das

Landtagsgebäude. 

4. Juni 1848 – Das Gesetz über die Abschaffung der Pressezensur

München-Kreuzviertel * Außerdem tritt das Gesetz über die Abschaffung der Pressezensur in

Kraft. In dem vom König erlassenen Edikt über die Freiheit der Presse und des Buchhandels ist

festgelegt worden, dass das Erscheinen von Presseerzeugnissen nicht „von obrigkeitlicher

Prüfung und Genehmigung des Inhalts oder überhaupt von irgend einer obrigkeitlichen Erlaubniß

abhängig“ sei. „Die Strafgerichtsbarkeit [steht] nicht den Polizeibehörden, sondern den Gerichten

zu.“ 

4. Juni 1848 – Die Ministerverantwortlichkeit wird Gesetz

München-Kreuzviertel * Ein weiteres Reformgesetz von König Max II. ist das Gesetz, die

Verantwortlichkeit der Minister betreffend. Kernpunkt dieses Verfassungsgesetzes ist, dass

Regierungsanordnungen des Königs nur durch die Gegenzeichnung des verantwortlichen

Ressortministers Geltung erhalten. Damit ist der Spätabsolutismus eines König Ludwigs I. mit

einem Gesetz beseitigt.    Freilich verliert damit der König letztlich seine

Verantwortlichkeit gegenüber der Bevölkerung, aber das Parlament hat immer jemanden, den es

zur Verantwortung ziehen kann. 

29. Juni 1848 – Erzherzog Johann zum Reichsverweser gewählt

Frankfurt am Main * Die Nationalversammlung wählt den österreichischen Erzherzog Johann zum
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Reichsverweser.         Die Monarchisten stimmen zu, da er Fürst ist,   die Großdeutschen, da er

Österreicher ist,   der Linken ist er genehm, weil er als volkstümlich gilt.    Überhaupt ist

Erzherzog Johann ein Gegner Metternichs gewesen.        Seine Popularität bei den Linken basiert

auch auf seiner morganatischen Ehe mit einer bürgerlichen Postmeisterstochter. Am 18. Februar

1829 hatte er die aus Aussee stammende Anna Plochl geheiratet und hinnehmen müssen, dass

er von der Thronfolge ausgeschlossen wurde. 

11. Juli 1848 – Erzherzog Johann zieht unter großem Jubel in Frankfurt ein

Frankfurt am Main * Erzherzog Johann zieht unter großem Jubel in Frankfurt ein. Als

Reichsverweser ist er das provisorische Oberhaupt des Deutschen Reiches, eines Staates, der

noch in der Entstehung ist. Aufgabe des Reichsverwesersmist es, die Reichsminister zu

ernennen und zu entlassen. Außerdem unterschreibt er die Reichsgesetze.    Doch die Macht der

Zentralregierung und der Nationalversammlung ist gering. Die Armeen der Großmächte

Österreich und Preußen weigern sich, dem Reichsverweser zu huldigen und die Staaten England

sowie Frankreich versagten ihm die völkerrechtliche Anerkennung.  Und weil sie über keine

eigenen Streitkräfte verfügt, muss die Zentralgewalt auf die ehemaligen

Bundestruppen zurückgreifen, die aber letztlich ihre Befehle von den einzelstaatlichen

Regierungen empfangen.    Diese intervenieren immer dann, wenn Ruhe und Ordnung durch

linke Volksaufstände gefährdet sind. Wenn aber die Errungenschaften des März verteidigt

werden sollen, ist mit den Bundestruppen nicht zu rechnen. 

13. September 1848 – Preußens König Friedrich Wilhelm IV. provoziert das Parlament

Berlin * In Berlin überträgt König Friedrich Wilhelm IV. seinem General Friedrich Graf von

Wrangel das „Commando über sämmtliche Truppen“. Auf diese Provokationen antwortete die

Nationalversammlung, indem sie die Abschaffung von Adel, Titel und Orden sowie das „von

Gottes Gnaden“ des preußischen Königs beschließt. 

26. Oktober 1848 – Die Niederschlagung des Wiener Aufstands fordert über 2.000 Tote

Wien * Nach Ablauf des Ultimatums gibt der Oberbefehlshaber aller österreichischen Truppen,

Alfred Fürst zu Windischgrätz, den Befehl zum Kampf. Innerhalb von fünf Tagen nehmen seine

Truppen die Stadt ein. Die Bilanz: über 2.000 Tote.      Zwei Wochen nach der Niederschlagung

des Wiener Aufstands werden 1.600 Personen verhaftet, davon 966 wieder entlassen. 24
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Todesurteile kommen zur Vollstreckung. Das prominenteste Opfer ist der

Nationalversammlungs-Abgeordnete Robert Blum, der - trotz seiner Immunität - am 9. November

1848 standrechtlich erschossen wird. 

2. November 1848 – Die Reaktion holt zum entscheidenden Schlag aus

Berlin * Mit Blick auf die Vorgänge in Wien holt jetzt auch die preußische Reaktion zum

entscheidenden Schlag aus. König Friedrich Wilhelm IV. den reaktionären Grafen Friedrich

Wilhelm von Brandenburg mit der Regierungsbildung. Außerdem sollt er die

Verfassungsfrage unter Ausschaltung der Nationalversammlung lösen und „die Märzrevolution

entschieden und siegreich stürzen“. 

4. November 1848 – Charles Louis Napoleon Bonaparte wird französischer Staatspräsident

Paris * Von der Nationalversammlung in Paris wird eine Verfassung verabschiedet, in der auch

die Wahl eines Staatspräsidenten vorgesehen ist. Charles Louis Napoleon Bonaparte, der Neffe

des großen Napoleon Bonaparte, kandidiert als Staatspräsident. Er, der anno 1836 und 1840

gegen den Bürgerkönig Louis-Philippe vergeblich geputscht hatte, holt 75 Prozent der Stimmen

und damit das Amt des französischen Staatspräsidenten. 

9. November 1848 – Die Preußische Nationalversammlung wird nach Brandenburg verlegt

Berlin * König Friedrich Wilhelm IV. lässt die Preußische Nationalversammlung in das

altmärkische Städtchen Brandenburg verlegen. 

9. November 1848 – Robert Blum wird in Wien standrechtlich erschossen

Wien * Der populäre Nationalversammlungs-Abgeordnete Robert Blum wird - trotz seiner

Immunität - in der Brigittenau bei Wien standrechtlich erschossen. Seine Hinrichtung ist ein „Akt

der Willkür und Brutalität“. 

5. Dezember 1848 – Preußen erhält - 40 Jahre nach Bayern - eine Verfassung oktroyiert
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Berlin * Die Preußische Nationalversammlung wird aufgelöst und eine neue

Verfassung oktroyiert. Damit erhält das Königreich Preußen - vierzig Jahre nach Bayern - eine

Verfassung.      Im Gegensatz zu Wien ist der Sieg der Gegenrevolution zwar unblutig errungen,

aber dennoch unumkehrbar. 

27. Dezember 1848 – Grundrechte des deutschen Volkes verabschiedet

Frankfurt am Main * Die Nationalversammlung in Frankfurt am Main verabschiedet die

Grundrechte des deutschen Volkes, die am 28. März 1849 in die Paulskirchen-Verfassung

münden wird.         Erbkaiser soll der König von Preußen werden.   Anstatt eines

Großdeutschland sollte es nur ein Kleindeutschland geben, da Österreich nicht bereit ist, seine

nichtdeutschen Gebiete aufzugeben.

20. Januar 1849 – Ein politisches Haberfeldtreiben gegen einen fortschrittlichen Lehrer

Holzolling * In der Nacht vom 20. zum 21. Januar 1849 wird auf einer Wiese außerhalb von

Holzolling ein Haberfeldtreiben abgehalten. Die Treiben finden nun schon seit einiger Zeit aus

Sicherheitsgründen außerhalb der dörflichen Siedlungen statt. Getrieben wird  von 50 bis 60

Haberern. Es gilt mehreren Einwohnern des Dorfes, in der Hauptsache aber dem Lehrer Franz

Xaver Bacherl.    Der Grund für das Haberfeldtreiben ist bei Franz Xaver Bacherl nicht in einer

Leichtfertigkeit zu finden, sondern ist politischer Natur und zeigt damit eine völlig neue Tendenz

weg vom Sittlichkeitstreiben. Der Lehrer Franz Xaver Bacherl       begeisterte sich für ein großes,

geeinigtes Deutschland,   hatte einen Arbeiterverein, angelehnt an den Münchner

Märzverein gegründet,   organisierte Versammlungen und hielt politische Reden.      Als der

Holzollinger Kooperator Haid gegen den Arbeiterverein von der Kanzel predigte, schrieb Bacherl

über ihn einen Artikel in der revolutionsfreundlichen, radikal-demokratischen Zeitung „Gradaus

mein deutsches Volk! * Volksblatt für uneingeschränkte Freiheit“.    Daraus ergibt sich einerseits,

dass das Haberfeldtreiben gegen Franz Xaver Bacherl von einem geistlichen Herrn forciert

worden war, und dass andererseits die Haberer wenig sorgfältig über ihr Opfer recherchierten

und wie hilflos sie im Grunde den neuen sozialen und politischen Entwicklungen gegenüber

standen. Die Haberer werfen dem Lehrer vor:        seinen schändlichen Artikel im „Gradaus“ und  

 unterstellen ihm, er hätte einen „Lumpenverein“ gegründet,   den Opferstock ausgeraubt und  

die Vorhänge aus dem Beichtstuhl gestohlen, um sich daraus einen Frack schneidern zu lassen. 

22. Januar 1849 – Den Landtag beherrscht das Thema Reichsverfassung
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München-Kreuzviertel * König Max II. eröffnet den Landtag im Landtagsgebäude an der

Prannerstraße und kündigt eine ganze Serie von Gesetzesvorlagen an. Doch diese

Zusammenkunft der Abgeordneten steht unter einem einzigen Thema: der Reichsverfassung, die

die Frankfurter Nationalversammlung ausgearbeitet hat.      Es entsteht ein heftiger

Meinungsstreit, weil das Frankfurter Staatsgrundgesetz von den konservativen Kräften als Eingriff

in die Souveränität der Bundesstaaten betrachtet wird. 

28. März 1849 – Die Nationalversammlung verabschiedet die Reichsverfassung

Frankfurt am Main * Die Frankfurter Nationalversammlung verabschiedet ihre Verfassung. 

3. April 1849 – Friedrich Wilhelm IV. will nicht Kaiser von Volkes Gnaden sein

Berlin - Frankfurt am Main * Der preußische König Friedrich Wilhelm IV. lehnt die ihm von der

Nationalversammlung angebotene Kaiserkrone ab. Die von Volksvertretern angebotene Krone

besteht für Friedrich Wilhelm IV., der in seinem monarchischen Selbstbild vom traditionellen

Gedanken des Gottesgnadentums ausgeht und die Idee der Volkssouveränität ablehnt, nur aus

„Dreck und Letten“. Ein „Kaiser von Volkes Gnaden“ will er keinesfalls sein. Damit sind auch die

Deutsche Einheit und die Reichsverfassung gescheitert.    Die Zurückweisung der Kaiserkrone

durch den preußischen König liegt an dessen innerlichen Ablehnung der Frankfurter

Reichsverfassung, weil diese von Demokraten und Liberalen beschlossen worden ist. Denn

während der Revolutionszeit hat der Preußenkönig immer wieder seine Bereitschaft signalisiert,

an die Spitze eines deutschen Bundesstaates zu treten. Er wünscht sich allerdings eine

konservativere Verfassung und scheut sich vor dem Titel eines Kaisers.    Viel wichtiger ist ihm,

die Zustimmung seiner Standesgenossen, der anderen deutschen Fürsten, zu erhalten. Bereits

am 3. April 1849, als Friedrich Wilhelm IV. die Kaiserkrone des Frankfurter Parlaments ablehnt,

lässt er die übrigen deutschen Staaten wissen, dass er an die Spitze eines deutschen

Bundesstaates treten wolle, an dem diejenigen Staaten teilnehmen sollen, die dies wünschen. 

3. Mai 1849 – Dresdner Maiaufstand

Dresden * Der Dresdner Maiaufstand erschüttert die Stadt vom 3. bis 9. Mai 1849. Er ist Teil der

Reichsverfassungskampagne nach der Revolution von 1848/49. Auslöser ist die Weigerung

König Friedrich Augusts II., die von der Frankfurter Nationalversammlung beschlossene

Reichsverfassung anzuerkennen. 
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6. Juni 1849 – Reste der Frankfurter Nationalversammlung tagen in Stuttgart

Stuttgart * Der verbliebene Rest der Frankfurter Nationalversammlung tagt in Stuttgart, wird dann

aber von württembergischen Truppen aufgelöst. 

2. Dezember 1851 – Staatspräsident Napoleon Bonaparte löst die Nationalversammlung auf

Paris * Kurz vor Ablauf seiner Amtszeit löst der französische Staatspräsident Charles Louis

Napoleon Bonaparte die Nationalversammlung auf und lässt führende Oppositionspolitiker

verhaften. 

5. Dezember 1851 – Charles Louis Napoleon Bonaparte siegt

Paris * Die nach der Auflösung der Nationalversammlung und Verhaftung führender

Oppositionspolitiker folgenden blutigen Kämpfe kann Charles Louis Napoleon Bonaparte am 5.

Dezember schließlich für sich entscheiden. 

Juli 1856 – Christian August Ernst muss zurücktreten

München-Tivoli * Christian August Ernst wird von der Generalversammlung der

Aktionäre gezwungen, von der Leitung der Ludwigs-Walzmühl-Gesellschaft zurückzutreten und

die Mühle verhältnismäßig günstig an die Gemeinschaft der Aktionäre zu verkaufen.    Für die

Mühle und und das Ausflugslokal Tivoli erhält er 59.000 Gulden. Die Aktionäre wollen keinesfalls

auf das Tivoli verzichten.

1863 – Joseph Anton von Maffei wird lebenslänglicher Reichsrat

München * Die Ernennung zum Adeligen lebenslänglichen Reichsrat der ersten Kammer des

Landtags durch König Max II. ist der Höhepunkt der politischen Karriere von Joseph Anton von

Maffei. Damit gehört er dem höchsten bayerischen Gremium an und sitzt an der Spitze der

Entscheidungsträger.     Dieses politische Engagement verschafft dem Geschäftsmann und dem

gesamten Geldadel seiner Zeit einen massiven Informationsvorsprung. Mit diesem

Insider-Wissen ist es vergleichsweise einfach, sein Geld in gewinnbringende Projekte und

Immobiliengeschäfte zu investieren. Von der Karmelitenbrauerei in Regensburg über das Gut
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Weichs bei Ohlstadt zu einer Villa in Feldafing und einem weiteren Großanwesen in der Nähe von

Iffeldorf, das Gut Staltach.

20. März 1863 – Georgios I. wird neuer griechischer König

Athen * Die griechische Nationalversammlung wählt auf Empfehlung Englands den 17-jährigen

Prinzen Wilhelm Georg von Dänemark zum neuen König.&nbsp;Er wird als Georgios I.

gekrönt.&nbsp;

1864 – Papst Pius IX. erlässt eine Enzyklika aller zeitgenössischen Irrlehren

Rom-Vatikan * Papst Pius IX. erlässt - wieder ohne Konzil - die Enzyklika Quanta Cura, den

sogenannten „Syllabus“, der eine Aufstellung von achtig zeitgemäßen Irrlehren enthält.        Dazu

gehören nicht nur der Pantheismus, Naturalismus und Rationalismus, sondern vor allem der

Sozialismus, Kommunismus sowie irrige Anschauungen über die Natur der Ehe und das

Verhältnis von Staat und Kirche.   Verurteilt wird auch der ungezügelte Fortschrittsglaube und

der Liberalismus, der die Trennung von Staat und Religion vorsieht.    Die „Kurie“ sieht ihren

Feind in der modernen Welt. Deshalb ist sie gegen die Glaubensfreiheit, Gewissens-, Kult-,

Meinungs-, Versammlungs- und Pressefreiheit sowie die Demokratie.   Im Gegensatz dazu

verlangt der Papst im „Syllabus“ die Oberhoheit der Kirche über die staatliche Gewalt.       Auf

Kritik an der römisch-katholischen Kirche und auf Individualismus antwortet sie mit dem

Anspruch, dass nur sie selbst auf Erden die Sache Gottes „ausschließlich, alleinig und

entscheidend“ vertreten könne. Wer zu dieser Kirche nicht gehören will, der muss sie eben

verlassen.     Besonders in Deutschland entbrennt daraufhin eine Auseinandersetzung, in deren

Folge es zum sogenannten Kulturkampf kommt. 

11. Juli 1864 – Einer der ersten Konsum-Organisationen Deutschlands

München * Die I. Ordentliche Generalversammlung des Konsumvereins von 1864 findet statt. Er

ist einer der ersten Konsum-Organisationen Deutschlands. Der Mitgliedsbeitrag wird auf 4 Gulden

festgesetzt. Das erste Lager eröffnen die Gründungsmitglieder am Frauenplatz. 

1. März 1869 – Der Münchner Ableger des ADV wird in der Nordendhalle gegründet
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München * Der Münchner Ableger des seit 1863 bestehenden Allgemeinen Deutschen

Arbeitervereins - ADV wird in der Nordendhalle gegründet. Angekündigt ist eine Veranstaltung mit

dem einzigen Tagesordnungspunkt: „Besprechung der Arbeiterfrage“.    Tatsächlich ist es eine

Gründungsversammlung. Siebzig Personen treten dem Vorgängerverein der SPD an diesem Tag

bei. Der Verein wird aber ziemlich schnell wieder verboten, weil der Obrigkeit die politischen

Debatten in Vereinen einfach suspekt sind. 

19. September 1870 – Erste Friedensverhandlungen in Ferrières-en-Brie

Ferrières-en-Brie • Der preußische Ministerpräsident Otto von Bismarck und Jules Favre,

Außenminister und Repräsentant der französischen republikanischen Regierung, verhandeln im

deutschen Hauptquartier in Ferrières-en-Brie über einen möglichen Friedensschluss.        

Bismarck bietet Favre einen 14-tägigen Waffenstillstand an. In dieser Zeit könnten die Wahlen zu

einer neuen Nationalversammlung stattfinden. Er erhofft sich damit ein Wahlergebnis, das eine

monarchisch orientierte Mehrheit hervorbringt und ihm die Verhandlungen erleichtert.   Favre

lehnt jedwede Abtretung französischen Territoriums ab,   Bismarck besteht darauf, dass

Straßburg und das Elsass deutsch werden muss. 

5. Dezember 1870 – Die Auflösung der Ludwigs-Walzmühle am Tivoli beschlossen

München-Englischer Garten - Tivoli * Weil im Gebäude der Ludwigs-Walzmühle am

Tivoli inzwischen weder Tische noch Stühle vorhanden sind, findet die Generalversammlung der

Königlich bayerischen Ludwigs-Walzmühl-Gesellschaft im Nebenzimmer des Gasthauses Zum

Tivoli statt. Diese beschließt die Auflösung der Gesellschaft.

12. Februar 1871 – In Bordeaux trifft sich die verfassungsgebende Versammlung

Bordeaux * In Bordeaux trifft die verfassungsgebende Versammlung zusammen. In ihr sind mehr

als doppelt so viele Monarchisten als Republikaner vertreten. Dagegen sind die städtischen

Gemeinderäte in ihrer Mehrheit entschlossen republikanisch.&nbsp;

17. Februar 1871 – Adolphe Thiers wird Chef der Regierung der nationalen Verteidigung

Bordeaux • Die neugewählte verfassungsgebende Versammlung wählt Adolphe Thiers zum Chef
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der „Regierung der nationalen Verteidigung“.&nbsp;

3. März 1871 – Die Nationalversammlung stimmt dem vorläufigen Friedensschluss zu

Bordeaux * Die in Bordeaux zusammengetretene französische Nationalversammlung stimmt dem

vorläufigen Friedensschluss mit 552 gegen 107 Stimmen zu. 

10. März 1871 – Versailles zum Sitz von Regierung und Parlament bestimmt

Paris • Die französische Nationalversammlung bestimmt auf Vorschlag des Ministerpräsidenten

Adolphe Thiers nicht Paris, sondern Versailles zum vorläufigen Sitz von Regierung und

Parlament. Versailles war inzwischen von den deutschen Truppen geräumt worden. 

8. Mai 1896 – Die Abhaltung der II. Kraft- und Arbeitsmaschinen-Ausstellung begrüßt

München-Au * Auf einer im Gasthaus zum Damenwirt einberufenen Versammlung wird

das Anliegen zur Abhaltung der II. Kraft- und Arbeitsmaschinen-Ausstellung auf der Kohleninsel

„aufs Freudigste“ begrüßt.     Man bringt die Überzeugung zum Ausdruck, dass die Kohleninsel

dereinst ein wahres Juwel inmitten der Stadt bilden und nach der Ausstellung einen mächtigen

Anstoß zur Hebung der sämtlichen umliegenden Stadtteile veranlassen wird.

15. Juni 1896 – Erwerb eines Bauplatzes für das Marianum

München-Untergiesing * Nachdem die Eichthal'sche Lederfabrik den Vertrag mit dem

Marianum aufgekündigt hat, ist die Vereinsleitung zum Handeln gezwungen. Die

Generalversammlung beschließt den Erwerb eines Bauplatzes an der Humboldt-/Ecke

Claude-Lorrainstraße.    Im diesem Jahr werden im Marianum 139 Mädchen ausgebildet, davon

sind neunzehn „mit körperlichen Gebrechen derart behaftet, dass sie sich anderswo nicht hätten

durchbringen können“, ist im Geschäftsbericht zu lesen.

Juli 1896 – Der Turnverein Haidhausen ist schon bald am Ende

München-Haidhausen * Schon seit der Mitte der 1890er-Jahre treffen sich Haidhauser Arbeiter zu
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sportlichen Übungen im Turnverein Haidhausen. Doch nur wenige Monate später ist der Verein

finanziell schon wieder am Ende und muss Ende 1896 aufgelöst werden.    Um vor allem die

finanziellen Probleme des Vereins in den Griff zu bekommen, nehmen Mitglieder des aufgelösten

Vereins Kontakt mit der SPD und den Gewerkschaften auf. Nachdem den

Arbeitersportlern Unterstützung zugesagt worden ist, kann eine zweite Gründung erfolgen.    Ein

solches Wohlwollen war zu dieser Zeit keineswegs selbstverständlich, da viele Partei- und

Gewerkschaftsfunktionäre den Sportvereinen ablehnend gegenüberstehen und diese als

„Klimbim-Vereine“ abqualifizieren. In Gewerkschaftsversammlungen werden alle Debatten über

Sportvereine abgelehnt, da man fürchtet, dass deren Mitglieder über ihr sportliches Engagement

die politische Arbeit total vergessen könnten. 

11. September 1896 – Der Kunstsaustall der Schwanthaler Bagage

München-Ludwigsvorstadt * Gut zwei Wochen vor der Eröffnung des Deutschen Theaters und

der Schwanthaler Passage steht das Unternehmen am Rande des Bankrotts. Eine

Gläubigerversammlung mit rund 120 Handwerkern und Lieferanten mahnt ihre ausstehenden

Zahlungen an. Theaterdirektor Alexander Bluhm schafft es gerade noch, die Gläubiger zu einem

Stillhaltabkommen zu überreden und sie für sechs Monate von Pfändungen abzuhalten.  Denn

wenn der Theaterbetrieb erst einmal laufen würde, so argumentiert der optimistische

Theaterdirektor, dann wären auch alle finanziellen Probleme gelöst. Doch nur wenige Stunden

vor der Premiere muss er eine größere Summe Geld auftreiben, weil der Lieferant der roten

Teppiche im Foyer ansonsten mit einem Skandal droht.  Zum Glück gibt es aber im Hintergrund

noch den reichen Kommerzienrat Friedrich Haenle, der für sechzig Prozent aller offen stehenden

Forderungen eintreten will. Dieses Angebot führt allerdings in der Familie des Unternehmers zu

Überlegungen, den Patriarchen „entmündigen“ zu lassen, um dadurch weiteres Unheil zu

verhindern.  Aber nicht nur die verschwenderische Ausgestaltung der Schwanthaler

Passage bringt die Unternehmung an den Rand des Desasters. Theaterdirektor Alexander Bluhm

hat auch beim Künstlerpersonal kräftig hingelangt. Neben dem üppig besetzten

Schauspieler-Ensemble leistet er sich ein mit fünfzig Musikern besetztes Orchester und ein

stattliches Ballett: 36 Tänzerinnen, 16 Tänzer, 48 Figuranten und 60 Komparsen gehören zum

festengagierten Stammpersonal.  Weil aber Direktor Bluhm schon zwei Monate vor der Premiere

kein Geld mehr für Gagen besitzt, müssen die Proben abgesagt werden.  In München machen

die Probleme des neuen Theaters schnell die Runde. Für die hiesigen Lästermäuler wird aus der

Schwanthaler Passage ganz schnell die „Schwanthaler Blamage“, während man die Betreiber

des Etablissements als „Schwanthaler Bagage“ verhöhnt.  Die erzkonservative Zeitung Das

Bayerische Vaterland blickt sowieso mit Schaudern auf die Programmankündigung des
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Unterhaltungstempels an der Schwanthalerstraße und sieht schon dadurch die „moralischen

Grundsätze des christlichen Abendlands“ als gefährdet an. Die Zeitung befürchtet, dass es sich

bei dem neuen Theater um ein „Institut für moralische Schweinezüchterei“, ja sogar um einen

„Kunstsaustall“ handelt.    Neben der veröffentlichten Meinung bereiten aber auch die

genehmigenden staatlichen Behörden dem Theaterdirektor Alexander Bluhm große Probleme,

indem sie ihm zunächst „die ortspolizeiliche Productionsbewilligung für theatralische

Vorstellungen“ verweigern. Im Hintergrund agiert hier der einflussreiche Münchner

Hoftheaterdirektor Ritter Ernst von Possart, der in dem neuen Theater in der Schwanthaler

Passage eine „dauernde schwere Schädigung der materiellen Interessen der königlichen

Hofbühne“ sieht.    Aber nicht nur die Angst vor einer unliebsamen Konkurrenz, die den

Hoftheatern die Zuschauer abspenstig machen könnten, sondern auch eine tief empfundene

Abneigung gegen alles Moderne bringen Ritter Ernst von Possart gegen das neue Theater in

Rage. Der den Traditionalisten angehörende Hoftheaterintendant pflegt auf seinen

Hofbühnen einen antiquierten, stark verstaubten Stil, der kaum mit dem zeitgenössischen Theater

der Naturalisten zu vereinbaren ist.

10. August 1899 – Initiative für ein Ludwig II.-Denkmal

München-Au - München-Isarvorstadt * Die Generalversammlung des „Vereins zur Erbauung

eines Monuments für Weiland Seine Majestät König Ludwig II. von Bayern e.V.“ beschließt die

Errichtung eines Denkmals für König Ludwig II. auf der damals noch geplanten Corneliusbrücke.

Der Verein sammelt dafür rund 185.000 Mark und beauftragt den Bildhauer Ferdinand von Miller

mit Entwurf und Guss des 3,40 Meter hohen Denkmals. Das Monument wird später auf der

Corneliusbrücke verwirklicht. 

März 1900 – Antisemitische Ausschreitungen bei einer politischen Versammlung 

München-Hackenviertel * Bei einer Veranstaltung des Liberalen Demokratischen Vereins im

Münchner Kreuzbräu kommt es zu schweren Störungen und einer Massenschlägerei. Der Wiener

Gemeinderat Lucian Brunner soll dort im Auftrag des Historikers und Pazifisten Ludwig Quidde

einen Vortrag halten. Anhänger der Christlich-Sozialen Vereinigung versuchen jedoch, die

Veranstaltung zu verhindern.   Als Ludwig Quidde das Rednerpult betritt, wird er mit lautem

Gejohle, Pfeifkonzerten und antisemitischen Rufen empfangen. Vor dem Veranstaltungslokal

bringen die Störer zudem ein Plakat mit der Aufschrift „Hier werden wegen Kohlemangels Juden

verbrannt“ an. Der Vorfall verdeutlicht die zunehmende öffentliche Präsenz und Radikalisierung

antisemitischer Agitation in München zu Beginn des 20. Jahrhunderts.
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1903 – Michael Faulhaber stuft Frauen als „Menschen zweiter Wahl“ ein

Straßburg - Speyer * Bis zu seiner Ernennung zum Bischof von Speyer im Jahr 1911 ist Michael

Faulhaber Inhaber eines Lehrstuhls eines Professors für alttestamentarische Exegese und

biblische Theologie an der Kaiser-Wilhelm-Universität in Straßburg.     Bereits während dieser

Zeit nimmt er ultrakonservative Positionen ein. Unter anderem stuft er Frauen als „Menschen

zweiter Wahl“ ein, wenn er sagt: „Die hausrechtliche Stellung der Frau ist dem Gotteswort

umzirkelt, das Weib soll die Gehilfin des Mannes sein. [...] Diese untergeordnete Stellung ist der

ursprüngliche Wille des Schöpfers.“      Demzufolge ist auch die Entscheidung der

Reichsregierung, wonach eine verheiratete Frau auch Lehrerin werden darf, gegen den Willen

Gottes. Er bezeichnet die Regelung als eine „Missgeburt mit einem doppeltem Gesichte, weil

man nicht im Nebenamt Mutter sein und weil eine Person nicht zwei Berufe erfüllen kann“.   

Natürlich hat die Kirche nichts gegen die Frauenbildung, doch auf den Hochschulen sollen die

Damen die Ausnahme und in der Kirche haben sie stumm zu sein. Gerne zitiert er das

Paulus-Wort: „Wenn sie [die Frauen] lernen wollen, sollen sie zu Hause ihre Männer fragen. Es

ist eine Schande, wenn in den gottesdienstlichen Versammlungen eine Frau das Wort nimmt.“

20. April 1904 – Für einen Tiergarten in Hellabrunn

München-Giesing * Eine Versammlung aus Befürwortern eines Münchner Zoos einigt sich auf

Hellabrunn als künftigen Standort. Natürlich äußern sich die Bedenkenträger wieder lautstark und

bemängeln, dass der Platz für den Tierpark so weit draußen wäre.     Doch der Zoologische

Garten befindet sich natürlich im Münchner Burgfrieden und es war jedermann klar, dass „ein

Terrain, das für einen Zoologischen Garten in Frage käme, inmitten der Stadt überhaupt nicht

vorhanden ist. Es kommt also nur die Peripherie in Betracht.“ Das Hellabrunner Gelände im

südlichen Isartal zwischen Harlaching und der Marienklause gelegen, ist das Beste für diesen

Zweck, denn hier war „die Luft wegen der in München vorherrschenden West- und Südwinde

reiner als in allen übrigen Teilen der Stadt“.   Weitere Vorteile ist der schier unendliche

Wasserreichtum, ein alter, hoher Waldbestand in der Isarauen-Landschaft, der dicht bewaldete

Harlachinger Isarsteilhang, der das Gelände vor Wind und Wetter schützte und eine malerische

Kulisse für einen Zoologischen Garten bietet sowie die Wiesen, die den ganzen Tag von der

vollen Sonne beschienen sind.

23. Dezember 1904 – Die Münchner Kindl AG fusioniert mit der Unionsbrauerei

München-Haidhausen - München-Au * Die Generalversammlung der Aktionäre der Münchner
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Kindl AG beschließt die Fusion mit der Haidhauser Unionsbrauerei.   Der Zusammenschluss

bündelt die Stärken beider Unternehmen und stärkt die Position der Brauerei auf dem Münchner

Biermarkt nachhaltig. Das Unternehmen wächst deutlich und zählt nun zu den fünf größten

Brauereien Münchens. Die Fusion markiert einen bedeutenden Meilenstein in der Entwicklung

der von Joseph Schülein geführten Brauerei.   Mit der Übernahme der Münchner Kindl AG

gewinnt die Unionsbrauerei einen wirtschaftlich gleichwertigen Betrieb, der neue

Wachstumsmöglichkeiten eröffnet und das Geschäft nachhaltig stärkt. Gleichzeitig geht der

Zusammenschluss mit einer erheblichen finanziellen Belastung einher: Die Brauerei übernimmt

hohe Schulden, die ihre weitere Entwicklung maßgeblich prägen. 

14. Juni 1907 – Die Errichtung eines Alpinen Museums wird beschlossen

München - Innsbruck * Die Generalversammlung des Deutschen und Österreichischen

Alpenvereins - DuOeAV beschließt die Errichtung eines Alpinen Museums. Innsbruck und

München bewerben sich. Die bayerische Hauptstadt erhält den Zuschlag.

21. Mai 1913 – Der Komponist Richard Wagner erhält ein Denkmal

München-Bogenhausen - München-Haidhausen * Einen Tag vor dem 100. Geburtstag Richard

Wagners wird ihm zu Ehren eine Statue neben dem Prinzregententheater enthüllt. Heinrich

Waderé? hat das Monument gestaltet. Aus mehreren zur Verfügung stehenden Entwürfen

wählt man denjenigen aus, der den Komponisten in ähnlicher Pose zeigt, wie das berühmte

Porträt von Johann Wolfgang von Goethe in der Campagne.    Da die ruhende Darstellung des

Künstlers extrem stark im Gegensatz zu dem unsteten Leben des Musikers steht, kommt bald

Kritik hoch, in die sogar das städtische Kollegium der

Gemeindebevollmächtigten einstimmt. Letztlich beruhigt aber ein einziges Argument alle

Kritikerstimmen: Da Richard Wagner von Natur aus nur mit einer geringen Körpergröße

ausgestattet war, hätte ein stehendes Denkmal die Öffentlichkeit nur wenig beeindruckt.    Der

Marmor für die Figur stammt vom Untersberg. Er umfasst als Rohblock 14 Kubikmeter Inhalt und

wiegt 600 Zentner. Über dreißig Pferde sind notwendig, um diese gewaltige Last

vom Untersberger Steinbruch zur nächsten Eisenbahn zu schaffen, mit der er ab Berchtesgaden

nach München gebracht wird. Bildhauer Heinrich Waderé hat sich am Ostbahnhof ein

provisorisches Atelier eingerichtet.    Da die fertige Marmorfigur noch immer 450 Zentner wiegt

gestaltet sich der Transport vom Atelier zum Aufstellungsort als besonders schwierig. Er nimmt

mehr als zwei Tage in Anspruch. Die Statue muss mit einer Straßenlokomotive der Firma

Maffei zum Ort seiner Aufstellung gebracht werden. Dort behindert vor allem der weiche Boden
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die Arbeiten, da sich die Räder des Transportwagens immer wieder eingraben.    Cosima und

Siegfried Wagner lehnen ihre Teilnahme an der Denkmalenthüllung ab. Bei Cosima sind es

gesundheitliche, bei Siegfried grundsätzliche Gründe. Die Konkurrenz der Münchner

Festspiele für Bayreuth sind aber die wahren Beweggründe.    Das gesellschaftliche Ereignis an

der Prinzregentenstraße wird durch Richard Wagners „Huldigungsmarsch“ eröffnet. Münchens

erster Bürgermeister, Wilhelm von Borscht, hält eine Ansprache und Ernst von Possart, der

Initiator des Denkmals, sagt in seiner Rede: „So grüßen wir Dich, Unsterblicher! Möge Dein Antlitz

uns leuchten“. Prinzregent Ludwig III. enthüllt schließlich das Wagner-Denkmal.    Die

sozialdemokratische Tageszeitung Münchener Post kommentiert das Ereignis mit den

Worten: „Das Streben Münchens, die seiner Zeit an Bayreuth abgegebene Hegemonie im Reiche

von Wagners Kunst an sich zu bringen - das heimliche Agens [die treibende Kraft] unserer

Festspiele - hat uns nun endlich ein würdiges Denkmal des Meisters beschert.“    Gleichzeitig

kritisiert das Blatt, dass der Eröffnungsakt nicht dem Festwiesenbild der

Wagner'schen Meistersinger entsprach und auf den „Wach-auf-Chor“ kein spontaner Jubel des

Volkes, sondern ein „hochoffiziell-eisernes Schweigen“ der „aristokratisch-bürgerlichen

Festversammlung“ folgt. Den Abschluss der Einweihungsfeierlichkeiten für

das Musiker-Standbild bildet der „Tannhäusermarsch“.

25. Juli 1914 – Flammender Protest gegen das verbrecherische Treiben der Kriegshetzer

Berlin * Der Vorstand der Sozialdemokratischen Partei - SPD veröffentlicht einen Massenprotest

gegen den drohenden Krieg, in dem es heißt:       „Parteigenossen, wir fordern euch auf, sofort in

Massenversammlungen den unerschütterlichen Friedenswillen des klassenbewussten

Proletariats zum Ausdruck zu bringen. Eine ernste Stunde ist gekommen, ernster als irgendeine

der letzten Jahrzehnte. Gefahr ist im Verzuge! Der Weltkrieg droht!    Die herrschenden Klassen,

die euch im Frieden knebeln, verachten, ausnutzen, wollen euch als Kanonenfutter

missbrauchen. Überall muss den Gewalthabern in die Ohren klingen: Wir wollen keinen

Krieg! Nieder mit dem Kriege! Hoch die internationale Völkerverbrüderung.“      In 160 Städten

finden bis Ende Juli 288 Versammlungen und Aufmärsche statt, an denen sich nach Angaben

des Veranstalters mehr als eine Dreiviertel Million Menschen beteiligen. Alleine die große

Antikriegsdemonstration der SPD in Berlin am 28. Juli umfasst über 100.000 Teilnehmerinnen

und Teilnehmer. Und das, obwohl die Kundgebung vom Berliner Magistrat ausdrücklich verboten

worden ist. 

26. Juli 1914 – Österreich hat seine Truppen an der Grenze zu Russland mobilisiert
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Berlin * Während im Berliner Lustgarten die SPD noch „flammenden Protest gegen das

verbrecherische Treiben der Kriegshetzer“ erhebt und sich in den folgenden Tagen bei weiteren

Straßendemonstrationen Tausende Menschen gegen den Krieg beteiligen, hat Österreich-Ungarn

bereits seine Truppen an der Grenze zu Russland mobilisiert. 

3. August 1914 – Die Versorgung der Münchner Bevölkerung mit Brot gewährleistet

München * Die außerordentliche Versammlung der Münchner Bäckerinnung stellt fest, dass -

trotz der Einberufung zahlreicher Bäckermeister und Gehilfen - die Versorgung der Münchner

Bevölkerung mit Brot gewährleistet ist. Daneben sehen sich die verbliebenen Bäcker in der Lage,

zusätzlich 20.000 Leibe Brot fürs Militär zu backen. Freilich können verschiedene

Bäckereibetriebe nur mehr die gangbarste Brotsorte herstellen.      Die Versorgung Münchens mit

Mehl ist für die nächsten vier Wochen gesichert; danach kommt ohnehin das Getreide der gerade

anstehenden Ernte zur Vermahlung. Und weil das Militär die sechs Pferde eingezogen hat, die

bisher für den Hefe-Transport benutzt wurden, kann die Hefe nicht mehr an jeden Bäcker geliefert

werden. 

25. August 1917 – Fünf Anführer des Matrosenaufstandes werden zum Tode verurteilt

Wilhelmshaven * Fünf Anführer des Matrosenaufstandes vom 5. August 1917 werden zum Tode

verurteilt. Drei Todesurteile werden in Haftstrafen umgewandelt. Der Oberbefehlshaber der

deutschen Flotte, Admiral Reinhard Scheer, besteht jedoch auf der Erschießung der beiden

Heizer Max Reichpietsch und Albin Köbis, die als Hauptredner bei den Protestversammlungen

aufgetreten waren. 

24. September 1917 – Die Deutsche Vaterlandspartei fordert einen unbedingten Siegfrieden

Berlin * Ludwig Thoma tritt bei der Gründungsversammlung der Deutschen Vaterlandspartei -

DVLP in der Berliner Philharmonie als Redner auf, wofür ihm der Parteivorsitzende, der

ehemalige Großadmiral Alfred von Tirpitz, persönlich dankt.      Die neugegründete Deutsche

Vaterlandspartei - DVLP fordert auf ihrer ersten Großkundgebung in Berlin einen „unbedingten

Siegfrieden“. 
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11. November 1917 – Parolen für den Frieden in Wien

Wien * Bei einer Friedensversammlung in Wien wird die Parole „Gebt uns den Frieden wieder

oder wir legen die Arbeit nieder“ ausgegeben. 

25. November 1917 – Der schnellste und sicherste Weg zum Frieden

München-Isarvorstadt * Kurt Eisner spricht auf einer USPD-Versammlung in den

Kolosseum-Bierhallen vor rund 200 Anwesenden über seine Vorstellung der raschen Beendigung

des Krieges.  Obwohl die Veranstaltung von der Polizei überwacht wird, ruft er zum Sturz der

bestehenden Regierungen auf. Der schnellste und sicherste Weg zum Frieden ist nach seiner

Auffassung die Übernahme der Macht durch das Proletariat. Nicht nur in Deutschland und

Österreich, sondern auch in den generischen Ländern. 

27. Januar 1918 – USPD-Versammlung zu den Friedensverhandlungen in Brest-Litowsk

München-Isarvorstadt * Die Münchner Unabhängige Sozialdemokratische Partei Deutschlands -

USPD führt in den Kolosseum-Bierhallen eine Versammlung zum Thema „Die

Friedensverhandlungen in Brest-Litowsk und das harrende Volk“ durch.Etwa 250 bis 300

Personen sind der Einladung gefolgt. Auch die Polizeibehörde hat zwei Vertreter zur

Überwachung geschickt, weil sie die Versammlung als öffentlich ansieht.  Unter dem Applaus der

Zuhörer hält Kurt Eisner einen kämpferischen Vortrag und nimmt dabei keinerlei Rücksicht auf die

anwesenden Polizeispitzel. Die Versuche der Polizeibeamten, den Redner einzuschüchtern,

werden von der erregten Menge unterbunden.  Er führt u.a. aus, die Zeit ist gekommen, „nicht

den Willen kundzutun, sondern ihn durchzusetzen“. Kurt Eisner bezeichnet den Massenstreik als

das Mittel, „die Macht für die deutsche Demokratie zu erobern“ und „dem Wüten der verblendeten

Herrschenden ein Ende [zu] bereiten“.   Felix Fechenbach bemerkte dazu: Kurt Eisner sprach in

Gegenwart der Polizei „trotzdem, oder gerade deshalb, ohne jede Zurückhaltung, weil er stets die

Meinung vertrat, dass das Aussprechen der Wahrheit der erste Schritt zur Revolution ist“. 

27. Januar 1918 – Albert Winter beantragt eine öffentliche Veranstaltung der USPD

München * Der Schreinermeister und Münchner USPD-Vorsitzende Albert Winter sen. beantragt

bei der Kgl. Polizeidirektion für den 5. Februar 1918 die Genehmigung zur Abhaltung einer

öffentlichen Versammlung der USPD. 
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27. Januar 1918 – Kurt Eisners Massenversammlungs-Marathon

München * Kurt Eisner trat in der Zeit vom 27. bis zum 31. Januar 1918 in sieben

Massenversammlungen auf und hielt dort jeweils eine Rede. Er wird dadurch zum „geistigen

Leiter und Organisator der Aufstandsbewegung in München“. So jedenfalls formuliert es der

Staatsanwalt nach Eisners Verhaftung.

27. Januar 1918 – Kurt Eisner soll auf der Krupp-Betriebsversammlung sprechen

München-Isarvorstadt * An der USPD-Versammlung in den Kolosseumbierhallen nehmen einige

Vertrauensleute der Krupparbeiter der Bayerischen Geschützwerke teil. Sie fordern Kurt

Eisner, Sarah Sonja Lerch und Albert Winter sen. auf, am nächsten Tag in der von den

Gewerkschaften und den Mehrheitssozialdemokraten einberufenen Betriebsversammlung zu

sprechen.  Bis dahin gibt es keine Verbindung zwischen der Münchner USPD und den Betrieben.

Erst dadurch - und nicht durch die Organisation der USPD - kommt der Kontakt zu den Arbeitern

der Münchner Rüstungsbetriebe zustande. 

27. Januar 1918 – Die Berliner revolutionären Vertrauensleute beschließen den Generalstreik

Berlin * Eine Versammlung der der USPD nahestehenden Vertrauensleute aller Berliner

Großbetriebe, die sogenannten revolutionären Obleute, beschließt einstimmig, am nächsten

Morgen den Generalstreik zu beginnen.    Nach Wiener Vorbild wird ein aus 414 Personen

bestehender Arbeiterrat gebildet, der einen elfköpfigen Aktionsausschuss aus dem Kreis der

revolutionären Obleute wählt. Der Aktionsausschuss fungiert als Streikleitung und wird von

Richard Müller angeführt. Die USPD und die MSPD entsenden zusätzlich noch je drei Vertreter.

Als Vertreter der Arbeiterparteien werden       die USPD-Reichstagsabgeordneten Hugo Haase,

Georg Ledebour und Wilhelm Dittmann sowie   die SPD-Vorstandsmitglieder Friedrich Ebert,

Philipp Scheidemann und Otto Braun hinzugezogen. 

28. Januar 1918 – Kurt Eisner kann vor den Krupp-Arbeitern sprechen

München-Schwabing * In der Schwabinger Brauerei findet am Abend eine von der MSPD und der

Gewerkschaften einberufene Veranstaltung zum Thema „Die Übergangswirtschaft vom Krieg zum

Frieden“ statt. Sie wird von etwa 800 Personen besucht. Hauptredner ist der stellvertretende

Landesvorsitzende Franz Schmitt. Der Vortrag endet mit der Warnung, sich - in Hinblick auf die
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Berliner Streikmaßnahmen - zu keinen unüberlegten Handlungen hinreißen zu lassen, nachdem

die Friedensverhandlungen von Brest-Litowsk ins Stocken geraten sind.  Die Veranstalter wollen

Kurt Eisner nicht zu Wort kommen lassen. Doch nach einer „heftigen Geschäftsordnungsdebatte“

und gegen den erbitterten Willen des Veranstaltungsleiters und Gewerkschaftsfunktionärs Joseph

Kurt kann Kurt Eisner das Rederecht erringen und das neue Thema „Die gegenwärtige Krisis und

ihre Lösung durch den Massenstreik“ auf die Tagesordnung setzen. Immer wenn Eisner den

Streik nur erwähnt, „jubelt alles“.  Noch bevor über die Teilnahme der Krupparbeiter am Streik

abgestimmt werden kann, gelingt es den Vertretern der MSPD und der Gewerkschaften, die

Versammlung wegen Überschreiten der Polizeistunde aufzulösen.  In seinem

Gefängnistagebuch urteilt Kurt Eisner später über die den Streik ablehnenden

Mehrheitssozialdemokraten, indem er sie als eine „Camorra“ bezeichnet, „die vor keinem Mittel

zurückschreckt, um sich selbst in ihrer verworfenen Stellung zu behaupten“ und stellt sie als eine

„lächerliche Karikatur des preußischen Kasernenstaates“ dar. Konkret wirft er der bayerischen

SPD-Parteiführung eine „riesige unpolitische, ohnmächtige, öde, geistlose und verlogene

Vereinsmeierei“ vor. 

28. Januar 1918 – Hunderttausend Arbeiter treten in Berlin in den Streik

Berlin * Am ersten Tag des Ausstands folgen rund 100.000 Berliner Arbeiterinnen und Arbeiter

dem Aufruf der Unabhängigen Sozialdemokratischen Partei - USPD zum Streik. Das Motto heißt:

„Frieden und Brot!“. Ihre Hauptforderungen lauten:       Den sofortigen allgemeinen Frieden ohne

Annexion und Kontributionen,   das vollständige Presse- und Koalitionsrecht, sowie

Versammlungsfreiheit,   die Aufhebung des Belagerungszustandes,   die Entmilitarisierung der

Betriebe und Aufhebung des Hilfsdienstgesetzes,   die Freilassung und Aufhebung des

Zuchthausurteils gegen Karl Liebknecht, sowie die Freilassung sämtlicher politischen

Gefangenen und Verurteilten.      Für Deutschland fordern die von den Streikenden gebildeten

Berliner Arbeiterräte eine „durchgreifende Demokratisierung der gesamten Staatseinrichtungen“.

Das Vorbild der österreichischen Kolleginnen und Kollegen hat auch die deutsche Arbeiterschaft

ermutigt.     Die Versammelten rufen die Arbeiterschaft der Kriegsgegner auf, es ihnen

gleichzutun und ebenfalls in einen Massenstreik einzutreten, „denn erst der gemeinsame,

internationale Klassenkampf schafft Arbeit und Brot“. Zur Umsetzung dieser Forderung sollte es

allerdings nicht kommen.    Dafür gelingt es den revolutionären Obleuten - zwar widerstrebend,

aber strategisch sehr geschickt, - auch die Mehrheits-SPD in den Kampf zu integrieren. Das ist

ein beachtenswerter Versuch der Wiederannäherung. 

29. Januar 1918 – Berhördliche Maßnahmen gegen den Streik
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Berlin * In Berlin werden alle Versammlungen verboten. Die Polizei besetzt das

Gewerkschaftshaus. 

30. Januar 1918 – Kriegsminister Hellingrath verbietet die geplante USPD-Veranstaltung

München * Kriegsminister Philipp von Hellingrath verbietet die von Albert Winter sen. am 27.

Januar beantragte öffentliche Versammlung der USPD am 5. Februar. 

30. Januar 1918 – Streik-Aktivitäten der USPD verurteilt

München * Die Delegierten des Münchner Gewerkschaftsvereins beschließen eine Resolution, in

der sie die Aktivitäten der Unabhängigen Sozialdemokratischen Partei - USPD zum Streik

verurteilen.    Der Gewerkschaftsvorsitzende Johannes Timm verständigt sich mit dem

MSPD-Parteisekretär Erhard Auer, an der für den nächsten Tag angesetzten Versammlung der

Münchner kriegswichtigen Betriebe teilzunehmen. Sie wollen durch ihre Präsenz      

Gegenmaßnahmen einleiten,   die Bewegung in geordnete Bahnen lenken und   den Streik so

bald als möglich beenden. 

30. Januar 1918 – Den Streikenden wird mit Bestrafung gedroht

Berlin * Auch hier schlägt - wie zuvor schon in Wien - das Imperium zurück.    Am Nachmittag

lässt der für Berlin zuständige Befehlshaber, Generaloberst Gustav von Kessel, alle

Versammlungen und Streikkomitees verbieten und verlautbaren: Wer sich den Befehlen nicht

fügt, setzt „sich schwerster Bestrafung nach den Vorschriften des Belagerungszustandes aus; die

Wehrpflichtigen unter ihnen werden außerdem militärisch eingezogen werden.“    Der Arbeiterrat

gibt nicht nach. Die Arbeitskampfmaßnahmen werden erfolgreich weitergeführt. 

31. Januar 1918 – Tausende schließen sich der Demonstration der Kruppianer an

München * Die rund 2.000 Streikenden ziehen gemeinsam von der Schwabinger Brauerei zu

anderen Rüstungsbetrieben im Münchner Norden und schließlich in die Innenstadt in Richtung

Hauptbahnhof. Der inzwischen auf 6.000 Menschen angewachsene Zug will in den

Mathäserbräu, in dem aber bereits BMW-Arbeiter eine Versammlung abhalten.    Ihr

Demonstrationszug endet schließlich im Hotel Wagner an der Sonnenstraße. Hier sprechen
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neben Fritz Schröder auch Sarah Sonja Lerch und Hans Unterleitner. 

31. Januar 1918 – Die Betriebsversammlung der Bayerischen Motorenwerke

München-Ludwigsvorstadt * Im Festsaal der Mathäserbrauerei finden kurz hintereinander die

Betriebsversammlungen der Bayerischen Motorenwerke und der Bayerischen

Flugzeugwerke statt. Am frühen Nachmittag versammelt sich die Arbeiterschaft des im Jahr 1917

von Rapp-Motorenwerke in Bayerische Motorenwerke - BMW umbenannten Betriebs. Anders als

in den Krupp-Werken sind die BMW-Arbeitsausschüsse fest in der Hand der Gewerkschaften und

der MSPD.    Auch Kurt Eisner ergreift das Wort und erkennt, dass die Mehrheit der Anwesenden

den Streik will. Nach seinen Ausführungen stimmen die Teilnehmer für die

Arbeitskampfmaßnahme.  Ob es bei den Bayerischen Motorenwerken - BMW tatsächlich zum

Streik kommen wird, ist fraglich, denn die Versammlung war gegen den Willen der

Betriebsvertrauensleute einberufen worden. Und schon deshalb könnten diese dem

Streikbeschluss die Anerkennung versagen. 

31. Januar 1918 – Die Betriebsversammlung der Bayerischen Flugzeugwerke

München-Ludwigsvorstadt * Am Abend findet im Mathäserbräusaal eine Versammlung der

Arbeiterinnen und Arbeiter der Bayerischen Flugzeugwerke AG statt, bei der der

SPD-Abgeordnete Erhard Auer spricht und wilde Streiks als „zwecklos und sinnwidrig“

bezeichnet.  Als die Versammelten Kurt Eisner zur Stellungnahme ermunterten, blieb dieser still.

Die MSPD und die Gewerkschaften können durchsetzen, dass die Arbeit erst dann niedergelegt

wird, wenn sich die Parteileitung in Berlin dafür ausgesprochen hat. Die Versammlung nimmt

einen erregten Verlauf und muss wegen des „großen Lärms“ vorzeitig beendet werden. 

31. Januar 1918 – Kurt Eisner gewinnt auch die Arbeiter der Flugzeugwerke

München-Ludwigsvorstadt * Der taktische Winkelzug der USPD geht auf. Felix Fechenbach von

den Unabhängigen Sozialdemokraten bemächtigt sich des Vorstandstisches im Festsaal des

Mathäserbräu und beruft umgehend eine öffentliche Volksversammlung ein, die er sogleich

eröffnet.  Als Redner treten Kurt Eisner und Sara Sonja Lerch auf. Diese erzeugen einen

Sinneswandel bei den Anwesenden, die sich jetzt ebenfalls für den Streik aussprechen.  Am

Schluss wird auch die bereits am Vormittag von den Kruppianern in der Schwabinger

Brauerei beschlossene Resolution zur sofortigen Beendigung des Krieges „des Wahnsinns und
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der Wahnsinnigen“ angenommen. 

1. Februar 1918 – Die MSPD-Führung gewinnt wieder Einfluss auf die Streikenden

München-Maxvorstadt * Nach der Verhaftung von Kurt Eisner und anderen USPD-Streikführern

gewinnt die MSPD-Führung wieder Einfluss auf die Streikenden. In einer Versammlung der

Bayerischen Flugzeugwerke im Löwenbräukeller fordert Erhard Auer zur „Mäßigung und zur

Beendigung des Streiks“ auf. 

1. Februar 1918 – Protestmarsch der Streikenden zum Polizeipräsidium

München-Schwabing * Am Vormittag treffen sich die streikenden Arbeiterinnen und Arbeiter der

Bayerischen Geschützwerke, Teile der Belegschaft der Lokomotivfabrik Maffei sowie die

Arbeiterinnen und Arbeiter der Lederfabrik Gebrüder Hesselberger und des BMW-Werkes zur

Auftaktveranstaltung in der Schwabinger Brauerei. Im Anschluss ziehen sie in einem

Protestmarsch zum Polizeipräsidium in der Ettstraße.    Stand bisher die Friedensfrage&nbsp;im

Mittelpunkt, so wird nach der Verhaftungsaktion die Freilassung der Gefangenen zur

Hauptaufgabe. Zu diesem Zweck hat die Versammlung eine vierköpfige Kommission gewählt, die

beim Polizeipräsidenten die Freilassung der Inhaftierten erwirken soll.    Da - nach Aussage des

Polizeipräsidenten - die Polizei keine Einflussmöglichkeiten auf die gerichtlichen Entscheidungen

hat, muss die Kommission ohne Ergebnis wieder abziehen.&nbsp;

1. Februar 1918 – Die Streikbewegung geht weiter

München-Ludwigsvorstadt * Die streikende BMW-Arbeiterschaft&nbsp;hält ihre Versammlung im

Mathäserbräu&nbsp;ab. Um die Mittagszeit marschiert sie zu den&nbsp;Präzisionswerken

Deckel.&nbsp;

1. Februar 1918 – Weitere Versammlungen der streikwilligen Belegschaften

München * Am Nachmittag und Abend dieses Tages finden noch weitere Versammlungen der

Belegschaften verschiedener Betriebe statt.&nbsp;

2. Februar 1918 – Die Streikenden erarbeiten einen Forderungskatalog
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München-Theresienwiese * Im Anschluss ziehen die Versammelten zur Theresienwiese, wo sich

insgesamt 6.000 Streikende aus verschiedenen Betrieben einfinden.    Ein Forderungskatalog

wird erarbeitet, der dem der Berliner Arbeiter entspricht:       Neben der Freilassung der

inhaftierten Streikführer sind das   die Umwandlung des politischen Systems in ein

demokratisches,   die Wiederherstellung der Koalitions-, der Presse- und der

Versammlungsfreiheit,   die Aufhebung des Belagerungszustands und   die gleichmäßige

Verteilung der Lebensmittel.&nbsp;

2. Februar 1918 – Streik-Versammlung der Flugzeugwerke im Löwenbräukeller

München-Maxvorstadt * Die streikenden Arbeiterinnen und Arbeiter der Bayerischen

Flugzeugwerke&nbsp;versammeln sich im Löwenbräukeller.&nbsp;

3. Februar 1918 – Die letzte Streik-Versammlung auf der Theresienwiese

München-Theresienwiese * Um 10 Uhr treffen sich 2.500 bis 3.000 Streikende&nbsp;zur letzten

Streik-Kundgebung&nbsp;unter freiem Himmel auf der Theresienwiese.    Eine Deputation wird

gewählt, die die Forderungen vom 2. Februar 1918 bei der Regierung vortragen soll.&nbsp;Der

der USPD angehörende Handlungsgehilfe&nbsp;Fritz Schröder erklärt, dass die gegenwärtige

Bewegung ein Kinderspiel&nbsp;sei, gegen das, was noch kommen wird, wenn die Forderungen

der Arbeiter abgelehnt werden würden.    Der anschließende Demonstrationszug wächst noch

einmal auf 5.000 Menschen an.&nbsp;

14. März 1918 – Kurt Eisner analysiert den Januarstreik

München-Au * Kurt Eisner erklärt bei einer Angeschuldigten-Vernehmung im Gerichtsgefängnis

Neudeck die durch seine Verhaftung erfolgte Wendung in den Januarstreiks:    „Ich bin […] der

Überzeugung, dass in zwei weiteren Tagen die gesamte Münchner Arbeiterschaft gestreikt haben

würde, wenn wir freie Betätigung gehabt hätten und wenn uns nicht im eigenen sozialistischen

Lager in der Mehrheitspartei ein Gegner in den Rücken gefallen wäre.   Wenn die Bewegung

noch kurze Zeit gedauert hätte, wären die Mehrheitsführer, die ohnehin in jeder öffentlichen

Versammlung, in der ich und meine Gesinnungsgenossen sprachen, eine glatte Niederlage

erlitten, sicher völlig aus dem Feld geschlagen worden.“ 
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25. März 1918 – Der Kriegsminister und der Umgang mit den Sozis

München * Kriegsminister Philipp von Hellingrath formuliert in einem internen Schreiben seine

Meinung, welche Taktik gegenüber den beiden sozialdemokratischen Parteien einzuschlagen ist: 

  „Nach den seitherigen Erfahrungen bildet die unabhängige Sozialdemokratie eine schwere

Gefahr für den Fortbestand des Reiches. Ihren Bestrebungen muß auf jedem möglichen Wege

entgegengetreten werden.     Da sie ihren Zuwachs vornehmlich aus den Reihen der

rechtsstehenden Sozialdemokratie erhält, liegt die wirksamste Abwehr gegen ihre weitere

Ausbreitung in Maßnahmen, durch welche die sozialdemokratische Mehrheitspartei die Flucht

ihrer bisherigen Anhänger in das Lager der Unabhängigen zu verhindern sucht.     In dieser

Beziehung erblicke ich ein wirksames Mittel in der Versammlungstätigkeit der alten

sozialdemokratischen Partei. Durch mündliche Aufklärung vermag sie am ehesten ihre Mitglieder

sich zu erhalten und gegen die unterirdische Wühlarbeit der Radikalsozialisten widerstandsfähig

zu machen.     Das Bestreben der militärischen Zensurstellen wird daher dahin gehen müssen,

den Veranstaltungen der Mehrheitssozialisten so wenig wie möglich Schwierigkeiten zu bereiten. 

   Gelegentliche Entgleisungen in den Versammlungen werden in der Regel weit weniger

nachteilige Folgen haben als verbitternd wirkende Verbote und Anordnungen“. 

27. März 1918 – Der USPD-Reichstagsabgeordnete Hugo Haase spricht im Lamplgarten

München * Der Rechtsanwalt und USPD-Reichstagsabgeordnete Hugo Haase spricht bei der

USPD-Versammlung im Lamplgarten vor 46 Anwesenden.&nbsp;Kurz darauf wird die

Versammlung von der Polizei gestürmt und die Personalien der Anwesenden erfasst.&nbsp;

26. Juni 1918 – USPD-Mitgliederversammlung im Senefelder Hof

München * Bei der USPD-Mitgliederversammlung im Senefelder Hof in der Senefelderstraße 14

treten etwa 70 Mitglieder zusammen. 

14. September 1918 – Kurt Eisner wird zum USPD-Kandidaten zur Reichstagswahl nominiert

München * Auf einer Geheimversammlung der Münchner USPD wird der inhaftierte Kurt Eisner

zum Kandidaten zur Reichstagsersatzwahl am 17. November nominiert.  Der ebenfalls in Haft

befindliche Albert Winter senior wird als Kandidat zur Landtagsersatzwahl aufgestellt. 
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19. September 1918 – Die Gründe, warum Kurt Eisner als Kandidat aufgestellt wurde

München * Die Zentralpolizeistelle Bayern berichtet dem Kriegsministerium:   „Die Gründe, warum

Eisner als Kandidat aufgestellt werden soll, sind folgende:   1.) Man will erreichen, dass Eisner für

die Zeit des Wahlkampfes, nachdem er noch nicht verurteilt ist, freigesprochen werde. Die

Wahlversammlungen könnten nach Ansicht der Vereinsmitglieder [der USPD] vom

Generalkommando nicht verboten werden.Man werde Veranlassung nehmen, den Massen die

Ziele der Unabhängigen klarzulegen; zu dem Zweck kämen als Redner von Berlin Leute, gegen

welche die Polizei sich nicht vorzugehen traue, wie Haase, [Adolph] Hoffmann, Ledebour, von

Nürnberg der Gauvorsitzende Baier.   2.) Man will gegen die Mehrheitssozialisten opponieren.

Diesbezüglich sei eine Weisung aus Berlin da.“ 

24. September 1918 – Das Minimalprogramm der MSPD für eine Regierungsbeteiligung

Berlin * Im Vorwärts wird das Minimalprogramm der MSPD für eine Regierungsbeteiligung

veröffentlicht. Die Mehrheitssozialdemokraten verlangen:       Den Beitritt Deutschlands zu einem

Völkerbund, der Streitfälle friedlich regelt.   Ein klares Eingehen auf das 14-Punkte-Programm

des US-Präsidenten.   Die Aufhebung der Diktatfrieden mit Rumänien und Russland und den

Abzug der dort eingesetzten deutschen Besatzungstruppen.   Belgien, Montenegro und Serbien

sollen geräumt werden.   Freie, allgemeine und gleiche Wahlen in den Ländern des Deutschen

Reichs, was vor allem Preußen mit seinem Dreiklassen-Wahlrecht meint.   Keine

Nebenregierungen, womit die Oberste Heeresleitung - OHL gemeint ist.   Die Berufung der

Regierungsmitglieder aus der Reichstagsmehrheit, also MSPD, Linksliberale und Zentrum.    

Versammlungs- und Pressefreiheit, und damit die Beendigung des Belagerungszustandes.   Die

Beseitigung aller militärischen militärischen Institutionen, die der politischen Beeinflussung

dienen.      Die bürgerlichen Parteien sind die Bündnispartner der Mehrheitssozialdemokraten,

nicht die USPD. 

3. Oktober 1918 – Die Rechte der Einzelstaaten sollen garantiert werden

Berlin * Der Bundesrat tagt. Auf der Versammlung der fürstlichen Bevollmächtigten wird den

verbündeten Regierungen erstmals reiner Wein über die politische und militärische Lage

eingeschenkt. Die Anwesenden sind zwar über die „schrecklichen“ Tatsachen entsetzt. Aktiv in

die Reichspolitik wollen sie sich aber nicht einbringen. Allerdings sollen die Rechte der

Einzelstaaten vom Reichskanzler Max von Baden garantiert werden. 
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9. Oktober 1918 – Eine revolutionäre USPD-Versammlung

München-Isarvorstadt * Die USPD-Mitgliederversammlung wird im Restaurant Müllerbad in der

Hans-Sachs-Straße von über 200 Personen besucht. Die Polizei berichtet darüber: „Die

Stimmung der Versammlung muss als durchaus revolutionär bezeichnet werden und erinnerte im

allgemeinen an die Zeit kurz vor Ausbruch des letzten Massenstreiks.“     Die im Reich inzwischen

eingeleitete formale Parlamentarisierung beeindruckt bei den Unabhängigen niemanden mehr.

Alfred Gärtner stellte fest: „Unsere ehemaligen Führer Scheidemann und Genossen sind in die

bankerotte Firma eingetreten. […]     Es wird eine Zeit kommen, und die ist nicht mehr ferne, wo

Männer wie Scheidemann ganz von der Bildfläche verschwinden müssen. Sie werden dann dort

Unterschlupf finden, wohin sie gehören, nämlich in der bürgerlichen Partei, der sie die ganze

Arbeiterschaft ausgeliefert haben. […]     Aber es wird nicht mehr lange dauern und die Kerker

werden sich öffnen und alle unsere lieben Kämpfer werden wir dann in unseren Reihen

begrüssen können.“ 

12. Oktober 1918 – USPD-Kritik an der Regierung mit MSPD-Beteiligung

Berlin * Ein Erlass legt die Amnestie der politischen Gefangenen in die Hand der einzelnen

Landesfürsten. Diese Entscheidung stößt bei der USPD und in Teilen der MSPD auf starke

Kritik. Auch an den geltenden Zensurbestimmungen ändert sich zunächst ebenfalls wenig.    Als

der USPD-Parteivorsitzende Hugo Haase daraufhin in einer öffentlichen Veranstaltung erklärt,

dass noch immer „der alte reaktionäre Wind“ weht, wird die Versammlung aufgelöst. Auf die

Vorwürfe, dass von einer Neuorientierung in der Innenpolitik noch nichts spürbar sei, reagierte die

Regierung nicht. 

21. Oktober 1918 – Der Sozialdemokratische Verein für die Wahlkreise München I und II fordert

München * Der Sozialdemokratische Verein für die Wahlkreise München I und II fasst in seiner

außerordentlichen Generalversammlung den einstimmigen Beschluss        zur sofortigen

Parlamentarisierung und Demokratisierung der bayerischen Staatsverfassung unter Aufhebung

der Reichskammer,   für ein Wahlrecht für beide Geschlechter, dem die Verhältniswahl zugrunde

liegt,   sowie für die Umgestaltung der Verwaltung.

21. Oktober 1918 – Gründung der Provisorischen Nationalversammlung für Deutschösterreich
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Wien * Die deutschen Abgeordneten des österreichisch-ungarischen Reichsrates bilden unter

Bezugnahme auf das Kaisermanifest die Provisorische Nationalversammlung für

Deutschösterreich. 

23. Oktober 1918 – Kurt Eisner hält im Schwabinger-Bräu seine erste Wahlkampfrede

München-Schwabing * Kurt Eisner hält im Schwabinger Bräu seine erste Wahlkampfrede seit

seiner Entlassung aus dem Gefängnis. Nur neun Tage nach seiner Haftentlassung lockt er

bereits 2.000 Zuhörer in seine Versammlung. Er referiert über das Thema „Regierungssozialisten

oder Sozialistenregierung“ und wirft darin dem Flügel um Erhard Auer vor, nicht das Interesse

des Volkes, sondern nur das der Regierung im Auge zu haben. In der weiteren Rede fordert Kurt

Eisner     die Abdankung des Kaisers und  einen Frieden ohne Annexion.   Kurt Eisner verspricht

sich nicht viel vom jetzigen demokratischen System und tritt ein  für die Beseitigung aller

bestehender Gewalten durch Umsturz und Revolution ein.     Am Schluss verlangt er     „eine

große deutsche Republik mit Einschluss Deutsch-Österreichs“ und  die „Rückkehr zu den Idealen

der Revolution von 1848“.     „Bissig, heiser und mit einem fanatischen Elan rechnete er mit

seinen Gegnern ab. Alles um ihn war dicht besetzt. Kopf an Kopf. Er stand auf dem Podium

inmitten der hockenden Leute und gestikulierte mitunter wild. Langes Haar, das fast bis auf seine

Schultern herabwallte, einen noch zerzausteren Bart hatte er jetzt. Wie ein Apostel sah er aus,

nur dass er einen Kneifer trug“, schreibt Oskar Maria Graf über Kurt Eisner. 

28. Oktober 1918 – Die Proklamation an die bayerischen Bauern

München-Ludwigsvorstadt * Der Führer des Bayerischen Bauernbundes, Karl Gandorfer, spricht

in einer Versammlung im Mathäserbräu und fordert die politische Mitbestimmung der

Bevölkerung. In einer Proklamation an die bayerischen Bauern verlangt er    eine Volksregierung

in Bayern und  die gänzliche Beseitigung der Reichsratskammer.    Auf der Versammlung ist auch

Kurt Eisner anwesend. 

30. Oktober 1918 – Kurt Eisner spricht auf einer Wahlversammlung im Löwenbräukeller

München-Maxvorstadt * Kurt Eisner spricht auf einer Wahlversammlung im Löwenbräukeller zum

Thema „Deutschland - eine soziale Republik“ und fordert    eine politische Reinigung des

Parlaments und  die Beseitigung aller Monarchien.
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30. Oktober 1918 – Der österreichische Staatsrat wird gebildet

Wien * Die Provisorische Nationalversammlung für Deutschösterreich gibt seinem 20-köpfigen

Vollzugsausschuss den Namen Staatsrat. Er beruft die 14 Ressortchefs umfassende

Staatsregierung. 

2. November 1918 – Der Auftakt der Revolution

München * Auf einer vom Liberalen Verein Frei München veranstalteten Volksversammlung ruft

Kurt Eisner: „Es kommt nicht zur Reichstagswahl, vor dem 17. November kommt die

Revolution.“ Der „struppige Prophet“ wird zwar wegen seines Aussehens belächelt, trotzdem gilt

diese Versammlung als der Auftakt der Revolution.   Kurt Eisner hat bereits vor seiner

Haftentlassung die Strategie der Obersten Heeresleitung - OHL durchschaut, die mit der

vorgeschobenen Parlamentarisierung lediglich die Verantwortung für den Ausgang des Krieges

und den ungünstigen Friedensschluss auf das Parlament abwälzen wollte.  Aus Eisners Sicht

sollte nicht nur das verhasste System restlos verschwinden, sondern gleichzeitig mit ihm auch

seine Repräsentanten. Gemeint sind jene, die für das vier Jahre dauernde sinnlose Morden die

Verantwortung trugen. Schließlich befand sich die Mehrheit der führenden Militärs und

Spitzenbeamten in Reich und Länder ebenso in Amt und Würden wie der deutsche Kaiser und

die Landesfürsten. Sie aber waren die Symbole einer expansiven Außen- und einer

undemokratischen Innenpolitik.

3. November 1918 – Erste Friedensdemonstration der USPD seit den Januarstreiks

München-Theresienwiese * Um 10 Uhr Vormittag findet auf der Theresienwiese, an der

Freitreppe unterhalb der Bavaria, die erste Friedensdemonstration der USPD seit den

Januarstreiks statt. Lediglich 800 bis 1.000 Personen nehmen daran teil. Das liegt daran, dass

das Generalkommando den Anschlag von Plakaten verboten hatte. Da die finanziellen Mittel zum

Druck von Flugblättern fehlten, konnte die Einladungen zu dieser Kundgebung mit

hektographierten Handzetteln erfolgen.  Hans Unterleitner erklärt am Versammlungsbeginn, dass

die Veranstaltung nur unter folgenden Bedingungen des Polizeipräsidiums genehmigt worden ist: 

  Keine Entschließung zu fassen, dass die heutige Regierung durch eine Volksregierung ersetzt

werden müsse,  keine Aufforderung an die Soldaten ergehen zu lassen, die Waffen

niederzulegen,  keine Demonstrationszüge zu veranstalten beziehungsweise hiezu aufzufordern. 

  Kurt Eisner betont in seiner Rede den Friedenswillen des deutschen Volkes und sagt: „Von der

eingerosteten deutschen Regierung in Berlin sind Taten zur Herbeiführung des Friedens nicht zu
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erwarten, deshalb muss eine Volksregierung in Bayern sofort Frieden schließen“ und fordert auf

zum „Sturz der Monarchie“ und zur „politischen Revolution“. Das Abkommen über

parlamentarische Reformen vom Vortag bezeichnet er als „unaufrichtig und unzureichend“.  In

Hinblick auf die am 30. Oktober in Wien gebildete Staatsregierung der Provisorischen

Nationalversammlung für Deutschösterreich sagt Eisner: „Wir grüßen über die Grenze die neue

österreichische Republik und fordern, dass eine vom Volk einzusetzende bayerische Regierung

mit den deutschen Republikanern Österreichs gemeinsam den Frieden im Namen Deutschlands

verkündet, sofern in Berlin nicht der Wille oder die Macht vorhanden ist, den Frieden sofort zu

erreichen“.   Aufgrund des Demonstrationsverbots wird im Anschluss an die Versammlung ein

Spaziergang nach Stadelheim angetreten. 

4. November 1918 – Versammlung der Vertrauensleute der SPD und der Gewerkschaften

München-Ludwigsvorstadt * Im Mathäserbräu findet eine gemeinsame Versammlung der

Vertrauensleute der SPD und der Gewerkschaften statt. Sie fassen den einstimmigen Beschluss: 

   „Da unter dem Streit zwischen Sozialdemokraten und Unabhängigen die Arbeiterinteressen

Schaden leiden, appellieren die Obleute an die Leitung beider Parteien, den Bruderkrieg

einzustellen und die ganze Kraft des Proletariats zum Kämpfe gegen den gemeinsamen Feind,

Kapitalismus und Reaktion, zu vereinigen.“

5. November 1918 – Die USPD will im Hackerkeller eine Wahlversammlung abhalten

München-Theresienwiese * Die USPD will im Hackerkeller eine Wahlversammlung abhalten. Der

Andrang ist aber so groß, dass der Saal viel zu klein ist und die Versammlung - im Dunkeln - auf

der Theresienwiese durchgeführt werden muss. Das geschieht, ohne dass eine Erlaubnis dafür

eingeholt worden war. Kundgebungen unter freiem Himmel sind während des Kriegszustands

generell verboten. Die Polizei lässt zwar Ausnahmen zu, doch diesmal werden die Vorschriften

einfach ignoriert - und die Behörden schreiten nicht ein.   Als der Redner Kurt Eisner in den

Versammlungssaal kommt, findet er nur noch leere Gläser vor. Er muss seine

Wählerversammlung suchen und findet eine große dunkle Masse bei der Bavaria. Es sollen

20.000 Menschen gekommen sein. Kurt Eisner mahnt zur Geduld und warnt vor einem sofortigen

Aufbruch, da Münchens Erhebung am lichten Tage erfolgen wird. „Nur noch kurze Zeit. Aber ich

setze meinen Kopf zum Pfande, ehe 48 Stunden verstreichen, steht München auf!“ 

6. November 1918 – Ein Aufruf zur Friedenskundgebung am 7. November 1918
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München * Die sozialdemokratische Münchener Post veröffentlicht auf der Titelseite im Auftrag

der Leitung der sozialdemokratischen Partei Münchens einen Aufruf „An die Bevölkerung

Münchens!“. Darin heißt es:       „Die sozialdemokratische Partei ruft die Bevölkerung Münchens

mit Ausnahme der beim Transport und Verkehr beschäftigten Personen auf, am

Donnerstagnachmittags 3 Uhr auf der Theresienwiese zu erscheinen.    Es gilt, im Geiste der

Freiheit und Verantwortung Stellung zu nehmen zu den großen Tagesfragen, die in der letzten

Vertrauensmännerversammlung der gesamten Münchener Arbeiterschaft erörtert worden sind.   

Die Vertrauensleute der Partei und Gewerkschaften werden aufgefordert, dabei mitzuwirken, daß

die Demonstration einen der organisierten Arbeiterschaft würdigen Verlauf nimmt“. 

6. November 1918 – Radikale und unbelehrbare Angestellte

München * Das Kriegsministerium berichtet über Berichte von Vertrauensleuten, wonach sich „die

Arbeiter weit ruhiger als die Angestellten“ verhalten. Die Angestellten sind „weit radikaler und

unbelehrbarer, ja fast ausnahmslos Anhänger der USPD“.     Tatsächlich zeigen die wenigen

Teilnehmerlisten von USPD-Versammlungen ein eindeutiges Übergewicht von Angestellten und

Handwerkern gegenüber der Arbeiterschaft. „Die USPD ist eine Partei von Angehörigen des

Mittelstands, die die revolutionäre Potenz der Arbeiterschaft für ihre Revolution verwenden“ will. 

6. November 1918 – USPD und MSPD rufen gemeinsam zu einer Massenversammlung auf

München * Kurt Eisner [USPD] und Erhard Auer [MSPD] rufen auf großen Plakaten für den

nächsten Tag zu einer gemeinsamen Massenversammlung auf der Theresienwiese auf. Obgleich

Erhard Auer anfangs Bedenken hatte, gab er seine Zustimmung. Er hat erkannt, dass man der

Friedenssehnsucht der Einwohner Münchens ein Ventil geben muss.  Es kommt auch deshalb

zur ersten öffentlichen Zusammenarbeit der beiden sozialistischen Gruppierungen in Bayern seit

der Gründung der Unabhängigen Sozialdemokratischen Partei Deutschlands - USPD, weil Auers

MSPD nicht gemeinsame Sache mit denen machen kann, die für die nationale Verteidigung

eintreten und die Waffenstillstandsbemühungen bekämpfen. Über das damit verbundene Risiko

ist sich Erhard Auer und die bayerische Regierung bewusst. 

7. November 1918 – Das Teilnahmeverbot der Soldaten wird zurückgenommen

München-Theresienwiese * Die Unabhängige Sozialdemokratische Partei - USPD hat zu einer

Kundgebung auf die Theresienwiese eingeladen. Um die Kontrolle über die Münchner
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Arbeiterschaft nicht ganz zu verlieren, haben sich die Gewerkschaften und die MSPD dieser

Einladung angeschlossen.   Soldaten ist zunächst die Teilnahme an der Versammlung von der

Stadtkommandatur verboten worden. Zwei MSPD-Abgeordnete, darunter Erhard Auer,

veranlassen, dass die Anordnung durch Kriegsminister Philipp von Hellingrath aufgehoben wird.

Soldaten, die keinen Dienst haben, wird erlaubt, die Kaserne zu verlassen. Ein Teil der Soldaten

wird als Bereitschaft zurück behalten. 

7. November 1918 – Die Winzerer-Fähndl Armbrustschützengilde verpasst die Revolution

München * Die Mitglieder der Winzerer-Fähndl Armbrustschützengilde halten ihre Ordentliche

Hauptversammlung ab. Der 1. Schützenmeister gibt darin einen kurzen Kommentar zur

allgemeinen Lage wieder, der vom „deutschen Ersuchen um Waffenstillstandsverhandlungen“

gezeichnet ist. Als die 17 Winzerer auseinander gehen, ist König Ludwig III. bereits aus der

Residenz geflohen. 

7. November 1918 – Wenn Versammlungsverbot - dann Revolution

Berlin * Die Unabhängige Sozialdemoktatische Partei - USPD hat für den Abend 26

Versammlungen angesetzt. Die Regierung will diese verbieten.    Friedrich Ebert und die SPD

sind davon überzeugt, dass ein Versammlungsverbot umgehend die Revolution auslösen würde.

Deshalb fordert Ebert vom Reichskanzler Prinz Max von Baden: „Heute abend müssen wir das

Ultimatum von jeder Tribüne verkünden, sonst läuft uns die ganze Gesellschaft zu den

Unabhängigen. Der Kaiser muss sofort abdanken, sonst haben wir die Revolution.“ 

7. November 1918 – Wie Bischof Faulhaber die Umsturznacht erlebt

München-Kreuzviertel * Erzbischof Michael von Faulhaber notiert in der Umsturznacht in sein

Tagebuch: „Nachmittag, 15:00 Uhr, auf der Theresienwiese Versammlung. Von den

Sozialdemokraten gedacht als Exploron, um das Volk zufrieden zu stellen, wollten den

Unabhängigen den Wind aus den Segeln nehmen. Im Zug wohl einige Tafeln: Nieder die

Dynastie, (eine andere: Das Weib keine Gebärmaschine) sonst aber ruhig und viele Harmlose

dabei. […] Dabei schwenkte unter der Roten Fahne eine Soldatengruppe ab, ‚zu den Kasernen‘

und diese Soldaten haben die Revolution gemacht. […]    Nachts, 23:00 Ihr, beginnt der Lärm auf

der Straße. Militär, bewaffnet, erst zu Fuß, allmählich mit Lastautos, die fortwährend mit

furchtbarem Lärm herumrasen, mit Maschinengewehr ausgerüstet und die Bevölkerung
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bestürzen sollen. Die schrecklichste Nacht meines Lebens“. 

7. November 1918 – Eine Versammlung nach den Vorstellungen Erhard Auers

München-Theresienwiese * Die Versammlung verläuft zunächst ganz nach den Vorstellungen

Erhard Auers. Die Mehrheitssozialdemokraten und die Gewerkschafter marschieren geschlossen

an. Um 15:15 Uhr beginnen die Ansprachen, dafür sind 15 Minuten vorgesehen. Der

MSPD-Führer und weitere Funktionäre halten ihre Reden an der Bavaria, in der sie hervorheben,

dass die Sozialdemokratische Partei       weder zum Streik noch zur Revolution auffordert,

sondern   die Entwicklung zum Volksstaat auf parlamentarischen Wegen erreichen möchte.     

Um 15.45 Uhr lassen sie dann über eine Resolution abstimmen, danach löst sich die

Versammlung auf. Nun formieren sich die Teilnehmer zur großen Friedensdemonstration. Mit

einem Musikkorps an der Spitze marschiert der größte Teil der Massendemonstration unter

Führung von Erhard Auer in vollkommener Disziplin über die Landwehrstraße, Sonnenstraße,

Karlsplatz, Lenbachplatz, Maximiliansplatz, Brienner Straße, Residenzstraße, Maximilianstraße

und schließlich längs der Isar entlang bis zum Friedensengel. Hier löst sich der Protestmarsch

nach einer kurzen Schlussansprache des MSPD-Reichstags- und Landtagsabgeordneten Franz

Schmitt auf. 

7. November 1918 – Die Waffenstillstandsverhandlungen haben begonnen

München * Bayerns Innenminister Dr. Friedrich von Brettreich gibt in einem Aufruf bekannt: „Die

Waffenstillstandsverhandlungen sind im Gang, sie werden baldigst zum Abschluss

kommen.“ Und dann: „Jetzt gilt es erst recht, Ruhe und Ordnung zu wahren. Innere Unruhen

anstiften, hieße den Krieg noch mal beginnen.“ Eine Variation des alten und sattsam bekannten

Spruchs: „Ruhe ist die erste Bürgerpflicht!“    Dahinter verbirgt sich sicherlich auch die Angst vor

eventuellen Ausschreitungen und Unruhen, denn für den Nachmittag des selben Tages haben die

Mehrheitssozialdemokraten und die Unabhängigen zu einer gemeinsamen Versammlung auf der

Theresienwiese eingeladen. 

8. November 1918 – Kurt Eisner und die Aufgabe der Arbeiterräte

München-Kreuzviertel * In der Eröffnungsrede in der ersten öffentlichen Sitzung des

provisorischen Nationalrates des Volksstaates Bayern erklärt Ministerpräsident Kurt Eisner: „Die

Arbeiterräte sollen die Parlamente der körperlichen und geistigen Arbeiter sein, und, wenn man
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demgegenüber erklärt, dass die Nationalversammlung, der Landtag diese Arbeiterräte entbehrlich

machen werde, so behaupte ich: Umgekehrt.  Denn wenn die Nationalversammlung nicht wieder

ausmünden soll in jenen leeren, hohlen Parlamentarismus, dann muss die lebendige Kraft der

Arbeiterräte sich entfalten. Sie sind gleichsam die Organisation der Wähler. Diese Wähler […]

sollen nicht ihren Parlamentariern überlassen, was Kluges oder Törichtes zu tun sie für gut

befinden.“ 

8. November 1918 – Augsburg wählt einen Arbeiter- und Soldatenrat

Augsburg * Der Redakteur der sozialdemokratischen Schwäbischen Volkszeitung, Ernst Niekisch,

informiert in aller Frühe die Führer der örtlichen Sozialdemokratischen Partei und der

Gewerkschaften über die Vorgänge in München.    Da sich keiner der Angesprochenen traut in

die Kasernen zu gehen und sich an die Spitze der Revolution zu stellen, begibt sich Niekisch zum

Augsburger Divisionskommandeur. Die Ausweglosigkeit seiner Situation erkennend, lässt er

Niekisch einen Provisorischen Soldatenrat wählen.    Und weil die Augsburger

Mehrheitssozialdemokraten inzwischen von der Standfestigkeit der neuen Regierung überzeugen

konnten, berufen sie eine Massenveranstaltung der Arbeiter ein, auf der Ernst Niekisch zum

Vorsitzenden des Arbeiter- und Soldatenrats gewählt wird. 

8. November 1918 – Die Proklamtion des Freistaats Bayern in den MNN

München - Freistaat Bayern * Nur die Münchener Neuesten Nachrichten - MNN können ihre

normale Morgenausgabe der Tageszeitung drucken. Auf der ersten Seite ist die Proklamation des

Freistaates Bayern abgedruckt:  An die Bevölkerung Münchens!    Das furchtbare Schicksal, das

über das deutsche Volk hereingebrochen, hat zu einer elementaren Bewegung der Arbeiter und

Soldaten geführt. Ein provisorischer Arbeiter-, Soldaten- und Bauernrat hat sich in der Nacht zum

8. November im Landtag konstituiert.  Bayern ist fortan ein Freistaat.  Eine Volksregierung, die

von dem Vertrauen der Massen getragen wird, soll unverzüglich eingesetzt werden.  Eine

konstituierende Nationalversammlung, zu der alle mündigen Männer und Frauen das Wahlrecht

haben, wird so schnell wie möglich einberufen werden.  Eine neue Zeit hebt an!  Bayern will

Deutschland für den Völkerbund rüsten.  Die demokratische und soziale Republik Bayern hat die

moralische Kraft, für Deutschland einen Frieden zu erwirken, der es vor dem Schlimmsten

bewahrt. Die jetzige Umwälzung war notwendig, um im letzten Augenblick durch die

Selbstregierung des Volkes die Entwicklung der Zustände ohne allzu schwere Erschütterung zu

ermöglichen, bevor die feindlichen Heere die Grenzen überfluten oder nach dem Waffenstillstand

die demobilisierten Truppen das Chaos herbei führen.  Der Arbeiter-, Soldaten- und Bauernrat
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wird strengste Ordnung sichern. Ausschreitungen werden rücksichtslos unterdrückt. Die

Sicherheit der Person und des Eigentums wird verbürgt.  Die  Soldaten in den Kasernen werden

durch Soldatenräte sich selbst regieren und Disziplin aufrecht erhalten. Offiziere, die sich den

Forderungen der veränderten Zeit nicht widersetzen, sollen unangetastet ihren Dienst versehen. 

Wir rechnen auf die schaffende Mithilfe der gesamten Bevölkerung. Jeder Arbeiter an der neuen

Freiheit ist willkommen! Alle Beamte bleiben in ihren Stellungen. Grundlegende soziale und

politische Reformen werden unverzüglich ins Werk gesetzt.  Die Bauern verbürgen sich für die

Versorgung der Städte mit Lebensmitteln. Der alte Gegensatz zwischen Land und Stadt wird

verschwinden. Der Austausch der Lebensmittel wird rationell organisiert werden.  Arbeiter, Bürger

Münchens! Vertraut dem Großen und Gewaltigen, das in diesen schicksalschweren Tagen sich

vorbereitet!  Helft alle mit, dass sich die unvermeidliche Umwandlung rasch, leicht und friedlich

vollzieht.  In dieser Zeit des sinnlos wilden Mordens verabscheuen wir alles Blutvergießen. Jedes

Menschenleben soll heilig sein.  Bewahrt die Ruhe und wirkt mit an dem Aufbau der neuen Welt! 

Der Bruderkrieg der Sozialisten ist für Bayern beendet. Auf der revolutionären Grundlage, die

jetzt gegeben ist, werden die Arbeitermassen zur Einheit zurückgeführt.  Es lebe die bayerische

Republik!  Es lebe der Frieden!  Es lebe die schaffende Arbeit aller Werktätigen!    München,

Landtag, in der Nacht zum 8. November 1918.Der Rat der Arbeiter, Soldaten und Bauern:Der

erste Vorsitzende: Kurt Eisner. 

9. November 1918 – Die Vereinigten Verkehrsverbände laden zur Versammlung ein

München - Freistaat Bayern * Der Ausschuss der Vereinigten Verkehrsverbände ruft per

Kreistelegramm und in Zeitungsannoncen seine Mitglieder zu einer Massenveranstaltung in den

Münchner Bavariakeller an der Theresienwiese ein.    Die Einladung beginnt mit den Worten: „Die

Stunde der Erlösung aus tiefster wirtschaftlicher Not ist auch für Euch angebrochen. Jetzt oder

nie gilt es, Euch im Rahmen der jetzigen Regierungsgewalt die politische und soziale

Machtstellung zu erkämpfen, auf die Ihr auf Grund Eurer Massen und Eurer für das deutsche

Wirtschaftsleben ausschlaggebenden wichtigen Berufsarbeit Anspruch habt“. 

10. November 1918 – Keinerlei Verfügungen haben mehr Rechtskraft

München - Freistaat Bayern * Die provisorische Regierung verkündet, dass die „Vollzugsgewalt

durch die Beschlüsse der provisorischen Versammlung der Arbeiter-, Soldaten- und Bauernräte

in die Hände des Ministeriums des bayerischen Volksstaats übergegangen“ ist. „Keinerlei

Verfügungen haben mehr Rechtskraft, die nicht vom Ministerium“ ausgehen. 
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10. November 1918 – Kronprinz Rupprecht kämpft mit allen Mitteln um seine Krone

Lille - München-Kreuzviertel * Ex-Kronprinz Rupprecht legt in einem forschem Telegramm bei der

bayerischen Regierung        „Verwahrung ein gegen die politische Umwälzung, die ohne

Mitwirkung der gesetzgebenden Gewalten und der Gesamtheit der bayerischen Staatsbürger in

Heer und Heimat von einer Minderheit ins Werk gesetzt wurde.    Das bayerische Volk und das

seit Hunderten von Jahren mit ihm verbundene Fürstenhaus haben das Recht zu verlangen, dass

über die Staatsform durch eine verfassungsgebende Nationalversammlung entschieden wird, die

aus freien und allgemeinen Wahlen hervor geht.    Dass den heimkehrenden Soldaten die

Möglichkeit eröffnet wird, ihre Stimme abzugeben, ist eine selbstverständliche Forderung.    Die

bayerischen Soldaten werden dann im Einvernehmen mit den bayerischen Staatsbürgern in der

Heimat zu entscheiden haben, wie sie sich zur Frage weiterer Zusammenarbeit mit ihrem

Fürstenhause stellen wollen.“      Der Ministerrat des Volksstaates Bayern ignoriert diese

papierene Ermahnung übrigens vollkommen zu Recht. Hier spielt der Monarch von Gottes

Gnaden plötzlich den Vorbild-Demokraten.    Denn dass sich Rupprecht auf eine noch

ausstehende Entscheidung der frei gewählten Vertretung des souveränen Volkes beruft, ist frech.

Bis dahin hätte schließlich die Dynastie Wittelsbach nicht im Traum daran gedacht, die

Staatsform zum Gegenstand der Entscheidung einer Volksvertretung zu machen. 

10. November 1918 – Schadet die MSPD der Revolution ?

Berlin * Die Revolutionären Obleute versuchen auf Versammlungen die Arbeiterschaft davon zu

überzeugen, dass eine gemeinsame Regierung der USPD mit der MSPD-Spitze der Revolution

schaden würde.    Doch die Arbeiter wollen ein Zusammengehen der beiden Parteien. Die neue

Regierung soll paritätisch aus MSPD- und USPD-Mitgliedern zusammengesetzt sein. 

11. November 1918 – Die Regierung ist der Nationalversammlung nicht verantwortlich

München-Kreuzviertel * In der Ministerrats-Sitzung erklärt Ministerpräsident Kurt Eisner, dass die

„Revolutionsregierung dem jetzigen improvisierten Parlament nicht verantwortlich sein“ kann. 

12. November 1918 – Das aktive und passive Wahlrecht für Frauen wird eingeführt

Berlin - Deutsches Reich * Der aus Mitgliedern der SPD und der USPD bestehende Rat der

Volksbeauftragten in Berlin verkündet in einem Aufruf an das Deutsche Volk mit Gesetzeskraft
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unter anderem die Einführung des Frauenwahlrechts in Deutschland.        Alle Wahlen zu

öffentlichen Körperschaften sind fortan nach dem gleichen, geheimen, direkten, allgemeinen

Wahlrecht auf Grund des proportionalen Wahlsystems für alle mindestens 20 Jahre alten

männlichen und weiblichen Personen zu vollziehen.   Der Belagerungszustand wird aufgehoben.  

Das Vereins- und Versammlungsrecht unterliegt keiner Beschränkung, auch nicht für Beamte und

Staatsarbeiter.   Eine Zensur findet nicht statt, die Theaterzensur wird aufgehoben.  

Meinungsäußerung in Wort und Schrift ist frei.   Die Freiheit der Religionsausübung wird

gewährleistet. Niemand darf zu einer religiösen Handlung gezwungen werden.   Für alle

politischen Straftaten wird Amnestie gewährt. Die wegen solcher Straftaten anhängigen

Verfahren werden niedergeschlagen.   Das Gesetz über den vaterländischen Hilfsdienst wird

aufgehoben, mit Ausnahme der sich auf die Schlichtung von Streitigkeiten beziehenden

Bestimmungen.   Die Gesindeordnungen werden außer Kraft gesetzt, ebenso die

Ausnahmegesetze gegen die Landarbeiter.   Die bei Beginn des Krieges aufgehobenen

Arbeitsschutzbestimmungen werden wieder in Kraft gesetzt. 

12. November 1918 – Die Hofbeamten sollen in den Staatsdienst übernommen werden

München-Kreuzviertel * In einer Versammlung werden die Hofbeamten zum Übertritt in den

Staatsdienst aufgefordert. Die Entbindung der Beamten von ihrem Treueid durch Ex-König

Ludwig III. am 13. November 1918 macht den Weg für die Übernahme frei. Ansonsten hätten mit

der Einstellung der Zahlung an die Zivilliste die Gehälter des Hofes nicht mehr bezahlt werden

können. 

12. November 1918 – In Wien wird die Republik proklamiert

Wien * In Wien findet die letzte Reichsratssitzung der Provisorischen Nationalversammlung für

Deutschösterreich statt. Noch am selben Tag ruft sie die Republik aus. 

15. November 1918 – Räte als Grundlage der neuen Demokratie

München-Kreuzviertel * Ministerpräsident Kurt Eisner sieht in den Räten die Grundlage für sein

Konzept einer neuen Demokratie. In seiner Regierungserklärung erklärt er, dass die

Demokratisierung des öffentlichen Geistes wie der öffentlichen Einrichtung noch vor der

Einberufung einer konstituierenden Nationalversammlung erreicht werden soll.  Kurt Eisner will

die Demokratisierung über eine Art Nebenparlament herbei führen, mit dem er auch bürgerliche
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Kreise zur Mitwirkung am Aufbau des neuen Staates gewinnen wollte. Dieses Nebenparlament

sollte ihre Interessen sowohl gegenüber dem provisorischen Zentralparlament als auch

gegenüber der Regierung einbringen können.   „Ich habe vom ersten Tag der Revolution an in

dem System der Räte die große Schule der Demokratie und des Sozialismus gesehen und

glaube nicht, dass wir in Deutschland weiterkommen können, wenn wir nicht dieses System der

Räte entwickeln […] und dadurch das Volk mündig machen zur Entscheidung über sein

Schicksal.   Nicht die Politik des Wahlzettels tut es allein. […] Das hindert nicht, dass auch die

Politik des Wahlzettels notwendig ist, aber das Rätesystem […] soll den Wähler lesen, denken

und entscheiden lehren, nicht in acht Tagen vor der Wahl, sondern tagaus, tagein.“ 

15. November 1918 – Kurt Eisner und die Demokratisierung Bayerns

München * In seinem Regierungsprogramm der Regierung des Volksstaates Bayern spricht

Ministerpräsident Kurt Eisner auch das Thema Demokratisierung an:    „In der inneren Politik

Bayers streben wir die rascheste Durchführung einer nicht nur formellen, sondern lebendig

tätigen Demokratie an. Bevor noch die konstituierende Nationalversammlung, die so schnell wie

möglich nach Erledigung der notwendigen Vorarbeiten einberufen werden soll, zusammentritt,

muss diese Demokratisierung des öffentlichen Geistes wie der der öffentlichen Einrichtungen

erreicht werden können. Wir suchen auch hier auf neuen Wegen zusammen vorwärts zu

kommen.“ 

15. November 1918 – Die Republik Deutsch-Österreich wird proklamiert

Wien * Die Republik Deutsch-Österreich wird durch die provisorische Nationalversammlung

proklamiert. 

16. November 1918 – Eine Kommission für eine Soldatenräte-Verordnung

München * Eine Versammlung der Münchner Kasernenräte ernennt eine sechsköpfige

Kommission, die gemeinsam mit dem Ministerium für militärische Angelegenheiten einen Entwurf

für eine Vorläufige Verordnung für die Soldatenräte erarbeiten soll. 

18. November 1918 – Hedwig Kämpfer fordert frauenrechtliche Schulungen
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München * Hedwig Kämpfer von der USPD fordert auf einer großen Frauen-Versammlung „die

frauenrechtlerische Schulung der proletarischen Frauen, besonders der Frauen innerhalb der

sozialistischen Parteien und Gewerkschaften“.    Diese Forderung wird in Bayern bald

verwirklicht. Frauen der radikalen Frauenbewegung und der politisch linksgerichteten schließen

sich schon bald zum „Bund sozialistischer Frauen“ zusammen. 

18. November 1918 – Im Wagnersaal findet die erste Frauenversammlung statt

München-Ludwigsvorstadt * Im Wagnersaal in der Sonnenstraße findet die erste

Frauenversammlung statt. Lida Gustava Heymann fordert die Gründung eines eigenen

Frauenrates. Er soll         politisch noch unorientierte Frauen unterrichten und   dafür Sorge

tragen, dass Frauen Zugang zu allen Berufen und allen entscheidenden Positionen in Staat und

Verwaltung erhalten können sowie   gewährleisten, dass auf den Wahllisten der Parteien zur

Nationalversammlung und zum Landtag eine entsprechende Anzahl von Frauen vertreten sind. 

20. November 1918 – Kurt Eisners Vorschlag für die Räte-Richtlinie

München * Zwei Tage nach Innenminister Erhard Auer legt auch Ministerpräsident Kurt Eisner

seinen Entwurf für die Richtlinien für die Arbeiter- und Bauernräte vor. Im Entwurf des

USPD-Politikers Eisner nehmen die Arbeiterräte - zumindest für eine Übergangszeit - eine

zentrale Position im neugegründeten Staat ein. Gemeinsam mit den Soldaten- und Bauernräten

sollen sie bis zur endgültige Regelung durch die zu wählende Nationalversammlung die

„revolutionäre Grundlage des neuen Regierungssystems“.  Eisner und die USPD wollen die Räte

und das Parlament als gleichberechtigte Partner in einem demokratischen System. Sie dienen

der politischen Willens- und Bewusstseinsbildung und schaffen die Voraussetzungen für die

Tätigkeit des Parlaments:  „Die Räte sollen die Schulen der Demokratie werden; daraus dann

sollen die Persönlichkeiten emporsteigen zu politischer und wirtschaftlicher Arbeit. […] Die Räte

sind die Grundmauer der Demokratie, die Nationalversammlung, der Landtag ist die Krönung des

Gebäudes. Aber diese Krone würde genauso zusammen stürzen wie die monarchistischen

Kronen, wenn sie sich nicht stützen auf die Kraft und den Willen jener Arbeiterräte.“   Die

Arbeiterräte sollen „die Massen des Proletariats unmittelbar zur politischen Mitarbeit heranziehen“

und so dazu beitragen, dass „der neue demokratische und sozialistische Geist in Staat und

Gesellschaft so tief Wurzeln fasst, dass die kommenden Wahlen die provisorische Ordnung der

Dinge bestätigen und befestigen werden“.  Im Falle, die Zentralregierung würde den

Revolutionszustand ausrufen, sollten die Arbeiter-, Soldaten- und Bauernräte umgehend alle

notwendigen Maßnahmen einleiten, die zur Erhaltung und Sicherung der revolutionären
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Regierung erforderlich wären.  Der Entwurf Kurt Eisners sieht für die Räte großzügige

Kompetenzzuweisungen vor. Von Kontroll-, Vorschlags-, Beratungs- und Auskunftsrechten bis

hin zur Fragen der Entlassung und Einstellung von Beamten. 

20. November 1918 – Gründungsversammlung der bayerischen Rechtsanwälte

München * Die Gründungsversammlung des Landesverbandes der bayerischen Rechtsanwälte

findet in München statt. 

22. November 1918 – Gründung der Deutschnationalen Volkspartei - DNVP

Berlin * Die Deutschnationale Volkspartei -DNVP wird durch einen Zusammenschluss der

Deutschkonservativen Partei, der Freikonservativen Partei, der Christlich-sozialen Partei und der

Deutschen Vaterlandspartei - DVLP gegründet.     Die neue Partei sieht sich als Vertreter der

vaterländischen Verbände, tritt für die Wiederherstellung der deutschen Monarchie ein und fordert

Wahlen zur Nationalversammlung. 

22. November 1918 – Der Rat der Volksbeauftragten setzt seinen Machtanspruch durch

Berlin * Der von Mitgliedern des Rats der Volksbeauftragten und des Vollzugsrats gebildete

Ausschuss zur Erarbeitung der Kompetenzabgrenzung zwischen den beiden Gremien legt sein

Ergebnis vor.    Der Rat der Volksbeauftragten setzt seinen Machtanspruch weitgehend durch.

Man vereinbart die Einberufung einer Reichsversammlung von Delegierten der Arbeiter- und

Soldatenräte. 

25. November 1918 – Eisner Die Revolution ist keine Demokratie

Berlin * Kurt Eisner spricht im Berliner Vollzugsrat der Arbeiter- und Soldatenräte:  „Die

Revolution ist keine Demokratie. Sie will sie erst schaffen. Arbeiter- und Soldatenräte müssen

überall die Grundlage der neuen Entwicklung bilden, und die Nationalversammlung kann und darf

erst dann einberufen werden, wenn die Arbeiter-, Soldaten- und Bauernräte sich so sehr

entwickelt haben, daß alles von dem neuen Geist erfüllt ist, dann darf vielleicht an die

Nationalversammlung gedacht werden, sie wird dann auch schon überflüssig sein, weil wir, die

Arbeiter, Soldaten- und Bauernräte, schon die Nationalversammlung sind.“ 
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25. November 1918 – Die Beschlüsse der Ministerpräsidenten-Konferenz

Berlin * Die Ministerpräsidenten-Konferenz in Berlin, auch Reichskonferenz der deutschen

Bundesstaaten genannt, stimmt letztlich nur       der Einberufung der konstituierenden

Nationalversammlung,   der Aufrechterhaltung der Einheit Deutschlands und   der schnellen

Herbeiführung eines Präliminarfriedens [= Vorfrieden oder vorläufiger Frieden] mit großer

Mehrheit zu.     Bis die konstituierende Nationalversammlung zusammen tritt, werden die Arbeiter-

und Soldatenräte als Repräsentanten des Volkswillens angesehen. 

26. November 1918 – Richtlinien für die Tätigkeit der Arbeiter- und Bauernräte

München - Freistaat Bayern * Der Ministerrat beschließt - in Abwesenheit von Kurt Eisner - nach

Abstimmung mit den Vollzugsausschüssen der Arbeiter-, Bauern- und Soldatenräte die

Vorläufigen Richtlinien für die Arbeiter- und Bauernräte.  Die Richtlinien stellen einen Kompromiss

der gegensätzlichen Vorstellungen des bayerischen Ministerpräsidenten vom 20. November und

seines Innenministers Erhard Auer vom 18. November dar. Das bedeutet jedoch, dass

wesentliche Elemente aus beiden Entwürfen ebenso unberücksichtigt bleiben müssen, wie der

Entwurf des Revolutionären Arbeiterrats vom 19. November 1918.  Die Räte erhalten zwar die

von Eisner vorgeschlagene Stellung im Staat, doch werden sie nur mit den Kompetenzen

ausgestattet, die ihnen Auer zugestehen will. Die Räte bilden demnach „bis zur endgültigen

Regelung durch die Nationalversammlung die revolutionäre Grundlage des neuen

Regierungssystems“, dennoch bleibt ihnen im Verhältnis zu den Behörden nur das Recht auf

Auskunft und Gehör. Ein Kontrollrecht wird ihnen ebenso wenig zugestanden wie die

Vollzugsgewalt. Damit haben sich Innenminister Erhard Auer und die Mehrheitssozialdemokraten

mit ihren Vorstellungen im Wesentlichen durchgesetzt.  Die Richtlinie für die Bauernräte bleibt die

rechtliche Grundlage für die Arbeit der Bauernräte, bis der Landtag am 21. Mai 1920 das Gesetz

über die Aufhebung der Arbeiterräte beschließt. 

28. November 1918 – Das Bürgertum wird von der politischen Mitbestimmung ausgeschlossen

München * Ministerpräsident Kurt Eisner betont in der Versammlung der Arbeiter-, Soldaten- und

Bauernräte, dass „die Grundlage der politischen Macht bis zur endgültigen Nationalversammlung

außer in der Regierung in den Arbeiter-, Soldaten- und Bauernräten" besteht.  Die anderen

Bevölkerungskreise werden aufgrund ihrer fachlichen und sachlichen Voraussetzungen zwar

gebraucht, aber politische Macht soll ihnen nicht eingeräumt werden. Das bedeutet, dass Eisner

das Bürgertum - bis zur Neuwahl der Nationalversammlung - von der Mitbestimmung in der Politik
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ausschließen will. 

28. November 1918 – Die Vorherrschaft Preußens brechen

München * In der Versammlung der Arbeiter-, Soldaten- und Bauernräte erklärt Kurt Eisner seine

Einstellung zur Hegemonie [= Vorherrschaft] Preußens, zur Selbstständigkeit der Länder und zum

Föderalismus:  „In Berlin ist das Verbrechen ausgekocht worden, und deshalb der Hass gegen

Berlin, und ich, der ich dringend wünsche, dass die Zersetzung Deutschlands nicht zu einer

endgültigen Auflösung Deutschlands führe, sondern dass dass wir zusammen bleiben, ich bin der

festen Überzeugung, dass zunächst einmal die Einzelstaaten sich ihrer eigenen Haut wehren

müssen, so lange, bis wir wieder zusammen aktionsfähig werden.“ 

30. November 1918 – Den Wahltermin für die deutsche Nationalversammlung festgelegt

Berlin * Die Regierung Ebert erlässt die amtliche Ankündigung der Wahl zur deutschen

Nationalversammlung am 19. Januar 1919. 

1. Dezember 1918 – Das Verkehrspersonal will die Nationalratswahl

München * Der Verband des bayerischen Verkehrspersonals gibt eine offizielle Erklärung heraus,

in der er die weitere Zusammenarbeit mit der Regierung von der baldmöglichen Wahl zur

Nationalversammlung abhängig macht. „Verzögerung […] bedeutet Unordnung und Zerfall,

Anarchie und Bürgerkrieg.“ 

1. Dezember 1918 – Prof. Foerster fürchtet die bayerische Entwicklung

München * Der sich in München aufhaltende bayerischen Gesandte in Bern, Prof. Dr. Friedrich

Wilhelm Foerster, veröffentlicht eine Erklärung mit der Überschrift „Die Unhaltbarkeit der

gegenwärtigen politischen Lage in Bayern“, in der er sich tief enttäuscht über die Entwicklung in

München äußert. Er befürchtet eine Entwicklung zur Vorherrschaft durch die revolutionären Räte. 

  „Dass aber dadurch eine wahrhaft demokratische Vertretung der Interessen und Rechte aller

Klassen noch nicht gesichert wird, ist ohne weiteres klar. Eisner will aber auch solche Gleichheit

der Vertretung gar nicht. […] Er hat jeden Glauben an das Bürgertum verloren. Und darum kämpft

er verzweifelt gegen die Nationalversammlung.“ 

Münchner Zeitensprünge Seite 65/106



1. Dezember 1918 – Die Union der Siebenbürger Rumänen mit ihren Volksgenossen in Rumänien

Karlsburg * Die Volksversammlung der Siebenbürgener verkündet die Union der Siebenbürger

Rumänen mit ihren Volksgenossen in Rumänien. 

2. Dezember 1918 – Eisner zur Wahl der Nationalversammlung vor den Soldatenräten

München * Auf der Sitzung der Soldatenräte gibt Ministerpräsident Kurt Eisner eine

Regierungserklärung ab. In dieser verkündet er: „Die Volksregierung Bayern wird ihr

Versprechen, die Nationalversammlung so rasch als möglich einzuberufen, einlösen.“ Die

Aussage wird von den Anwesenden mit stürmischem Beifall aufgenommen. 

2. Dezember 1918 – Auer drängt auf die Festsetzung eines Wahltermins

München * Es kommt erstmals zur offenen Regierungskrise, nachdem Innenminister Erhard Auer

auf die Festsetzung eines Termins zur Wahl der Bayerischen Nationalversammlung besteht. Die

Minister Erhard Auer, Johannes Timm und Heinrich Ritter von Frauendorfer drohen mit ihrem

Rücktritt.  Ministerpräsident Kurt Eisner stimmt daraufhin einem Kompromiss zu, den er auf der

Sitzung der Soldatenräte darlegen wird. 

4. Dezember 1918 – Demonstration für die Einberufung der Bayerischen Nationalversammlung

München-Kreuzviertel * 500 Pioniere in Begleitung ihrer Offiziere demonstrieren vor dem Sitz des

Ministerpräsidenten im Montgelas-Palais für die Einberufung der Bayerischen

Nationalversammlung.    Ministerpräsident Kurt Eisner, Innenminister Erhard Auer und

Militärminister Albert Roßhaupter sprechen mit den Versammelten und sichern ihnen die baldige

Bekanntgabe des Einberufungstermins der Nationalversammlung zu.

4. Dezember 1918 – Landtagswahlen ohne Beteiligung der Frauen vorgeschlagen

München * Innenminister Erhard Auer schlägt auf der Ministerratssitzung vor, die Wahlen zum

Landtag und zur verfassungsgebenden Nationalversammlung möglichst bald und deshalb ohne

Frauen durchzuführen, da die Erstellung der Wählerlisten bei einer Einbeziehung der Frauen

doppelt so lange dauern würde.    Zum Glück für die Frauen kann sich der bayerische
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SPD-Landesvorsitzende mit seinen Vorstellungen nicht durchsetzen. 

5. Dezember 1918 – Max Weber an den Ausführungen gehindert

München-Ludwigvorstadt * In einer öffentlichen Versammlung im Wagnersaal hält der Soziologe

und Gründungsmitglied der links-liberalen Deutschen Demokratischen Partei - DDP, Max Weber,

eine Rede zugunsten der baldigen Wahl zur Nationalversammlung. Er wird aus der Versammlung

heraus mehrmals unterbrochen, bis Weber seine Rede abbrechen muss. 

5. Dezember 1918 – Der Wahlkampf in Bayern und im Reich beginnt

München - Freistaat Bayern - Deutsches Reich * Der Wahlkampf beginnt. Er wird mit der Wahl

der Abgeordneten zur deutschen Nationalversammlung am 19. Januar 1919 enden. Diese Wahl

findet eine Woche nach den Wahlen zum Bayerischen Landtag statt.       Als die beiden stärksten

Parteien werden in Bayern die Mehrheitssozialdemokraten - MSPD und die Bayerische

Volkspartei - BVP eingeschätzt. Es ist nur die Frage, wie sich die Mehrheiten verteilen werden.  

Die USPD hat - trotz einer verbindlichen Absprache mit dem Bayerischen Bauernbund - BBB -

keine Erfolgsaussichten. Sie hofft auf einen so großen Stimmenzuwachs, dass sie für eine

Regierungskoalition unentbehrlich sein würde.   Der Spartakusbund, der sich nach dem 31.

Dezember 1918 Kommunistische Partei Deutschlands - KPD nennen wird, weigert sich, an der

Wahl teilzunehmen. 

5. Dezember 1918 – Termin für die Landtagswahl auf 12. Januar 1919 festgelegt

München-Kreuzviertel * Im Ministerrat kommt es zu heftigen Diskussionen über die

Terminfestsetzung zur Nationalratswahl. Kurt Eisner sieht in einem frühen Termin keinen Vorteil.

„Die Massen scheuen sich davor und fürchten die Preisgabe der Errungenschaften.“  Dagegen

fordern die MSPD-Minister einen möglichst frühen Wahltermin. Jeder Tag früher stellt für sie

einen „Gewinn gegenüber dem Zentrum“ dar. Erhard Auer dringt deshalb auf den 12. Januar

1919.  Innenminister Erhard Auer und Justizminister Johannes Timm geben unumwunden ihre

Abneigung gegen die Räte zu und treten für die Umwandlung der Arbeiter- und Bauernräte in

Arbeiter- und Landwirtschaftskammern ein und sprechen den Räten jede politische Funktion ab.

Verkehrsminister Heinrich Ritter von Frauendorfer sieht in den Räten eine „nur notwendige

Begleiterscheinung der Revolution“. Den Soldatenräten gibt man keine Zukunft. 

Münchner Zeitensprünge Seite 67/106



6. Dezember 1918 – Matrosen und Soldaten für die Wahl zur Nationalversammlung

Berlin * Am späten Nachmittag versammeln sich vor der Reichskanzlei Matrosen und Soldaten.

Ein Feldwebel Spiro, der Vorsitzende des Soldatenrats des Ersatz-Bataillons des Kaiser Franz

Garde-Grenadier-Regiments Nr. 2, hält eine Ansprache, in der er darstellt, dass „Deutschland in

dem unermesslichen Unglück einer vollen Katastrophe“ steht, „die nur durch bewusste

Zusammenfassung aller Kräfte und durch freiwillige Unterordnung jedes Einzelnen unter das

gemeinsame Wohl überwunden werden kann“.    Er fordert abschließend, dass die

Nationalversammlung für den 20. Dezember einberufen wird. Danach ernennt er - „gestützt auf

die bewaffnete Macht und im Bewusstsein für die ganze Nation zu sprechen“ - Friedrich Ebert

zum Präsidenten Deutschlands.     Ebert antwortet mit „ruhiger, fester, durchdringender Stimme:

Kameraden und Genossen! Der Ruf, der an mich ergangen ist, kann und will ich nicht annehmen,

ohne vorher mit meinen Freunden in der Regierung gesprochen zu haben. Das ist eine hoch

wichtige Angelegenheit, deren Entscheidung allein in den Händen des Rates der

Volksbeauftragten liegt“.    Feldwebel Spiro zieht daraufhin mit seinen Truppen geschlossen ab.

Das Ziel der Soldaten ist, die Revolution faktisch zu beenden und die Kräfte links des

Reichspräsidenten Friedrich Ebert zu entmachten. 

6. Dezember 1918 – Versammlungen und Demonstrationen der Berliner Spartakusgruppe

Berlin * Die Spartakusgruppe hat für den 6. Dezember drei Versammlungen mit anschließenden

Demonstrationen beim Polizeipräsidium angemeldet. Die Protestveranstaltungen werden mit der

Auflage genehmigt, dass keine Waffen mitgeführt werden. Die drei Versammlungen finden am

späten Nachmittag in den Germania-, Sophien- und Andreas-Sälen statt. Die Redner üben

harsche Kritik an der Regierung und protestieren gegen die Einberufung einer

Nationalversammlung.    Während der Versammlungen verbreitet sich die Nachricht von der

mutmaßlichen Verhaftung des Vollzugsrats und von Friedrich Eberts Ausrufung zum Präsidenten.

Entsprechend erregt beginnen gegen 16:30 Uhr die Demonstrationen. 

6. Dezember 1918 – Erich Mühsam gegen Wahlen für eine bayerische Nationalversammlung

München * Erich Mühsam spricht sich im Kolosseum vor Soldaten und Zivilisten gegen Wahlen

für eine Bayerische Nationalversammlung aus.         Er setzt sich andererseits für die baldige

„Verwirklichung eines weitgehenden Sozialismus im kommunistischen Sinn“ ein,    warnt aber

zugleich vor „Unordnung und Plünderung“. 
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6. Dezember 1918 – Demonstranten besetzen Münchner Zeitungsredaktionen

München * Im Schwabingerbräu, Mathäserbräu und im Odeon werden Versammlungen für

Soldaten abgehalten. Die Versammlungsteilnehmer demonstrieren im Anschluss gegen die

Münchner Presse.  Die Räume der Münchner Neuesten Nachrichten, des Bayerischen Kuriers,

der München-Augsburger Abendzeitung und der Münchner Zeitung werden besetzt. Die Besetzer

erlassen umfangreiche Zensurvorschriften, die beim Eintreffen der Republikanischen

Schutztruppe und vor allen auf Kurt Eisners Zureden zurückgenommen werden. Die

Demonstranten ziehen daraufhin zu Innenminister Erhard Auer, um ihn wegen    seiner Haltung in

den Januarstreiks und  seines Eintretens für eine demokratische, nicht-sozialistische Republik     

mit Gewalt zum Rücktritt von seinem Ministerposten zu zwingen. 

8. Dezember 1918 – Ultimative Forderungen von Hindenburg

Kassel - Berlin * Generalfeldmarschall Paul von Hindenburg, der Chef der Obersten

Heeresleitung - OHL, fordert in einem Brief an den Reichskanzler Friedrich Ebert ultimativ       die

Stärkung der Macht der Reichsleitung,   die sofortige Einberufung der Nationalversammlung noch

im Dezember,   die Beseitigung der Soldatenräte,   die Ausschaltung der Arbeiterräte sowie   aller

Revolutionsorgane mit Ausnahme der Reichsleitung.   Das Vorgesetztenverhältnis und alle damit

zusammenhängenden Bestimmungen sind „restlos“ wiederherzustellen und die Soldatenräte aus

der Truppe zu entfernen. 

9. Dezember 1918 – Die Nationalversammlung ist entbehrlicher als die Arbeiterräte

München * Ministerpräsident Kurt Eisner erklärt auf der Sitzung der bayerischen Arbeiterräte: 

„Die Arbeiterräte sollen die Parlamente der körperlichen und geistigen Arbeiter sein, und wenn

man demgegenüber erklärt, dass die Nationalversammlung, der Landtag, diese Arbeiterräte

entbehrlich machen würde, so behaupte ich: Umgekehrt, es wäre noch eher die

Nationalversammlung entbehrlich als die Arbeiterräte.“ 

11. Dezember 1918 – Erste Versammlung des Spartakusbundes München

München-Ludwigsvorstadt * Erstmals tritt der Spartakusbund mit einer Massendemonstration in

München in Erscheinung. Im Wagnersaal referiert Max Levien, der Vorsitzende der bayerischen

Sektion des Spartakusbundes, über das Thema „Die blutigen Vorgänge in Berlin und die Schuld
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der jetzigen Reichsregierung“. In seinem Referat stellt er eine Reihe radikaler Forderungen auf,

darunter    die Einrichtung von Revolutionstribunalen zur Bestrafung der Konterrevolutionäre und 

die Gründung einer Roten Armee.      Seinen Ausführungen stellen sich Kurt Eisner, Dr. Edgar

Jaffé, Gustav Landauer, Erich Mühsam und Fritz Sauber entgegen.     Ministerpräsident Eisner

wendet sich gegen die Demonstrationslust,  Gustav Landauer äußert sich gegen das „ewige

Blutspucken“. Mit Rache macht man keine neue Welt.  Erich Mühsam will die Revolution gegen

ihre Feinde schützen, aber nicht mit blutigen Mitteln. 

11. Dezember 1918 – Eisner: Die Nationalversammlung ist eine vollzogene Tatsache

München-Ludwigvorstadt * Ministerpräsident Kurt Eisner erklärt in einer Versammlung im

Wagnerbräu, „die Nationalversammlung ist eine vollzogene Tatsache. Wenn heute das Proletariat

die Nationalversammlung verhindert, so ist dies der Bankrott des Proletariats“. 

12. Dezember 1918 – Die USPD hält ihre ersten zwei Wahlkampf-Versammlungen ab

München * Die USPD hält ihre ersten zwei Wahlkampf-Versammlungen ab. Kurt Eisner spricht im

Mathäserbräu, Hans Unterleitner im Wagnersaal. Beide wollen den Kampf für den

Sozialismus mit geistigen Waffen führen.

13. Dezember 1918 – Ministerpräsident Kurt Eisner, das Parlament und die Räte

München-Kreuzviertel * Ministerpräsident Kurt Eisner konkretisiert auf der zweiten Sitzung des

Provisorischen Nationalrats sein Konzept über die Zusammenarbeit von Parlament und den

Räten. Dabei stellt er heraus: „Jeder, der arbeitet, also auch jede Organisation von Arbeitenden,

soll nicht nur die persönlichen und beruflich-wirtschaftlichen Interessen vertreten, nicht nur die

Standes- und Gewerbsinteressen, sondern sie soll die gesamte Arbeit eines bestimmten Berufs

in den Dienst der Demokratie stellen.“    Die „produktive Demokratie“ soll im Gegensatz zur

„formalen staatsrechtlichen Demokratie“ nicht nur das „Recht gleicher Teilnahme“, sondern die

„Pflicht gleicher Mitarbeit“, also die „lebendige Teilnahme aller Glieder des Volkes an der

Gesamtheit der Nation“, beinhalten.    „Die Nationalversammlung muss die oberste, souveräne,

gesetzgebende Körperschaft sein, sonst wäre sie ja kein Parlament, kein demokratisches

Parlament. Die künftige Nationalversammlung ist die Gesetzgeberin, die souveräne

Gesetzgeberin, aber in den Räten liegt die moralische Kraft der Massen. Von hier aus soll der

lebendige Geist der Demokratie und des Sozialismus hinüber strömen in das Parlament der
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Abgeordneten.“ 

14. Dezember 1918 – Der Politische Rat geistiger Arbeiter

München-Kreuzviertel * Der Politische Rat geistiger Arbeiter veranstaltet im Hotel Bayerischer

Hof seine erste öffentliche Versammlung. 

16. Dezember 1918 – In Berlin beginnt der Kongress der Arbeiter- und Soldaten-Räte

Berlin * Der Erste Allgemeine Kongress der Arbeiter- und Soldatenräte Deutschlands beginnt im

Preußischen Abgeordnetenhaus in Berlin. Der Reichsrätekongress dauert bis zum 20. Dezember.

   Pro 200.000 Einwohner wird ein Arbeiterrat, pro 100.000 Soldaten ein Soldatenrat entsandt. Die

SPD-Delegierten haben eine Zweidrittelmehrheit.    Nur zwei von 490 Delegierten sind Frauen.

298 Delegierte sind Mitglieder der MSPD, 101 Delegierte gehören der USPD an. 25 bezeichnen

sich als Demokraten, 26 Soldatenräte und 49 Arbeiterräte machen keine Angaben zu ihrer

politischen Orientierung. 

17. Dezember 1918 – Die Räte als Grundlage des Parlaments

München-Kreuzviertel * Auf der Sitzung des provisorischen Nationalrats antwortet

Ministerpräsident Kurt Eisner auf den Liberalen Ludwig Quidde:  „Die Arbeiter-, Soldaten- und

Bauernräte müssen sich jetzt konsolidieren, sie müssen die Grundlage aller zukünftigen

parlamentarischen Tätigkeit bilden: die Nationalversammlung kann nicht der Anfang sein, sie

kann nur das Ende, das letzte Ergebnis der Tätigkeit der Arbeiter-, Soldaten- und Bauernräte

bilden.“ 

17. Dezember 1918 – Soldaten besetzen die Versammlung der Deutschen Volkspartei München

München-Ludwigsvorstadt * Eine Gruppe Soldaten besetzt die Versammlung der Deutschen

Volkspartei München im Saal des Hotel Wagner. Die Eindringlinge stören den Ablauf derart, dass

die Beratungen vorzeitig abgebrochen werden müssen.      Professor Ludwig Quidde erntet

stürmischen Beifall der Versammelten, als er die Forderung formuliert: „Wir beanspruchen vom

freien Volksstaat Bayern das, was der verfluchte Obrigkeitsstaat uns gewährt hat.“ 
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17. Dezember 1918 – Rosa Luxemburg tritt für eine Räteregierung ein

Berlin * Rosa Luxemburg schreibt für die Rote Fahne den Artikel „Nationalversammlung oder

Räteregierung?“ Darin tritt sie für eine Räteregierung ein. 

18. Dezember 1918 – Termin für die Wahlen zur Nationalversammlung festgesetzt

Berlin * Auf dem Kongress der Arbeiter- und Soldaten-Räte Deutschlands in Berlin werden die

Forderungen des Spartakusbundes und dem linken Flügel der Unabhängigen

Sozialdemokratischen Partei Deutschlands - USPD zur Übertragung der gesamten Macht an die

Arbeiter- und Soldaten-Räte abgelehnt.         Die Mehrheit stimmt für den Antrag der MSPD, „bis

zur anderweitigen Regelung durch die Nationalversammlung die gesetzgebende und

vollziehende Gewalt“ dem Rat der Volksbeauftragten [= Regierung Ebert] zu übertragen.     Die

Mehrheit beschließt, die Wahlen zur Nationalversammlung auf den 19. Januar 1919

festzusetzen. 

19. Dezember 1918 – Abschaffung des Rätesystems und ein Termin für die Wahl

Berlin * Auf dem Kongress der Arbeiter- und Soldatenräte Deutschlands wird über die Frage

Nationalversammlung oder Rätesystem beraten. Die Mehrheitssozialdemokraten wollen den

Vollzugsrat, das Kontrollorgan des Rats der Volksbeauftragten auflösen. Max Cohen von der

MSPD stellt deshalb den Antrag, künftig auf die Räte zu verzichten. Die USPD setzt sich für den

Weiterbestand ein.    Schlussendlich stimmen die Delegierten mit mit 344 gegen 98 Stimmen       

für die Abschaffung des Rätesystems und   legen den Termin für die Wahl zur

Verfassungsgebenden Nationalversammlung auf den 19. Januar 1919 fest. 

19. Dezember 1918 – Der Spartakusbund München versammelt sich im Wagnersaal

München-Ludwigsvorstadt * Der Spartakusbund München hält im Wagnersaal eine Versammlung

ab. Max Levien tritt für den Bolschewismus nach russischem Vorbild ein.    Kurt Eisner warnt vor

dem „Spiel mit dem Feuer“ und verteidigt die Einberufung der Nationalversammlung. Seine Rede

wird ständig durch Zwischenrufe gestört. 

22. Dezember 1918 – Die DDP und der bayerische Wahlkampf
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Nürnberg * Die Deutsche Demokratische Partei - DDP eröffnet ihren bayerischen Wahlkampf mit

einer Massenversammlung in Nürnberg. 

28. Dezember 1918 – Die Ziele der Konferenz der Süddeutschen Staaten

Stuttgart * Die noch anwesenden Ministerpräsidenten Anton Geiß aus Baden, Wilhelm Blos aus

Württemberg und Carl Ulrich aus Hessen verhandeln mit den bayerischen Innenminister Erhard

Auer weiter. Die Konferenz beschließt,       dass das Deutsche Reich in seiner gegenwärtigen

Form erhalten bleibt,   dass separatistische Bestrebungen ausdrücklich abgelehnt werden,   dass

das Deutsche Reich auf föderalistischer Grundlage aufgebaut,   dass eine aktionsfähige

Regierung und Nationalversammlung gewählt und   dass ein schneller Frieden angestrebt wird.    

 Zur Umsetzung der Ziele beschließt man       die Bildung einer Süddeutschen Kommission,   eine

Blockbildung bei zukünftigen Ministerpräsidenten-Konferenzen und   den gemeinsamen Einkauf

von Lebensmitteln im Ausland.      Über den weiteren Umgang mit und über die künftige Rolle der

Hegemonialmacht Preußen werden keine Positionen entwickelt. Man ist nur einig, dass Preußen

in seiner bisherigen Form nicht weiter bestehen kann. Forderungen nach Zerschlagung Preußens

werden nicht gestellt.    Die beschlossene Süddeutsche Konferenz wird nie zusammen treten. 

28. Dezember 1918 – 17 Bürgerwehr-Gründer werden festgenommen

München-Graggenau * In ihrem Versammlungsraum im Hotel Vier Jahreszeiten werden 17

Mitglieder des Ausschusses zur Gründung einer Bürgerwehr, die auch Mitglieder der

Thule-Gesellschaft sind, festgenommen. Darunter Freiherr Rudolf von Sebottendorf. Sie werden

gegenrevolutionärer Umtriebe verdächtigt. Die meisten Verhafteten werden jedoch nach einem

kurzen Verhör wieder entlassen. 

29. Dezember 1918 – Gustav Noske und Rudolf Wissell zu Volksbeauftragte gewählt

Berlin * Um 9 Uhr treten die MSPD-Volksbeauftragten mit dem Zentralrat erneut zusammen, um

endgültig über die Nachfolge der ausgeschiedenen Regierungsmitglieder zu beraten und noch

am Nachmittag die neue Zusammensetzung auf Flugblättern zu veröffentlichen.    Der Zentralrat

wählt einstimmig zwei Vertreter der Mehrheitssozialdemokraten - MSPD  in den Rat der

Volksbeauftragten. Es sind dies: Gustav Noske und Rudolf Wissell.    Alleiniger Vorsitzender ist

nun Friedrich Ebert, der sich für eine Wahl zur Verfassungsgebenden Nationalversammlung

einsetzt. Das Deutsche Reich soll möglichst bald eine demokratisch legitimierte Regierung
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bekommen. 

30. Dezember 1918 – Verstaatlichung nur für Grundstoffindustrien und für Kraftwerke

München * Vor einer Versammlung von Rätedelegierten führt Kurt Eisner zum Thema

Sozialisierung folgendes aus: „Sie wissen, ich bin der Meinung, dass wir heute die ganze

Industrie auf einmal sozialisieren können. […] Man kann politische Gewalten stürzen, man kann

aber keine wirtschaftliche Organisation durch Revolution aufbauen“.    Eisner schlägt deshalb

eine Verstaatlichung nur für gewisse Grundstoffindustrien und für Kraftwerke vor. 

30. Dezember 1918 – Diskussionen ohne geistige Schranken

München-Isarvorstadt * In den Kolosseums-Bierhallen haben sich einige Hundert Internationale

Kommunisten versammelt. Sie diskutieren das Für und Wider       einer Bewaffnung des

revolutionären Proletariats,   einer Sabotierung der Nationalversammlungswahlen,   einer

Lynchjustiz am Erzbischof von München und Freising, Michael von Faulhaber,   einer Aburteilung

von Erhard Auer und Johannes Timm durch einen Staatsgerichtshof und   den Kampf mit den

Waffen der Gewalt, nicht mit geistigen Waffen.      Es sind Diskussionen ohne geistige

Schranken, keine Beschlüsse! 

30. Dezember 1918 – Die Bedeutung des Wahlrechts für die Frauen in freien Berufen

München * In der gut besuchten Versammlung der Frauengruppe der Deutschen Volkspartei

(Deutsche Demokratische Partei) sprechen die Referentinnen über         die Bedeutung des

Wahlrechts für die Frauen in freien Berufen und     die Aufgabe der nun zur politischen Reife

gelangten Lehrerin, die die „Jugend im staatsbürgerlichen Unterricht auf die Wichtigkeit des

Wahlrechts vorbereiten soll“. 

30. Dezember 1918 – Matrosenversammlung im Alten Hackerkeller

München-Ludwigsvorstadt * Im Alten Hackerkeller treffen sich Matrosen zu einer Versammlung.

Der Präsident des Soldatenrats, Fritz Schröder, bezeichnet die derzeitige Lage als „einen Kampf

auf Leben und Tod“ zwischen Kapitalismus und Sozialismus.      Der Obermatrose Conrad Lotter

warnt vor „kopflosen Handlungen“ und verteidigt Innenminister Erhard Auer und
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Justizminister Johannes Timm für Ihr Eintreten bei der Bildung einer Bürgerwehr. Heftiger

Widerspruch ist die Folge. 

4. Januar 1919 – Wahlkampf-Versammlungen der Parteien

München * Die Bayerische Volkspartei - BVP hält an diesem Tag elf, die USPD fünf und die

Internationalen Interventionisten eine Wahlkampf-Versammlung ab. 

5. Januar 1919 – Die Deutsche Arbeiterpartei - DAP wird gegründet

München-Hackenviertel * Eine Woche vor der bayerischen Landtagswahl wird im Fürstenfelder

Hof, in der Fürstenfelder Straße 14, die Deutsche Arbeiterpartei - DAP durch den

Werkzeugschlosser Anton Drexler und den Sportjournalisten Karl Harrer sowie 22 weiteren

Anwesenden gegründet.     Die Deutschen Arbeiterpartei - DAP geht aus dem Münchner Freien

Arbeiterausschuss für einen guten Frieden hervor, der am 7. März 1918 ebenfalls von Drexler

gegründet worden war. Als Vorsitzender der neuen Partei wird Anton Drexler gewählt.     Zu den

ersten Mitgliedern der DAP zählen fast ausschließlich Arbeitskollegen Drexlers aus den

Münchner Eisenbahnwerken. Die ersten Parteiversammlungen finden in Hinterzimmern kleiner

Bierlokale statt. Der wenig begeisternde Redner Drexler hält zumeist kaum motivierende Reden,

die oft in der Geräuschkulisse des Lokals untergehen.    Während der Politische

Arbeiterzirkel eindeutig eine Schöpfung der Thule-Gesellschaft ist, soll die Deutsche

Arbeiterpartei - aus taktischen Erwägungen - als Gründung Anton Drexlers erscheinen.   

Vorbereitet wird die konstituierende Parteiversammlung von einem Dreier-Ausschuss, der sich

aus Harrer, Drexler und Michael Lotter zusammengesetzt. An der eigentlichen Versammlung

nimmt Harrer allerdings nicht teil.     Umgekehrt werden Drexler und Lotter keine Mitglieder der

Thule-Gesellschaft, verkehren aber als ständige Gäste in den Logenräumen im Hotel Vier

Jahreszeiten, wo sie bald auch Personen wie Dietrich Eckart und Gottfried Feder kennenlernen.   

 In den von der Gründungsversammlung angenommenen Richtlinien der Deutschen

Arbeiterpartei heißt es, dass die DAP eine aus „allen geistig und körperlich schaffenden

Volksgenossen zusammengesetzte sozialistische Organisation“ ist. Die Deutsche

Arbeiterpartei will       „die Adelung des deutschen Arbeiters. Die gelernten und ansässigen

Arbeiter haben ein Recht, zum Mittelstand gerechnet zu werden. Zwischen Arbeiter und

Proletarier soll ein scharfer Trennungsstrich gezogen werden. [...]   Das Großkapital ist als Brot-

und Arbeitgeber zu schützen, sofern nicht rücksichtsloseste Ausbeutung des Arbeiters diesem ein

menschenwürdiges Dasein unmöglich macht.    Die DAP sieht in der Sozialisierung des

deutschen Wirtschaftslebens einen Zusammenbruch der deutschen Volkswirtschaft. [...] Darum
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darf es nicht Sozialisierung, sondern Gewinnbeteiligung für den deutschen Arbeiter heißen. [...].“  

    Hier zeichnete sich deutlich eine eigentlich mittelständische Orientierung dieser

pseudosozialistischen und antisemitischen Organisation ab.     Die anfallende Parteiarbeit der

zunächst auf München beschränkten winzigen Vereinigung wird im Wesentlichen von dem mit

dem Politischen Arbeiterzirkel nicht identischen Arbeitsausschuss der DAP bewältigt, der in den

Anfängen auch die Führung der Gesamtpartei inne hat und dem im Sommer 1919 neben Anton

Drexler und Karl Harrer weitere vier Personen angehören. Anton Drexler, der Vorsitzende der

Deutschen Arbeiter Partei - DAP, bleibt es bis zum Juni 1921.

6. Januar 1919 – Den Rat der Volksbeauftragten mit Waffengewalt stürzen

Berlin * Der KPD-Führer Karl Liebknecht möchte - gegen den Rat von Rosa Luxemburg - den Rat

der Volksbeauftragten mit Waffengewalt stürzen. Damit könnten die für den 19. Januar

angesetzten Wahlen zur Nationalversammlung verhindert werden. 

11. Januar 1919 – Waffengebrauch wird durch Trommelwirbel angekündigt

München * Einen Tag vor den Wahlen zum Bayerischen Landtag werden aufgrund der am Tag

zuvor erfolgten Vorgänge vom Polizeipräsidenten Josef Staimer und vom Stadtkommandanten

Oskar Dürr der Einsatz von Waffen gegen Demonstranten und Ansammlungen angedroht:

„Waffengebrauch wird, soweit möglich, durch Trommelwirbel angekündigt.“   In einer

Matrosenversammlung sprechen sich Ministerpräsident Kurt Eisner und Stadtkommandant Oskar

Dürr „gegen den Terror der Straße“ aus. Die Mehrzahl der für die Tumulte Verantwortlichen

bezeichnen sie als „Verbrecher“. Die geplanten Versammlungen auf der Theresienwiese werden

abgesagt. 

12. Januar 1919 – Das Ergebnis der bayerischen Landtagswahl von 1919

Freistaat Bayern ohne Pfalz * Im Freistaat Bayern findet in sieben der acht Regierungsbezirke die

erste demokratische Wahl zum Bayerischen Landtag statt. Lediglich in der Pfalz kann erst drei

Wochen später, am 2. Februar, gewählt werden, weil die Wahlvorbereitungen von der

französischen Besatzungsmacht behindert worden sind. Das ist der Hauptgrund, weshalb der

Termin für die konstituierende Sitzung im Bayerischen Landtag erst knapp sechs Wochen nach

der Wahl im Kerngebiet festgesetzt wird.&nbsp;    Bei den ersten freien, gleichen, unmittelbaren

und geheimen Wahlen in Bayern sind erstmals auch Frauen wahlberechtigt. Frauen machen 54
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Prozent der Wahlberechtigten aus. Anita Augspurg kandidiert auf der Liste der USPD, ohne der

Partei anzugehören. Bei den Landtagswahlen in Bayern erhält&nbsp;       die Bayerische

Volkspartei - BVP&nbsp;66 Sitze,   die SPD 61 Mandate,   die Deutsche Demokratische Partei

&nbsp;- DDP&nbsp;25 Abgeordnetenplätze,   der Bayerische Bauernbund - BBB&nbsp;16

Mandate,   die rechtsliberale Mittelpartei&nbsp;erringt 9 Abgeordnetensitze.&nbsp;   Die USPD

erreicht in den 12 Münchner Landtagswahlkreisen immerhin noch 5 Prozent der abgegebenen

Stimmen.&nbsp;Landesweit sind es lediglich 2,5 Prozent.&nbsp;Damit sind sie mit 3 Mandaten

im ersten Landtag des Freistaats Bayern&nbsp;vertreten.&nbsp;      Bei der Wahl zur bayerischen

Nationalversammlung haben dreizehn Parteien Kandidatenlisten aufgestellt.&nbsp;Die KPD hat

sich nicht an den Wahlen beteiligt.&nbsp;

16. Januar 1919 – Erhard Auer erhebt den Anspruch aufs regieren

München * Der bayerische SPD-Vorsitzende Erhard Auer führt auf einer politischen

Versammlung seiner Partei aus: „Eine Klasse kann herrschen, aber nicht regieren; regieren kann

nur eine Organisation.“ Er meinte dabei wohl seine Partei. 

16. Januar 1919 – Scheidemann zur Ermordung von Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht

Berlin * Philipp Scheidemann erklärte zum Tod von Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht

folgendes:    „Ich bedauere den Tod der beiden aufrichtig aus gutem Grunde. Sie haben Tag für

Tag das Volk zu den Waffen gerufen und zum gewaltsamen Sturz der Regierung aufgefordert.

Sie haben Spazierfahrten durch Berlin mit Maschinengewehren veranstaltet, die sie uns

wiederholt vor die Reichskanzlei fuhren, sie haben Tag für Tag ihre Anhänger bis zur Siedehitze

aufgepeitscht. Sie haben, nachdem durch ihre Schuld Arbeiter- und Soldatenblut in Strömen

geflossen, uns als Mörder und Bluthunde Tag für Tag in ihren Zeitungen und in ihren

Versammlungen beschimpft. So sind sie selbst Opfer ihrer eigenen blutigen Terrortaktik

geworden.“    Und weiter meint er: „Bei Frau Luxemburg, einer hochbegabten Russin, ist mir der

Fanatismus begreiflich, nicht aber bei Liebknecht, dem Sohn Wilhelm Liebknechts, den wir alle

verehrten und noch verehren. Sein Sohn, der nunmehr tote Karl Liebknecht, hat sich leider

vollkommen in die russisch-terroristische Taktik einspannen lassen.“    Zur Rechtfertigung seiner

Person und seiner Regierung äußert er sich: „Wenn mein wahnsinniger Bruder die Flinte auf mich

anlegt, so kann ich, wenn es [um] mich allein geht, mich erschießen lassen, um sein Blut zu

schonen, aber wenn ich im Begriffe bin, mich in ein brennendes Haus zu stürzen, um Weib und

Kind zu retten, und der wahnsinnige Bruder legt dann auf mich an, dann hilft nichts mehr, dann

muss ich mich gegen ihn zur Wehr setzen, denn dann geht es nicht mehr um mich, sondern um
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viele andere.“ 

18. Januar 1919 – Nuntius Pacelli soll noch nicht zurückkehren

München * Als Erzbischof Michael von Faulhaber von Lorenzo Schioppa, der rechten Hand des

Nuntius Eugenio Pacelli, nach der Wahl der Nationalversammlung gefragt wird, ob der Nuntius

aus der Schweiz wieder nach München zurückkehren könne, antwortet Faulhaber:  „Nach Lage

der Dinge wird Ministerpräsident Eisner sofort wieder versuchen, eine amtliche Verbindung mit

Monsignore Pacelli zu gewinnen, und die bayerischen Bischöfe werden in dieser Verbindung eine

Legitimierung der Revolutionsregierung und ein Ärgernis für das ganze Land erblicken.   Die

bayerischen Bischöfe haben sich nämlich damals geweigert, die früheren königlichen

Konkordatsrechte (z.B. bei Besetzung der Pfarreien) ohne weiteres auf die neue Regierung zu

übertragen, und haben deshalb die Verhandlungen mit der Regierung abgebrochen. Für die

kirchenpolitische Lage in Bayern wäre es verhängnisvoll gewesen, wenn damals auch nur der

Schein amtlicher Beziehungen zwischen dem auswärtigen Ministerium und der Nuntiatur

entstanden wären.“ 

19. Januar 1919 – Erstmals können Frauen reichsweit wählen und gewählt werden

Deutsches Reich * Erstmals können Frauen in Deutschland reichsweit wählen und gewählt

werden. 82,3 Prozent der Frauen beteiligen sich an der Wahl.       300 Frauen kandidieren zur

Verfassungsgebenden Deutschen Nationalversammlung. Unter den 423 Abgeordneten befinden

sich 37 Frauen. Die meisten weiblichen Abgeordneten gehören der Sozialdemokratischen Partei -

SPD an.   Rechnet man die Nachrückerinnen dazu, erreicht die Frauenquote 9,6 Prozent. Ein

Wert, der erst 1983 wieder erreicht werden wird. 

19. Januar 1919 – Wahl zum neuen gesamtdeutschen Reichstag

Deutsches Reich * Die Wahlen zur Verfassungsgebenden Deutschen Nationalversammlung [=

Reichstag] finden statt. Das deutschlandweite Ergebnis lautet:         Sozialdemokratische Partei

Deutschlands - SPD: 37,9 Prozent = 163 Abgeordnete   Christliche Volkspartei - Zentrum: 18,8

Prozent = 91 Abgeordnete   Deutsche Demokratische Partei - DDP: 18,1 Prozent = 75

Abgeordnete   Deutschnationale Volkspartei - DNVP: 8,6 Prozent = 44 Abgeordnete  

Unabhängige Sozialdemokratische Partei Deutschlands - USPD: 7,6 Prozent = 22 Abgeordnete  

Deutsche Volkspartei - DVP: 4,4 Prozent = 19 Abgeordnete   Übrige Parteien: 1,6 Prozent = 7
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Abgeordnete      Der Wahlkreis Oberbayern und Schwaben erhält 15 Abgeordnetensitze. Davon

fallen 6 Sitze auf die BVP, 6 Sitze auf die SPD, 2 Sitze auf den BBB und ein Sitz auf die

Deutsche Volkspartei in Bayern - DVP. Von den 15 Abgeordneten gehört keiner der USPD an. 

25. Januar 1919 – Kurt Eisner als Anwalt des Föderalismus

München - Berlin * Ministerpräsident Kurt Eisner nimmt an der Zweiten Konferenz der deutschen

Einzelstaaten teil und tritt erneut als Anwalt des Föderalismus auf.    Er schlägt vor, die

Nationalversammlung in Würzburg zusammentreten zu lassen und  versucht, die süddeutschen

Staaten zu einem gemeinsamen Widerstand gegen den Verfassungsentwurf von Hugo Preuß zu

vereinen. 

25. Januar 1919 – Kurt Eisner geht den Staatsrechtler Hugo Preuß an

Berlin * Bei einer Besprechung mit dem Staatsrechtler und Liberalen Hugo Preuß zum Entwurf

der Reichsverfassung äußert sich Bayerns Ministerpräsident Kurt Eisner: „Ich warne Sie. Wenn

Sie mit diesem Verfassungsentwurf vor die Nationalversammlung kommen, erregen Sie

Aufstandsstimmung.“ 

3. Februar 1919 – BVP-Proteste gegen den Religionsunterrichts-Erlass

München * Die Bayerische Volkspartei - BVP&nbsp;hält in allen Stadtteilen

Protestversammlungen gegen den Religionsunterrichts-Erlass&nbsp;ab, der den Besuchszwang

der Religionsstunden&nbsp;abgeschafft hat.&nbsp;

6. Februar 1919 – Die verfassungsgebende Nationalversammlung tritt in Weimar zusammen

Weimar * Im Nationaltheater von Weimar tritt die Verfassungsgebende Deutsche

Nationalversammlung zur konstituierenden Sitzung zusammen. Sie wird hier bis zum 11. August

1919 tagen, um die Reichsverfassung zu verabschieden.&nbsp;

6. Februar 1919 – Friedrich Ebert hält die Eröffnungsrede der Nationalversammlung
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Weimar * Friedrich Ebert hält die Eröffnungsrede der Nationalversammlung. In einer nüchtern

vorgetragenen, von zahllosen Zwischenrufen von links und rechts unterbrochenen Rede erklärt er

aller Welt sein Handeln seit dem 9. November und hält fest, was das Reich seither gewonnen hat:

   „Das deutsche Volk ist frei, bleibt frei und regiert in aller Zukunft sich selbst.“&nbsp;Und er ist

froh, nun das Mandat, das die Revolution ihm aufzwang, zurückgeben zu können an den

„höchsten und einzigen Souverän in Deutschland“. Nur auf dem „Weg der Gesetzmäßigkeit“

lassen sich in Deutschland die notwendigen Veränderungen voranbringen.&nbsp;

10. Februar 1919 – Die vorläufige Reichsverfassung wird verabschiedet

Weimar * Die Deutsche Nationalversammlung verabschiedet das Gesetz über die vorläufige

Reichsgewalt&nbsp;in dritter Lesung. Es ist eine vorläufige Verfassung, die so lange gültig ist, bis

die endgültige Reichsverfassung erarbeitet und beschlossen wird.&nbsp;

10. Februar 1919 – Vergesst nicht, das deutsche Volk hat eine Revolution gemacht!

Frankfurt - Weimar * Die liberale Frankfurter Zeitung schreibt zum Weimarer

Parlament:&nbsp;„Die deutsche Nationalversammlung in Weimar sollte sofort und dringend den

Beschluss fassen, dass in allen Fraktionszimmern und überhaupt überall dort, wo sich Räder der

Parteimaschinen drehen, ein großes Plakat angebracht werde, das in Flammenschrift die Worte

trägt: ‚Vergesst nicht, das deutsche Volk hat eine Revolution gemacht!‘“&nbsp;

11. Februar 1919 – Friedrich Ebert zum Reichspräsidenten gewählt

Weimar * Friedrich Ebert von der SPD wird mit 277 von 379 Stimmen zum Reichspräsidenten des

Deutschen Reiches gewählt. In seiner Antrittsrede sagt er: „Ich will und werde als Beauftragter

des ganzen deutschen Volkes handeln, nicht als Vormann einer einzigen Partei.“&nbsp;

12. Februar 1919 – Reichspräsident Ebert ernennt die neue Reichsregierung

Weimar * Reichspräsident Friedrich Ebert setzt das neue Reichsministerium ein. Die

Reichsregierung wird auch als Weimarer Koalition bezeichnet. Sie besteht aus SPD, Zentrum und

Deutsche Demokratische Partei - DDP. Das Kabinett Scheidemann setzt sich zusammen

aus:&nbsp;       Philipp Scheidemann, Reichsministerpräsident, SPD;   Otto Landsberg,
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Justizminister, SPD;   Gustav Noske, Reichswehrminister, SPD;   Rudolf Wissell,

Wirtschaftsminister, SPD;   Robert Schmidt, Reichsernährungsminister, SPD;   Gustav Bauer,

Reichsarbeitsminister, SPD;   Eduard David, Minister ohne Geschäftsbereich, SPD;   Eugen

Schiffer, stellvertretender Ministerpräsident und Finanzminister, DDP;   Hugo Preuß,

Innenminister, DDP;   Georg Gothein, Reichsschatzminister und Minister ohne Geschäftsbereich,

DDP;   Johannes Bell, Verkehrsminister und Reichsminister für Kolonien, Zentrum;   Johannes

Giesberts, Reichspostminister, Zentrum;   Matthias Erzberger, Minister ohne Geschäftsbereich,

Zentrum;   Ulrich Graf von Brockdorff-Rantzau, Auswärtiges Amt, Parteilos.&nbsp;      Die

Aufgabe des Rates der Volksbeauftragten ist damit erfüllt.&nbsp;

15. Februar 1919 – Die erste Versammlung der Liga zur Bekämpfung des Bolschewismus

München * Dr. Fritz Gerlich hält als erster Vorsitzender des bayerischen Zweigs der Liga zur

Bekämpfung des Bolschewismus die erste öffentlichen Versammlung in München ab. 

16. Februar 1919 – Nationalversammlungs-Wahlen in Deutschösterreich

Wien - Österreich * In Deutschösterreich finden erstmals freie und gleiche Wahlen statt. Die

verfassungsgebende Nationalversammlung besteht aus       69 Sozialdemokraten,   63

Christsozialen und   24 Deutschnationalen.&nbsp;

17. Februar 1919 – Der alte Geist in der Nationalversammlung

Weimar * Hugo Haase [USPD] schreibt an seine Cousine: „Sehe ich von der äußeren Umgebung

ab, so fühle ich mich ganz in den alten Reichstag versetzt: die alten Gesichter und - was

schlimmer ist - die alte Denkweise, als ob eine Revolution gar nicht gewesen wäre.“&nbsp;

20. Februar 1919 – Kurt Eisners Vorstellungen für eine künftige Regierung

München-Kreuzviertel * Das Kabinett-Eisner beschließt, dass die Regierung ihre Ämter zur

Verfügung stellt, sich aber bereit erklärt, die Geschäfte fortzuführen bis zur Wahl einer neuen

Regierung. Für Kurt Eisner gibt es nur zwei Optionen:    Eine sozialistische Regierung unter

Zuziehung des Bauernbundes, die auf eine starke Minderheit gestützt ist, oder  die gemeinsame

Opposition der beiden sozialistischen Parteien gegen ein rein bürgerliches Kabinett.  Er ist schon
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deshalb gegen eine Koalition mit der klerikalen Bayerischen Volkspartei - BVP, weil sozialistische

Kulturpolitik nur gegen diese Partei zu machen sei.  Den gleichen Standpunkt vertritt er in Bezug

auf die Regierungsbildung in der Nationalversammlung des Reiches.      Er findet für seine

politische Auffassung aber nur wenig Zustimmung.  In Bayern will er seine Opposition auf die

kraftvolle Mitarbeit der Arbeiterräte stützen, deren weitere Wirksamkeit durch die Verfassung

gesichert werden soll. 

21. Februar 1919 – Beschäftigte legen die Arbeit nieder und nehmen an Versammlungen teil

München * Infolge verschiedener Aufrufe zum Generalstreik legen viele Beschäftigte die Arbeit

nieder und nehmen überall in der Stadt an Versammlungen teil, bei denen Vergeltung für den

Mord an Kurt Eisner gefordert wird.

21. Februar 1919 – Kurt Eisners letzte Rede

München-Kreuzviertel * Die aufgrund von Kurt Eisners Ermordung nicht mehr gehaltene

Rücktrittsrede beginnt mit den Worten: „Meine Herren und verehrte Frauen!“.  In seinem

Tätigkeitsbericht führt er zu seiner 105 Tage andauernden Regierungszeit folgendes aus: „[…]

Am 8. November kam die revolutionäre Regierung zustande, die heute vor den von ihr

versprochenen neuen Landtag tritt. In diesem Augenblick ist es uns ein Bedürfnis, Rechenschaft

abzulegen, was wir gewollt, was wir getan.   In einer Zeit der schwersten Erschütterungen, des

drohenden Zusammenbruchs übernahmen wir die Regierung und führten sie bis hierher durch

Monate aufreibender Arbeit, ernster Gefahr und leidenschaftlicher Erregungen. Wir waren uns

bewusst, dass  wir die Aufgabe von ungeheuerer Verantwortlichkeit auf uns genommen hatten,

trotz der verhängnisvollen Erbschaft eines unter den Flüchen des Volkes zusammengebrochenen

Systems das im tiefsten Grunde kranke Leben der Gemeinschaft allmählich der Genesung

näherzuführen. Genesung auf dem Wege, dass das Volk in dem es im Aufschwung revolutionärer

Kraft zur Selbstbestimmung emporwuchs, mit dem neuen Bewusstsein der eigenen Macht, im

Kampf um die Sicherung seiner Freiheit, im Glauben an den endgültigen Sieg der Demokratie

und des Sozialismus, durch das Elend der Gegenwart sich in die Zuversicht künftiger Größe

rettete.[…].“  Kurt Eisner geht in seiner Abschiedsrede als Ministerpräsident auf die Erfolge in den

verschiedenen Ressorts ein. So hebt er seinen Kampf um die „föderative Grundlage unseres

deutschen Staatenbundes“ hervor, da „ein großes Staatswesen sich um so reicher und gesünder

entfalte, je lebendiger und selbstständiger die einzelnen Glieder sich zu gestalten vermöchten“. 

Zu seiner Friedenspolitik führt er aus: „Nur eine Politik der unbedingten Wahrhaftigkeit, der

kühnen Offenheit und des gegenseitigen Vertrauens führt zu jenem Frieden, nach dem die
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zertretende Menschheit schmachtet“.  Er hebt seine Anstrengungen zur Wiederherstellung der

durch den Krieg zertrümmerten „Internationale der Arbeiter“ hervor, denn nur wenn sie erstarkt,

ist die Freiheit jeden Volkes verbürgt. In Eisners Redemanuskript liest sich das so: „So fasste ich

- wenn mir eine mehr persönliche Zwischenbemerkung gestattet ist - meine Arbeit jüngst in Bern

auf, wo ich erreichte, dass die Vertreter aller Völker, Hass und Erbitterung vergessend, für die

Erlösung der deutschen und österreichischen Gefangenen sich vereinigten“.  Der Passus zu den

„Räten“ ist vergleichsweise kurz gehalten, obwohl sie die Stütze der Eisner‘schen Politik bilden.

Er verleiht seiner Hoffnung Ausdruck, „dass die Räte sich in jenen Grenzen, in denen sie sich bei

uns entwickelt haben, als unentbehrlich für die Schaffung einer tätigen Demokratie erweisen

werden“.  Ein weiteres von Kurt Eisner angesprochenes Thema ist die „Ernährungslage“. Dabei

stellt er fest: „Im allgemeinen sind die Ernährungsverhältnisse nach der Revolution bei uns in

Bayern zum mindesten nicht schlechter geworden. Sehr ungünstig ist nach wie vor unsere

Versorgung mit Kohlen und sonstigen Rohstoffen“. Dabei stellt er dar, welche Maßnahmen von

der Regierung eingeleitet worden sind.  Breit behandelt Eisner das Thema „Demokratisierung“,

die auch in der „Gemeinde, Distrikt und Kreis beachtet werden, deren Selbstverwaltung […]

durchgeführt werden wird“. Und weiter: „Das Kriegsministerium hat sich nach der Revolution in

ein Ministerium für militärische Angelegenheiten, in ein Ministerium zur Liquidierung des Krieges

gewandelt. […] Die Demokratisierung der Armee […] wurde durchgeführt. […] Die Änderung der

Militärgerichtsordnung war eine wichtige Errungenschaft des neuen Geistes“.  Nun folgt eine

Beschreibung über die politischen Umwälzungen und Demokratisierung in der Justizverwaltung

und die Einrichtung von Volksgerichten. Auch auf Fragen der Amnestie und Begnadigungen geht

Kurt Eisner in seinem Redeentwurf ein.  Ein weiterer Punkt seines Tätigkeitsberichts ist die

Tätigkeit des Kultusministeriums, das „die Erneuerung des gesamten Volksbildungs- und

Erziehungswesen“ vorbereitet hat. Im Verhältnis von „Schule und Kirche“ erklärt er: „Für jede

Demokratie kann nur der unantastbare Grundsatz gelten, dass die Dreiheit der Schule zugleich

mit der Freiheit der Kirche gesichert werden müsse“. Eisner erklärt die „Aufhebung der geistlichen

Schulaufsicht“ und die „Aufhebung des Zwangs zur Teilnahme am Religionsunterricht“ den

Grundsatz, dass „ein Kind gegen den Willen der Erziehungsberechtigten nicht zur Teilnahme am

Religionsunterricht oder Gottesdienst angehalten werden dürfe. Das Verhältnis zwischen

Schülern und Lehrern wurde durch die Errichtung von Schülerausschüssen und

Schülerversammlungen freier gestaltet“. Außerdem erklärt der Ministerpräsident, dass „die

Entwürfe des Volksschullehrergesetzes und des Schulbedarfsgesetzes einer gründlichen

Durcharbeitung unterzogen wurden“.  Ein weiterer kultureller Bereich sind die staatlichen Theater.

Dazu führt Kurt Eisner aus: „Infolge der Revolution kamen die ehemaligen Hoftheater in den

Bereich des Kultusministeriums. In dem jetzigen Nationaltheater vollzog sich zugleich die

Demokratisierung des gesamten Betriebes“.  Nun folgen Kurt Eisners Ausführungen zur

bayerischen Verkehrsverwaltung und der Finanzverwaltung.  Sehr ausführlich geht er auf die
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Tätigkeit des am 14. November 1918 neu geschaffenen Ministeriums für soziale Fürsorge ein. Er

hebt dabei hervor, „die Schaffung neuer Referate, um die sozialen und wirtschaftlichen Interessen

der Arbeiter und Arbeiterinnen mit allen staatlichen Mitteln wahrzunehmen. Es wurde ein Referat

für Arbeitsrecht geschaffen, für Angestelltenfragen, für Beamtenfragen usw..   Die Einrichtungen

der Erwerbslosenfürsorge, Arbeitsvermittlung und im Wohnungswesen wurden ausgebaut und

durchgeführt, soweit es unter den bestehenden Verhältnissen möglich war. Leider konnten in

dieser kurzen, unruhigen Zeit nicht alle Pläne, die das Ministerium entworfen hatte, befriedigend

ausgeführt werden.   Der Gewerbeaufsicht, dem Gesundheitswesen, den Kriegsbeschädigten

wandte das Ministerium seine größte Aufmerksamkeit zu. Es sind auch hier Erfolge zu

verzeichnen, doch nicht in so großem Maße, wie es im Interesse der leidenden Volksgenossen

unbedingt notwendig gewesen wäre. Für die Parias [= jemand, der unterprivilegiert, von der

Gesellschaft ausgestoßen ist] unter dem arbeitenden Volk, für die sogenannten Dienstboten,

wurde ein neues Recht geschaffen. Ein Landarbeiterrecht ist in Ausarbeitung, wobei alle

beteiligten Kreise der Landwirtschaft mitarbeiten.   Der Kleinwohnungsbau, das Siedlungswesen

wurden in weitgehendem Maße gefördert. Notstandsarbeiten wurden angeregt und Zuschüsse

wurden zur Verfügung gestellt, um Arbeitsgelegenheiten zu schaffen, denn das Problem der

Arbeitslosen kann nur durch Arbeitsbeschaffung gelöst werden.   Die sozialpolitische wichtigste

Tat des Ministeriums war die Proklamierung des Achtstundentages, die von der Erkenntnis

ausging, das die rationelle Verkürzung der Arbeitszeit der Ausgangspunkt aller sozialpolitischen

Maßnahmen, die auf die physische, geistige und moralische Hebung der Arbeiterklasse abzielen,

sein muss.   Für Erwerbslosenunterstützung wurden im Dezember rund zwei Millionen, im Januar

rund zehn Millionen verausgabt. Zur Deckung der Kosten der Notstandsarbeiten wurde dem

Haushalt des Ministeriums die Summe von zwölf Millionen Mark bewilligt und für überschreitbar

erklärt. Nach den bisher eingelaufenen Meldungen wurden im ganzen rund zwei Millionen Mark

Reichszuschüsse und eine Million Staatszuschüsse zugesichert“. Soweit seine Ausführungen

zum Sozialministerium.  Kurt Eisners Rede, die er aufgrund seiner Ermordung nicht mehr im

bayerischen Landtag vortragen könnte, endet mit den Worten: „Die revolutionäre Regierung hat

einstimmig beschlossen, ihre Ämter dem auf dem revolutionären Wahlrecht beruhenden Landtag

zur Verfügung zu stellen. Sie ist zugleich bereit, die Geschäfte bis zur Bildung einer neuen

Regierung weiterzuführen.   Um die Neubildung zu beschleunigen, wird die Regierung

unverzüglich dem Landtag den Entwurf eines vorläufigen Staatsgrundgesetzes zur Beratung und

Beschlussfassung zugehen lassen, das bis zur Vollendung der Verfassung die Grundlage für die

Arbeiten des Parlaments und der Regierung bieten soll.   Ein Entwurf der Verfassung selbst ist

gleichfalls fertig gestellt; wir wollen ihn noch als Vermächtnis unserer demokratischen und

sozialistischen Gesinnung der Öffentlichkeit übergeben, bevor die bisherige revolutionäre

Regierung von dem Werk zurück tritt, über das das letzte Urteile die Geschichte fällen wird.“ 
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22. Februar 1919 – Gespräche zur Überwindung der Spaltung der Linken

München * Ernst Niekisch strebt die Wiederannäherung von USPD und SPD an, weshalb drei

Mitglieder des Zentralrats - Niekisch, Sauber und Gandorfer - versuchen, durch Gespräche mit

Delegierten der Münchner Ortsgruppen von SPD, USPD und Freien Gewerkschaften die

Spaltung der Linken zu überwinden und eine sozialistische Einheitsfront zu begründen.    Die

sechs Verhandlungsführer bezeichnen sich als „Kommission zur Wiederherstellung der Einheit

der sozialdemokratischen Parteien“. Sie erarbeiteten eine Vereinbarung als Grundlage für

Verhandlungen unter den von ihnen vertretenen Interessengruppen.       In der Präambel wird

jeder politische Mord verurteilt, „gleich, von welcher Seite er verübt wird“,   und ein Programm

sozialistischer Einheit aufgestellt, das die Sicherung der Erfolge der Revolution gewährleisten und

einen Bruder- und Bürgerkrieg vermeiden soll.   Artikel 1 sieht vor, dass die Arbeiter-, Bauern-

und Soldatenräte in der Bayerischen Verfassung anerkannt und verankert werden. Rätemitglieder

sollen in Ausübung ihres Amtes Immunität genießen. Außerdem sollen sie den Ministerien

beratend zur Seite stehen.   Nach Artikel 2 sollen die im Amt verbliebenen Minister ihre Stellung

behalten und mit anderen Parteigenossen ein sozialistisches Ministerium bilden, dem ein Mitglied

es Bayerischen Bauernbundes als Landwirtschaftsminister beitreten soll.   Artikel 3 lautet: „Der

am 12. Januar rechtmäßig gewählte Landtag wird, sowie es die Verhältnisse gestatten, wieder

einberufen werden.“   Gemäß Artikel 4 soll das stehende Heer sofort aufgelöst und durch eine

republikanische Schutzwehr, die aus Mitgliedern der Freien Gewerkschaften, des Bauernbundes

und der organisierten Landarbeiterschaft besteht, ersetzt werden.   Nach Artikel 5 wird die

Freiheit der Presse grundsätzlich wiederhergestellt, doch werden gleichzeitig - „bis zur Rückkehr

geordneter Verhältnisse“ - erhebliche Einschränkungen der Pressefreiheit gefordert.      Wie

vorauszusehen war, geben die SPD-Führung und die Freien Gewerkschaften der Vereinbarung

unverzüglich ihre Zustimmung.    Anders die Münchner Räte. Sie zeigten sich über die hinter

ihrem Rücken stattfindenden Gespräche empört. Eine zur Beratung des Programms einberufene

Versammlung löste sich wegen des dritten Artikels in einem Tumult auf. Die Münchner Räte

drohen unverhohlen, dass sie einem Zentralrat, der bereit ist, den Landtag anzuerkennen, die

Bestätigung verweigern will.    Damit besteht die geforderte und so hoch gelobte Einheitsfront nur

noch auf dem Papier. Ernst Niekisch ist jetzt zwar quasi Regierungschef in Bayern. Doch den im

Umbruch befindlichen Staat zu lenken, ist alles andere als einfach. Als zentrale Frage bleibt:

Welches Regierungssystem - Parlamentarismus oder Räterepublik - soll künftig in Bayern

herrschen? 

22. Februar 1919 – Sofortige Ausrufung einer sozialistischen Räterepublik beschlossen

München * Arnold Wadler bringt im Namen des Revolutionären Arbeiterrats auf einer
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Versammlung von Münchner Räten, den Antrag zur „sofortigen Ausrufung der sozialistischen

Räterepublik“. Der Antrag wird - nach einer kontroversen Debatte - einstimmig angenommen. 

25. Februar 1919 – Die unterschiedlichen Standpunkte der Parteien

München * Bereits am ersten Tag fordert Max Levien als Delegierter des Revolutionären

Arbeiterrats       die sofortige Ausrufung der Räterepublik,     die Aufnahme diplomatischer

Beziehungen zur UdSSR,     die Versendung wahrheitsgetreuer Flugblätter in fremden Sprachen,

    die Entfernung der Republikanischen Schutztruppe,     die Bildung einer Roten Armee sowie    

die Annullierung der Staatsschulden und Kriegsanleihen.        Unterstützt wird Levien von dem

Matrosen Rudolf Egelhofer, der von der „permanenten Proletarierversammlung“ im

Wagnersaal abgesandt wurde, an der mehr als 5.000 Menschen teilnehmen.      Auch der

Anarchist Erich Mühsam schließt sich dieser Forderung an. Er ist der Überzeugung, dass der

Ausgang des Kongresses der bayerischen Arbeiter-, Bauern- und Soldatenräte von

entscheidender Bedeutung für den künftigen Verlauf der Weltrevolution ist.    In den weiteren

Beratungen kristallisieren sich die unterschiedlichen Standpunkte der Parteien heraus.         Die

SPD-Delegierten sprechen sich gegen eine Räterepublik aus, setzen sich aber - anders als die

Genossen um Erhard Auer - für die Verankerung der Räte in der Verfassung ein.     Die

KPD fordert dagegen die Regierung der Volksbeauftragten und eine Räterepublik. 

25. Februar 1919 – Der Kongress der bayerischen Arbeiter-, Bauern- und Soldatenräte tagt

München-Kreuzviertel * Vor dem schwarz und rot umflorten Bildnis Kurt Eisners und unter teils

chaotischen Verhältnissen tagen die Delegierten der bayerischen Arbeiter-, Bauern- und

Soldatenräte bis zum 8. März 1919 im Münchner Landtagsgebäude.      Radikale linke

Gruppierungen, die im Plenum klar in der Minderheit sind, versuchen durch Versammlungen und

Demonstrationen sowie durch massive Störungen von den Tribünenplätzen aus die

Entscheidungen der Delegierten zu beeinflussen.      Am Rätekongress nimmt Johannes

Hoffmann nicht teil, weil er sich gegen eine mögliche Räteregierung stellt. Im Gegenzug lehnt der

Rätekongress Hoffmann als neuen Kultusminister ab. 

27. Februar 1919 – Versammlungen und Ansammlungen jeder Art verboten

München * Zum Schutze der Räterepublik wird verfügt, dass Versammlungen und

Ansammlungen jeder Art verboten sind. Ab 19 Uhr müssen alle Nichtdiensttuenden und
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Zivilisten die Straßen verlassen haben. Die vom Stadtkommandanten Oskar Dürr und vom

Polizeipräsidenten Josef Staimer unterzeichnete Anordnung wird in der Bayerischen

Staatszeitung veröffentlicht. 

27. Februar 1919 – Das Gesetz über die Bildung einer vorläufigen Reichswehr

Weimar * Die in Weimar tagende Nationalversammlung beschließt das Gesetz über die Bildung

einer vorläufigen Reichswehr mit deutlicher Reduzierung des Heeres von 800.000 auf 100.000

Mann. Die Reichswehr soll künftig aus bestehenden Freiwilligenverbänden und durch die

Anwerbung von Freiwilligen gebildet werden.    Viele der aus dem Heer entlassenen

Frontsoldaten schließen sich daraufhin paramilitärischen, oftmals rechtsradikalen Organisationen

an. 

3. März 1919 – Der Belagerungszustand wird über Groß-Berlin verhängt

Berlin * Am Abend wird der Belagerungszustand über Groß-Berlin verhängt. Das bedeutet,      

dass die vollziehende Gewalt auf den Reichswehrminister übergeht,   dass die Pressefreiheit,  

das Vereins- und Versammlungsrecht und   die Unverletzlichkeit der Wohnung außer Kraft

gesetzt werden.

3. März 1919 – Eine militante Rhetorik

Berlin * Anders als die Streikführer der USPD und der SPD, die die Arbeiter zum friedlichen und

gewaltfreien Protest aufriefen, sind die Aufrufe der KPD und des Parteiorgans Rote Fahne von

militanter Rhetorik geprägt. Die Rote Fahne ist davon überzeugt, dass Blut vergossen werden

muss.    „Auf zum Kampfe! Auf zum Generalstreik! Nieder mit Ebert-Scheidemann-Noske, den

Mördern, den Verrätern! Nieder mit der Nationalversammlung! Alle Macht den Arbeiterräten!“ 

3. März 1919 – Generalstreik in Groß-Berlin beschlossen

Berlin * Die Vollversammlung der Groß-Berliner Arbeiter- und Soldatenräte beschließt - bei

Enthaltung der sozialdemokratischen Delegierten - einen Generalstreik. Die Streikziele sind rein

politische. Es geht um       die Anerkennung der Arbeiter- und Soldatenräte,   die sofortige

Durchführung der Hamburger Punkte zur militärischen Kommandogewalt,   die Freilassung aller
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politischen Gefangenen,   die sofortige Bildung einer revolutionären Arbeiterwehr,   die sofortige

Auflösung aller Freikorps,   die Aufnahme politischer und wirtschaftlicher Beziehungen zu

Sowjetrussland sowie   umfassende Kompetenzen für Arbeiter- und Soldatenräte auf

wirtschaftlichem Gebiet. 

5. März 1919 – Der erste politische Aschermittwoch

Vilshofen * Der Bayerische Bauernbund - BBB lädt Mittags zu einer Volksversammlung, dem

ersten Politischen Aschermittwoch, ein, nachdem am Vormittag eine

Vertrauensmännerversammlung abgehalten worden war.    Der Bayerische Bauernbund ist im

Bayerischen Landtag mit Abgeordneten vertreten. In der anstehenden Auseinandersetzung

zwischen dem Parlament und dem Zentralrat der Republik Bayern hat sich der BBB für die

Verwirklichung eines Rätesystems ausgesprochen. Als Redner treten auf:       Der

Landtagsabgeordnete Joseph Klarhauser und   der Delegierte des Arbeiter- und

Bauernrats Leitner. 

7. März 1919 – Der Berliner Generalstreik endet um 19 Uhr

Berlin * Die Sozialdemokraten beantragen in der Vollversammlung des Berliner Arbeiterrats die

sofortige Beendigung des Generalstreiks. Auch die Gewerkschaftskommission empfiehlt den

Abbruch des Streiks.    Die Vollversammlung des Berliner Arbeiterrats beschließt - mit den

Stimmen der USPD-Vertreter - den Generalstreik um 19 Uhr zu beenden. Das Ende des Streiks

bedeutet aber nicht das Ende der Gewalt. 

8. März 1919 – Ernst Toller wird zum Vorsitzenden der Münchner USPD gewählt

München * Auf einer außerordentlichen Generalversammlung wird Fritz Schröder als Münchner

USPD-Vorsitzender abgelöst und Ernst Toller zum neuen Vorsitzenden gewählt. 

10. März 1919 – Der erste Teil von Eisners nichtgehaltener Rede

München - Freistaat Bayern * Das USPD-Organ Neue Zeitung veröffentlicht den ersten Teil der

von „Kurt Eisners nichtgehaltener Rede“, die er eigentlich am 21. Februar vor der

Nationalversammlung ausführen wollte. Der zweite Teil der Rede wird am 12. März folgen. 
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11. März 1919 – Abkehr von bürgerlicher Demokratie und Parlamentarismus

München * Die Münchner USPD beschließt auf ihrer Generalversammlung eine politische

Kundgebung. In dieser erklärt sie die Abkehr von der bürgerlichen Demokratie und dem

bürgerlichen Parlamentarismus.    Sie sieht nur in den „aus der Revolution elementar

erwachsenen Räten die Organisationsform, die notwendig ist, die Interessen aller produktiv

Schaffenden in politischer und wirtschaftlicher Hinsicht zu vertreten und die kapitalistische

Ordnung in eine sozialistische umzugestalten“. Erforderlich dazu ist „die Eroberung der

politischen Macht durch die Räte“. 

12. März 1919 – Der zweite Teil von Eisners nichtgehaltener Rede

München - Freistaat Bayern * Das USPD-Organ Neue Zeitung veröffentlicht den zweiten Teil von

„Kurt Eisners nichtgehaltener Rede“ vom 21. Februar. 

13. März 1919 – Die Weimarer Nationalversammlung beschließt die Sozialisierung

Weimar * Die Weimarer Nationalversammlung&nbsp;beschließt die

Sozialisierung&nbsp;geeigneter Betriebe.&nbsp;

13. März 1919 – Noske verteidigt in der Nationalversammlung seinen Schießbefehl

Weimar * Reichswehrminister Gustav Noske rechtfertigt vor der Nationalversammlung seinen

Schießbefehl: Auf „juristische Tüfteleien“ lasse er sich nicht ein; es sei ein Gebot der Staatsräson

gewesen, so rasch wie möglich Ruhe und Sicherheit wieder herzustellen.&nbsp;Den

Schießbefehl nimmt er noch nicht zurück.&nbsp;

29. März 1919 – Protest gegen den Entwurf der Weimarer Verfassung

München * Dipl.-Ing. Otto Ballerstedt vom Bayernbund&nbsp;legt in einer von ihm einberufenen

Versammlung Protest gegen die im Entwurf der Weimarer Verfassung&nbsp;beabsichtigte

Beseitigung der bayerischen Reservatsrechte&nbsp;ein.&nbsp;Er sagt: „Für Großpreußen haben

wir in Süddeutschland kein Verständnis.&nbsp;Wir wollen ein großes deutsches Reich mit

wahrhaft gleichberechtigten Bundesstaaten.“&nbsp;
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2. April 1919 – Sämtliche Mietshäuser des Stadtgebiets sollen enteignet werden

München-Au * In einer Versammlung im Münchner-Kindl-Keller&nbsp;wird von den Teilnehmern

die Forderung erhoben, sämtliche Mietshäuser des Stadtgebiets, mit Ausnahme der

Einfamilienhäuser, zu enteignen. Zur Bekräftigung des Beschlusses will man ab 15. April keine

Miete mehr bezahlen.&nbsp;

3. April 1919 – Die Forderungen nach einem Rätesystem werden wieder lauter

Augsburg * Seit Ende März werden die Forderungen nach einem Rätesystem wieder lauter. Das

tritt deutlich hervor, als der Vorsitzende des Zentralrats, Ernst Niekisch, auf der großen

Räteversammlung in Augsburg eine Rede zum Thema „Die zweite Revolution“

hält.&nbsp;Niekisch spricht sich zwar für ein Rätesystem aus, hält aber den Zeitpunkt für seine

Einführung für noch nicht gekommen. Letztlich verteidigt er die Bildung der parlamentarischen

Regierung.    In der sich dem Referat anschließenden lebhaften Diskussion wird hauptsächlich

von Vertretern der USPD die Ausrufung einer Räterepublik gefordert. Ein entsprechender Antrag

wird mit überwiegender Mehrheit angenommen. Zudem wird ein Bündnis mit den

Sowjetrepubliken Ungarns und Russlands gefordert.&nbsp;    Um einen Ausweg aus der

Bedrängnis zu finden, schlägt Niekisch die Bildung einer Kommission vor, die ihn nach München

begleiten und die Forderungen im Ministerrat vortragen soll.&nbsp;

3. April 1919 – Protestversammlung der Erwerbslosen

München-Au * Die Erwerbslosen protestieren in einer Versammlung im Münchner-Kindl-Keller

gegen die Preissteigerungen von Brennmaterial und die am 1. April vorgenommene Erhöhung

der Straßenbahn-Fahrpreise. Sie stellen weitreichende Forderungen an die Regierung Hoffmann.

Sollten ihre Forderungen nicht erfüllt werden, „so wären die Erwerbslosen Münchens zur

Selbsthilfe gezwungen“. 

3. April 1919 – Die Forderungen der revolutionären Soldaten

München-Maxvorstadt * Im Löwenbräukeller tagt eine Versammlung von über dreitausend

revolutionären Soldaten. Sie fordern       eine gründliche Säuberung der Soldatenräte,   eine

kommunistische Führung für das Rätesystem und   die sofortige Bildung einer Roten Armee. 
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4. April 1919 – Die Kommunisten lehnen die Räterepublik ab

München * In einer Vertreterversammlung der&nbsp;Arbeiter-, Angestellten- und

Beamten-Ausschüsse&nbsp;fordert Gustav Klingelhöfer die&nbsp;Proklamation der Räterepublik.

   Eugen Leviné und Max Levien sprechen sich als Führer der kommunistischen Partei gegen

die&nbsp;Räterepublik&nbsp;aus, obwohl sie diese bisher lautstark propagiert haben.&nbsp;

4. April 1919 – Beratungen zur Ausrufung einer Räterepublik

München-Kreuzviertel * Im Außenministerium im Palais Montgelas treffen sich etwa dreißig

Personen, darunter Minister der Regierung Hoffmann, Stadtkommandant Oskar Dürr und

Polizeipräsident Joseph Staimer, Gewerkschafter, Vertreter des Zentralrats und weitere.    Es

geht um die Frage der Ausrufung einer Räterepublik. Doch die Versammlung unter der Leitung

von Ernst Niekisch trennte sich ohne gefasste Beschlüsse.&nbsp;

5. April 1919 – Kommunistische Massenversammlungen lehnen die geplante Räterepublik ab

München * In Massenversammlungen im&nbsp;Hofbräuhaus, im&nbsp;Löwenbräukeller,

im&nbsp;Münchner-Kindl-Keller&nbsp;und im&nbsp;Wagner-Saal&nbsp;wird die vom

Zentralrat&nbsp;geplante&nbsp;Räterepublik&nbsp;ebenfalls abgelehnt. Die Versammlungen

fordern dagegen die Ausrufung einer&nbsp;„Räterepublik auf kommunistischer Grundlage nach

russischem Vorbild“.&nbsp;

5. April 1919 – Für die Räterepublik

München * Auf einer Reihe von Massenversammlungen am 5. und 6. April wird für eine

Räterepublik geworben. Die Redner treffen dort überall auf begeisterte Zustimmung.&nbsp;

6. April 1919 – Der Zentralrat entscheidet für die Ausrufung der Räterepublik Baiern

München-Maxvorstadt * In der Nacht vom 6. zum 7. April sprechen sich im ehemaligen

Schlafzimmer der Königin im Wittelsbacher Palais neben der SPD auch die USPD, die Mitglieder

des Zentralrats und der Revolutionäre Arbeiterrat für eine Räterepublik Baiern aus, obwohl die

KPD dieses Vorhaben ablehnt. Man glaubt dennoch, dass die Bevölkerung und die Armee
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geschlossen hinter diesem Systemwechsel steht.    Ernst Niekisch führt den Vorsitz der

Zusammenkunft. Er geht irrtümlich davon aus, dass zu diesem Zeitpunkt keine rechtmäßige

bayerische Regierung mehr existiert, da ihm mit Ausnahme von Hoffmann und Endres die

Rücktrittserklärungen sämtlicher Minister vorliegen.    Die Angaben über die Zahl der

Anwesenden schwankt zwischen 70 und 150. Gustav Landauer stellt den Antrag, dass die

Tagung zur konstituierenden Versammlung erklärt wird. Er hat einen Aufruf „An das Volk in

Baiern“ vorbereitet, der die Gründung der Räterepublik ankündigt. Der Entwurf wird nach kurzer

Beratung von den Anwesenden akzeptiert. Damit kann er am nächsten Morgen in den Zeitungen

erscheinen.&nbsp;

7. April 1919 – Gründung eines Revolutionären Hochschulrats

München * Angehörige der Gruppe sozialistischer Akademiker&nbsp;gründen einen

Revolutionären Hochschulrat.&nbsp;Er beseitigt den am 5. April gegründeten und aus drei

Sudenten bestehenden Provisorischen Studentenrat der Universität München“.&nbsp;Der

Revolutionäre Hochschulrat       will die Universität sofort schließen,   die bisherige

Universitätsverfassung aufheben und   einen Revolutionären Senat&nbsp;bilden.&nbsp;  

Sämtliche Lehrkräfte der Universität sollen entlassen und   eine völlig neue

Hochschule&nbsp;durch Neuberufungen geschaffen werden.      Für den nächsten Tag wird eine

allgemeine Studentenversammlung&nbsp;ins Auditorium Maximum&nbsp;der Universität

München einberufen.&nbsp;

8. April 1919 – Lehrtätigkeit an der Akademie der bildenden Künste aufgehoben

München-Maxvorstadt * Um eine sofortige durchgreifende Neugestaltung der Kunsterziehung zu

ermöglichen, haben die vom Volksbeauftragten Gustav Landauer Ermächtigten, die Lehrtätigkeit

an der Akademie der bildenden Künste aufgehoben.    „Die Studierenden können ihre Arbeit bis

auf weiteres fortsetzen, die Tätigkeit der Professoren ist suspendiert, ihre Gehälter werden

vorläufig weiter bezahlt. Eine im Anschluss daran stattfindende Vollversammlung der

Studierenden drückte in überwiegender Mehrzahl ihre Zustimmung zu der Maßregel aus.“&nbsp;

8. April 1919 – Der Revolutionäre Hochschulrat stellte seine Forderungen vor

München * Im Auditorium Maximum der Münchner Universität stellt der Revolutionäre

Hochschulrat seine am Tag zuvor gefassten Forderungen vor.    Bei der Vollversammlung werden
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die Räteanhänger niedergebrüllt. Von den Rängen regnet es Flugblätter mit Verlautbarungen der

Regierung Hoffmann, die von den Anwesenden unter lauten Bravorufen aufgesammelt werden.   

Nicht nur die Studenten, auch die Professoren denken nicht daran, dem neuen revolutionären

Geist zu weichen. Die allgemeine Studentenversammlung verweigert deshalb ihre Zustimmung

zu den Maßnahmen. Gustav Landauer beschließt daraufhin, die Universität am 13. April zu

schließen.&nbsp;

9. April 1919 – Betriebsobleute und Soldaten fordern die Abdankung des Zentralrats

München * Die KPD ruft eine Versammlung der Revolutionären Obleute in den

Münchner-Kindl-Keller ein, den Rat Revolutionärer Betriebsobleute und Revolutionärer

Soldatenvertreter.       Eugen Leviné erklärt die Versammlung zum Träger der politischen Gewalt

und   den Revolutionären Zentralrat für abgesetzt.   Ein neuer, aus zwanzig Personen

bestehender provisorischer Zentralrat wird gewählt.   Um 23 Uhr wird ein Generalstreik

ausgerufen und   zur Entwaffnung der Polizei aufgerufen.      Eine Abordnung wird mit der

Aufforderung zum Rücktritt zum Revolutionären Zentralrat gesandt.    Ernst Toller und Gustav

Klingelhöfer, die an der Versammlung teilnehmen, werden in Gewahrsam genommen. &nbsp;

11. April 1919 – Die Betriebsräte sprechen der Räteregierung das Vertrauen aus

München-Graggenau * Auf einer Massenversammlung im Hofbräuhaus sprechen Erich Mühsam,

Ernst Toller, Gustav Landauer und Max Levien.       Ernst Toller gibt bekannt, dass die

Entwaffnung der Bourgeoisie ebenso fortschreitet wie die Bewaffnung des Proletariats.   Gustav

Landauer verteidigt die Ausrufung der Räterepublik.   Erich Mühsam bekennt sich zur

ablehnenden Haltung der KPD zur sozialistischen Räterepublik, kritisiert aber ihren

gegenwärtigen Boykott in aller Schärfe.   Max Levien erklärt erneut, warum sich die KPD nicht an

der Räteregierung beteiligt.   Als Werner Fröhlich die Spaltung der sozialistischen Parteien

verteidigt, kommt es zu Tumulten. Selbst KPD-Mitglieder wenden sich gegen die unversöhnliche

Haltung ihrer Parteizentrale.      Ein Antrag der Betriebsräte, der gegenwärtigen Räteregierung

das Vertrauen auszusprechen, wird mit überwältigender Mehrheit angenommen. Erich Mühsam

stimmt allerdings dagegen.&nbsp;

12. April 1919 – Massenversammlungen zum Thema „Das Gebot der Stunde“

München * Der&nbsp;Zentralrat&nbsp;veranstaltet in sechs Sälen Münchner Brauereien
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Massenversammlungen zum Thema&nbsp;„Das Gebot der Stunde“. &nbsp;

12. April 1919 – Die Räteregierung in Fürth wird abgesetzt

Fürth * Nach lediglich fünf Tagen wird die Räteregierung in Fürth durch Abstimmungen im

Arbeiterrat und bei einer Garnisonsversammlung für abgesetzt erklärt.&nbsp;

13. April 1919 – Soldaten und demonstrierende Arbeiterschaft erklären sich solidarisch

München-Theresienwiese * Auf Massenversammlungen am Vormittag auf der Theresienwiese

haben sich bereits Teile des 1. und 2. Infanterie-Leibregiments mit der demonstrierenden

Arbeiterschaft solidarisch erklärt.&nbsp;

15. April 1919 – Wir leben von der Hand in den Mund

München-Haidhausen * Josef Hofmiller schreibt seine Gedanken in seinem Tagebuch

nieder:&nbsp;„Heute um 3 Uhr große Proletarierversammlung vor dem Wittelsbacher Palais. Von

da soll vermutlich die Parole zum Plündern ausgegeben werden.     Ich fürchte, wir gehen einer

verdammt interessanten Zeit entgegen.&nbsp;Wenn wir heute in einem Jahr noch leben, können

wir erzählen, dass wir etwas mitgemacht haben, das nicht alltäglich ist. Aber ich fürchte, es

handelt sich nicht um heute in einem Jahr, sondern heute in einem Monat, heute in vierzehn

Tagen. Wir leben derart von der Hand in den Mund, dass sich die Sache bald entscheiden muss.

Entweder es kommen Truppen von auswärts oder wir verhungern.“&nbsp;

16. April 1919 – Bewaffnung und militärische Organisation der Arbeiterschaft

München * Eugen Leviné spricht vor einer Vollversammlung der Räte zur Bewaffnung und der

militärischen Organisation der Arbeiterschaft:    „Es nützt nichts, dass wir die Waffen haben und

nicht auch gleichzeitig alle anderen Sicherungen treffen, um der Situation gewachsen zu sein.

[…] Was wir jetzt durchleben ist nicht eine Periode des plötzlichen Umschwungs, sondern es

beginnt jetzt ein schwerer Kampf, und deshalb müssen wir verlangen, dass alle Mann an Bord

bleiben.“ 

19. April 1919 – Ernst Toller berichtet den Betriebsräten im Hofbräuhaus
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München-Graggenau * Auf der Versammlung der Betriebsräte im Hofbräuhaus berichtet Ernst

Toller von den Kämpfen in und um Dachau.&nbsp;Er zeigt kein Verständnis für den Befehl des

Münchner Generalstabs, die Truppen sofort zurückzuziehen. Nach Tollers Ansicht wäre es

möglich gewesen, ohne Blutvergießen ganz Südbayern für die Räterepublik zu gewinnen.&nbsp;

21. April 1919 – Der Generalstreik wird um einen Tag verlängert

München * Die Versammlung der Betriebsräte im Festsaal des Hofbräuhauses beschließt, den

Generalstreik auf Dienstag auszuweiten. Der letzte Streiktag soll zu einer „wuchtigen

Demonstration des Münchner klassenbewussten Proletariats“ werden.&nbsp;    Abgelehnt wird

der Vorschlag von Eugen Leviné, die Massendemonstration mit einer Schlusskundgebung in der

rot ausgekleideten Frauenkirche zu beenden.&nbsp;

22. April 1919 – Die Demonstration des Proletariats mit einer großen Truppenschau

München * Um 11 Uhr beginnt an diesem neunten und letzten Tag des Generalstreiks die

„Demonstration des Proletariats“ mit einer großen Truppenschau, die zugleich der

Massenmobilisierung in München dient. Rund 12 bis 15.000 bewaffnete Angehörige der Roten

Armee marschieren mit. Sie will so ihre Stärke darstellen.    Um 15 Uhr finden in den größten

Münchner Sälen elf Massenversammlungen statt, auf denen Mitglieder des Vollzugsrats Reden

halten.    Um 17 Uhr setzt sich ein großer Demonstrationszug in Bewegung, der von der

Theresienwiese durch die Innenstadt bis zum Siegestor zieht und sich schließlich vor dem

Wittelsbacher Palais auflöst.&nbsp;

27. April 1919 – Eugen Leviné beschwert sich über die Zehnerkommission

München * Über das Auftauchen der Zehnerkommission - mit Unterstützung von zehn

Angehörigen der Roten Armee - im Beratungszimmer des Vollzugsausschusses beschwert sich

Eugen Leviné in der Versammlung im Hofbräuhaus.

28. April 1919 – Späherberichte zeigen eine deutlich sinkende Stimmung

München * Die Späherberichte zeigen ganz deutlich die Stimmung in der Betriebs- und

Soldatenräte-Versammlung: „Die Reden in der siebenstündigen Versammlung zeigten, dass man
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bestrebt ist, so gut es geht den Weg zum Ausgangspunkt zurückzufinden. Das ist die Stellung der

vernünftigen und größeren Mehrheit der Münchner Arbeiter“. 

28. April 1919 – Eugen Leviné und Max Levien rechtfertigen das Scheitern ihrer Politik

München-Au * Während das Hofbräuhaus von der Roten Armee belagert wird, findet im

Münchner-Kindl-Keller eine Versammlung der Kommunisten statt. Darin versuchen Eugen Leviné

und Max Levien das Scheitern ihrer Politik zu rechtfertigen. Dabei erklärt Levien: Es kommt nicht

drauf an, „ein paar Tausend Bürgerlichen die Gurgel abzuschneiden“. 

30. April 1919 – Ernst Toller befürchtet Vergeltungsmaßnahmen der Weißen Truppen

München * Als die Nachricht von den Hinrichtungen bei den - inzwischen gemäßigten -

Betriebsräten im Hofbräuhaus-Parlament eintrifft, verlässt Ernst Toller umgehend die

Versammlung und begibt sich in das Luitpold-Gymnasium.    In der nahezu menschenleeren

Schule entdeckt Toller noch sechs Inhaftierte, die die Rotarmisten in einem verschlossenen

Raum zurückgelassen haben. Die Befreiung der unter Todesangst stehenden Gefangenen wird in

dem späteren Prozess gegen den Dramaturgen eine große Bedeutung erlangen.    Ernst Toller

befürchtet Vergeltungsmaßnahmen der Weißen Truppen und bittet deshalb Professor Ferdinand

Sauerbruch, die Getöteten abholen zu lassen. Doch der Mediziner verweigert diese Bitte.&nbsp;

30. April 1919 – Versammlung der Betriebs- und Soldatenräte im Hofbräuhaus

München-Graggenau&nbsp;* Um 23 Uhr wird eine Versammlung der&nbsp;Betriebs- und

Soldatenräte&nbsp;ins&nbsp;Hofbräuhaus&nbsp;eingeladen.&nbsp;Die Versammlung distanziert

sich von den&nbsp;Geiselmorden.    Aus ihrem Kreis wählen die Versammelten gegen

Mitternacht jeweils drei&nbsp;Betriebs- und Soldatenräte, die in Dachau wegen der

Übergabemodalitäten für München verhandeln sollen.    Ernst Toller beantragt die sofortige

Einberufung eines&nbsp;Bayerischen Rätekongresses.&nbsp;Der Antrag wird angenommen.

Danach vertagt sich die Versammlung.&nbsp;

1. Mai 1919 – Die Betriebs- und Soldatenräte Münchens verabscheuen den Geiselmord

München * In einer in Flugblättern veröffentlichten Erklärung distanzieren sich die Betriebs- und
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Soldatenräte Münchens von den „bestialischen Handlungen (Erschießung von Geiseln im

Gymnasium)“ und erläutern, dass sie „in keiner Weise verantwortlich sind.     Die Betriebs- und

Soldatenräte sprechen einstimmig ihren tiefsten Abscheu über solche unmenschliche Taten aus.

Sie versprechen, die in der Versammlung am 30. April 1919 anwesenden Führer Toller, Maenner

und Klingelhöfer, die nur im Auftrag des Proletariats gehandelt haben, in jeder Weise zu decken“. 

6. Mai 1919 – 21 Kolpinggesellen werden im Keller des Prinz-Georg-Palais ermordet

München-Maxvorstadt * Etwa dreißig Mit­glieder des Katholischen Gesellenvereins Sankt-Joseph

treffen sich in ihrem Vereinslokal, dem Maxkasino, in der Augustenstraße 41. Dem preußischen

Kaiser-Alexander-Garde-Grenadier-Regiment war zuvor von einem Denunzianten mitgeteilt

worden, dass dort am Abend eine Versammlung von Rotarmisten stattfindet.    Noch während

sich im Kasino die Vereinsmitglieder unterhalten, wird das „Spartakistennest“ von

Regierungssoldaten beobachtet und 25 Teilnehmer sowie der Wirt kurz vor 21 Uhr verhaftet.   

Die Möglichkeit, gegenüber den Soldaten das Miss­verständnis aufzuklären und sich zu

legitimieren, wird von diesen gewaltsam un­terbunden. Erste Gewehrkolbenhiebe gegen die

Arretierten und Zurechtweisungen sind die Folge. Mit dem Abmarsch zum Quartier des

Alexander-Regiments beginnt der weitere Leidensweg für die Gefangenen, denn bald geht die

Begleit­mannschaft dazu über, die angeblichen Spartakisten nicht nur zu beschimpfen, sondern

auch mit Pistolen und Gewehren auf sie einzuschlagen.    Nun werden die 26 katholischen

Gefangenen in das Prinz-Georg-Palais am Karolinenplatz 5 gebracht. Im Hof beginnt das

eigentliche Massaker. Sechs der Gesellen werden im hinteren Teil des Hofes gegen das Tor

eines Schuppens gestoßen. Dann eröffnen die Soldaten mit Gewehren und Pistolen das Feuer,

bis alle sechs tot sind. Die verbliebenen zwanzig Kolpinggesellen werden zum Eingang des

Kellers geführt. Dort erwischt es einen siebten Gefangenen. Er wird auf den Boden geworfen und

mit einem gezielten Pistolenschuss ermordet.    Die Übrigen werden jetzt zur Zielscheibe

sadistischer Spiele ihrer Peiniger. Man stößt sie mit Flüchen und Beschimpfungen die Treppe

zum Keller hinunter. Dort müssen sie sich mit dem Gesicht nach unten auf den Boden legen.

Dann beginnen die Erschießungen. Auf grauenhafte Weise werden 14 Kolpinggesellen ermordet.

Wer nicht durch die Schüsse stirbt, wird mit dem Bajonett erstochen. Manche Gefangene stellen

sich tot oder sind bewusstlos.    Nur durch das Eingreifen eines hohen Offiziers wird das Morden

beendet. Nach dem Massaker werden 21 Tote in das Pathologische Institut gebracht. Unter den

Erschossenen befinden sich zwei Brüderpaare, bei zwei weiteren wird jeweils einer getötet. Zwei

Schwerverletzte werden in das Reservelazarett an der Zollstraße eingeliefert. Drei Opfer

brauchen keine Krankenhausbehandlung.    Alle Ermordeten sind eingeschriebene Mitglieder der

konservativen Bayerischen Volkspartei - BVP. Der Fall wird deshalb vor Gericht ausführlich
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untersucht. Man ist jedoch von Regierungsseite geneigt, nichts mehr über den Vorfall an die

Presse zu geben. Die Folge davon ist, dass die von den Militärbehörden erstellten unwahren

Berichte überall, auch im Ausland, Verbreitung finden.     Ansonsten achten die Zensurbehörden

streng darauf, dass keine publikumswirksame Veröffentlichung über das blutige Geschehen unter

die Leute kommen können. So wird beispielsweise die Sondernummer der Süddeutschen

Illustrierten Kriminal-Zeitung vom November 1919, die darüber berichtet, sofort nach ihrem

Erscheinen beschlagnahmt. 

12. Mai 1919 – Philipp Scheidemann spricht von einem „Gewaltfrieden“

Berlin * Die Nationalversammlung tagt erstmals wieder in Berlin und befasst sich mit den

Versailler Friedensbedingungen. Reichsministerpräsident Philipp Scheidemann spricht von einem

„Gewaltfrieden“. 

23. Mai 1919 – Adolf Hitler sagt gegen den Soldatenrat Georg Dufter aus

München * Das früheste nachweisbare Dokument aus Adolf Hitlers politischer Laufbahn ist ein

Protokoll vom 23. Mai 1919, in dem der Gefreite vor einer militärischen

Untersuchungskommission über die Revolutionsvorgänge als Zeuge gehört und in dieser

Funktion gegen den Soldatenrat Georg Dufter, der zugleich Mitglied der USPD ist, auftritt. Über

Dufter, der die Propagandaabteilung des 2. Infanterieregiments geleitet hat, sagt Adolf Hitler im

Standrechtlichen Vernehmungsbüro folgendes aus:    „Dufter war einer der ärgsten und

radikalsten Hetzer des Regiments und hat jederzeit für die Räterepublik Propaganda gemacht. In

den öffentlichen Versammlungen des Regiments hat er jederzeit den radikalsten Standpunkt

vertreten und für die Diktatur des Proletariats agitiert. Dass einzelne Teile des Regiments der

roten Armee sich anschlossen, ist jedenfalls auf die Propagandatätigkeit des Dufter und des

Bataillonsrates Seiß zurückzuführen.     Durch seine Hetzereien gegen die Regimentstruppen, die

Dufter noch am 7. Mai belästigte, hat er bewirkt, dass auch Regimentsangehörige an diesem

Nachmittage mit den Pionieren sich zu Feindseligkeiten gegen die Regierungstruppen hinreißen

ließen.“ 

31. Juli 1919 – Verabschiedung der Weimarer Verfassung

Weimar * Verabschiedung der Weimarer Verfassung durch die Nationalversammlung. 
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12. September 1919 – Adolf Hitler als Reichswehr-Spitzel im Sterneckerbräu

München-Angerviertel * Der arbeitslose Gefreite Adolf Hitler erhält von Hauptmann Karl Mayr den

Befehl, als Spitzel der Reichswehr eine Versammlung der Deutschen Arbeiterpartei - DAP im

Sterneckerbräu im Tal zu besuchen, Informationen zu sammeln und Kontakt mit der Partei

aufzunehmen. Die neue Partei gehört zwar der völkischen Bewegung an, doch der Namensteil

Arbeiter lässt in nationalistischen Kreisen Verdacht aufkommen.  Auf der Versammlung referiert

Gottfried Feder im Leiberzimmer über das Thema: „Wie und mit welchen Mitteln beseitigt man

den Kapitalismus?“. Feder ist Mitglied der Thule-Gesellschaft und steigt später zum

Parteiideologen der NSDAP auf. Anwesend sind 43 Personen, darunter als Begleiter Hitlers der

Feldwebel Alois Grillmeier und zwei Propagandamänner des Gruko. Hinter diesem Kürzel verbirgt

sich das Bayerische Reichswehr Gruppenkommando Nr. 4 - Gruko, das unter der Führung des

Generalmajors Arnold von Möhl steht.  Als am Ende der Diskussion ein Teilnehmer bemerkt, dass

sich Bayern vom Reich lösen sollte, schreitet Adolf Hitler ein. Noch am gleichen Abend bietet ihm

der DAP-Vorsitzende Anton Drexler den Parteieintritt an. 

8. November 1919 – Festversammlungen zum Jahrestag der Revolution

München * Aus Anlass des Jahrestages der Revolution beschließen die sozialistischen

Betriebsräte eine völlige Arbeitsruhe und Einstellung des Straßenbahnbetriebs. SPD und USPD

veranstalten mehrere Festversammlungen.    Am Nachmittag dieses ohne jeden Zwischenfall

verlaufenden Tages findet am Ostfriedhof eine Totenfeier statt.

1920 – Der Deutsche und österreichische Alpenverein triftet nach rechts ab

Wien * Eduard Pichl, studierter Chemiker“ und Hofrat in Wien, der „Vater der Bergwarte“ und

Schwärmer für ein germanisches Christentum, gibt seinen Beruf auf, um sich fortan als

hauptamtlicher Funktionär des Deutschen und österreichischen Alpenvereins der völkischen

Propaganda zu widmen.    Innerhalb kürzester Zeit gewinnen seine Sympathisanten die

Oberhand in 45 Sektionen, die sich als Deutsch-Völkischer Bund im

DuOeAV zusammenschließen und mit ihrer Mehrheit Abstimmungsprozesse an den

Vollversammlungen vorbei in ihnen genehme Ausschüsse umleiten.

4. Februar 1920 – Das Betriebsrätegesetz wird verabschiedet
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Berlin * Die Nationalversammlung verabschiedet das Betriebsrätegesetz. Die Mitwirkungsrechte

der Betriebsräte sind auf soziale Belange beschränkt.

24. Februar 1920 – Die erste Massenversammlung der NSDAP im Hofbräuhaus-Festsaal

München-Graggenau * Für den 24. Februar 1920 setzt Adolf Hitler gegen Bedenken von Anton

Drexler die erste Massenversammlung der Deutschen Arbeiterpartei - DAP unter dem Motto „Was

uns Not tut!“ an. Als Ankündigungsmittel werden rote Plakate geklebt, um die linken

Arbeiterparteien zu provozieren. Veranstaltungsort ist der Festsaal des Hofbräuhauses am Platzl.

Es erscheinen 2.000 Menschen.    Zusätzlich zum Redner Hitler erlebten sie erstmals auch eine

vollkommen neue Art der Versammlung. Es gilt, strikte Disziplin zu wahren, die Abläufe sind klar

vorgezeichnet und erstmals schützten junge Parteimitglieder und -sympathisanten den Saal vor

Störungen. Aus diesem Saalschutz wird schon wenig später die SA hervorgehen.    An diesem

Abend wird die Bezeichnung NSDAP von Hitler etabliert. 

9. Dezember 1920 – Unionsbrauerei und Löwenbräu planen Fusion

München * Die Vorstände von Unionsbrauerei und Löwenbräu unterzeichnen einen

Fusionsvertrag und stellen damit die Weichen für den Zusammenschluss beider Unternehmen.

Zugleich berufen sie außerordentliche Generalversammlungen ein, auf denen die Aktionäre

beider Brauereien dem Vorhaben zustimmen sollen.

6. Dezember 1921 – Löwenbräu und Bürgerliches Brauhaus schließen sich zusammen

München * Die wirtschaftlichen Folgen des Ersten Weltkriegs führen zu einer weitreichenden

Neuordnung der Münchner Brauwirtschaft. Die Löwenbräu AG und das Bürgerliche Brauhaus

München fusionieren.   Beide Unternehmen leiden unter den Folgen des Krieges, dem Verlust

wichtiger Exportmärkte, Rohstoff- und Brennstoffmangel sowie stark gestiegenen

Produktionskosten. Besonders deutlich zeigt sich die Krise beim Bürgerlichen Brauhaus: Sein

Bierausstoß ist von rund 219.000 Hektolitern im Braujahr 1912/13 auf nur noch 104.000 Hektoliter

1919/20 zurückgegangen.   Die vor dem Krieg für einen wachsenden Absatz geschaffenen

Produktionsanlagen sind damit nicht mehr ausgelastet. Durch den Zusammenschluss können die

beiden Brauereien ihre Herstellung, Verwaltung und Vertriebsorganisation bündeln, vorhandene

Kapazitäten besser nutzen und ihre Position auf dem Münchner wie auch auf dem überregionalen

Biermarkt stärken.   Am 6. Dezember 1921 wird der Fusionsvertrag unterzeichnet und am 28.
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Dezember 1921 zu außerordentlichen Generalversammlungen eingeladen, auf denen die

Aktionäre beider Brauereien dem Vorhaben zustimmen sollen.

28. Dezember 1921 – Löwenbräu und Bürgerbräu beschließen ihre Fusion

München * Die Generalversammlungen der Löwenbräu AG und der Bürgerbräu AG stimmen der

Fusion der beiden Münchner Brauereien zu. Der Zusammenschluss ist eine Reaktion auf die

tiefgreifenden wirtschaftlichen Veränderungen nach dem Ersten Weltkrieg und stärkt die

gemeinsame Position auf dem Münchner Biermarkt.   Mit dem Fusionsbeschluss endet nach rund

vier Jahrzehnten die Geschichte des Bürgerlichen Brauhauses als selbstständige

Aktiengesellschaft. Die Tradition des alten Zengerbräu, aus dem das Bürgerliche Brauhaus

hervorgegangen ist, setzt sich fortan unter dem Dach der Löwenbräu AG fort.   Das heute von

Löwenbräu gebraute Starkbier Triumphator geht auf das gleichnamige Märzenbier der

Bürgerbräu AG zurück.

13. März 1922 – Der Tierpark Hellabrunn soll aufgelöst werden

München-Giesing * Die Inflation hat sich ab 1919 immer mehr ausgeweitet. Die Stimmung in der

Bevölkerung und Politik kippt. Ein Zoo gilt zunehmend als überflüssiger Luxus. Bereits während

des Krieges hat sich die Versorgungslage stark verschlechtert. Für die meisten stehen ganz

andere Probleme im Vordergrund als ein Besuch im Tierpark. Die Jahreshauptversammlung des

Tierpark-Vereins beschließt deshalb,    den Tierbestand zum 1. April aufzulösen und zu

verkaufen,  der Verein soll vorerst weiterbestehen.

27. Februar 1925 – Adolf Hitler gründet im Bürgerbräukeller die NSDAP neu

München-Haidhausen * Adolf Hitler gründet nach seiner Haftentlassung im Bürgerbräukeller die

NSDAP neu. In seiner Rede über „Deutschlands Zukunft und unsere Bewegung“, in der er den

Bürgerkrieg ankündigt und bemerkt, es gehe dabei entweder der Feind über seine Leiche oder er

über die Leiche des Feindes. Das führt zu Hitlers Redeverbot in öffentlichen Versammlungen. Bis

zum 5. März 1927 kann die NSDAP nur mehr geschlossene Veranstaltungen durchführen.

Februar 1933 – Im Kriegerheim ist die Ortsgruppe Giesing der NSDAP untergebracht
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München-Obergiesing * An der Ecke Gietl- und Untere Grasstraße, wo heute das

Pfarrzentrum steht, befand sich früher die Wirtschaft Kriegerheim, in der während der NS-Zeit die

Ortsgruppe Giesing der NSDAP“untergebracht ist. Hier finden an den Wochenenden zahlreiche

Appelle und Kundgebungen von NS-Partei-Organisationen statt.    Zuvor dient die Wirtschaft den

Unabhängigen Sozialisten - USPD Giesings als Versammlungs- und Vereinslokal.

1934 – German Bestelmeyer plant den Abriss der Ruhmeshalle

München-Theresienwiese * Der Architekt German Bestelmeyer plant den Abriss

der Ruhmeshalle, um dort ein Versammlungsgebäude zu errichten.

11. Juni 1938 – Landesbischof Meiser interveniert gegen den Abriss der Matthäuskirche

München-Ludwigsvorstadt * Der evangelische Landesbischof Dr. Hans Meiser interveniert am

Vormittag gegen den Abriss der evangelischen Matthäuskirche. Da Meiser unter den gegebenen

Umständen sich weiteren Verhandlungen verweigert, zieht das Innenministerium den Auftrag an

die Baufirma vorläufig zurück.   Um 16 Uhr erklärt sich Gauleiter Adolf Wagner bereit, auf die vom

Landeskirchenrat erarbeiteten Forderungen einzugehen. Als vorläufiger Versammlungsraum wird

der Matthäus-Kirchengemeinde der Weiße Saal in der ehemaligen Augustinerkirche, der

inzwischen zum Polizeipräsidium gehört, zugesichert. 

8. Februar 1946 – Wilhelm Hoegner erhält den Auftrag für eine neue Bayerische Verfassung

München * Ministerpräsident&nbsp;Wilhelm Hoegner, SPD, erhält den Auftrag, einen Entwurf für

einen neue Bayerische Verfassung&nbsp;zu erarbeiten.&nbsp;    Im Sitzungssaal der ehemaligen

Preußischen Gesandtschaft&nbsp;in der Prinzregentenstraße 9 trifft sich der 21-köpfige

„Verfassungsausschuss der Verfassungsgebenden Landesversammlung“ zu insgesamt 32

Sitzungen.

20. September 1946 – Zustimmung der Verfassungsgebenden Landesversammlung

München - Freistaat Bayern • Die Verfassunggebende Landesversammlung nimmt den im

Verfassungsausschuss entworfenen Text mit den Stimmen von CSU und SPD an. 
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24. Oktober 1946 – Die Genehmigung für die Bayerische Verfassung wird erteilt

München - Freistaat Bayern * General Lucius D. Clay von der US-Army, der Militärgouverneur der

amerikanischen Besatzungszone in Deutschland, teilt dem Präsidenten der Landesversammlung

mit, dass die Genehmigung für die Verfassung erteilt wird. 

1946 – Die Landesversammlung beschließt die Bayerische Verfassung

München - Freistaat Bayern * Die Bayerische Verfassung wird von der Landesversammlung mit

136 Stimmen von CSU und SPD, bei 14 Gegenstimmen von KPD, WAV und FDP beschlossen.

Nun kann das bayerische Volk am 1. Dezember über die Verfassung entscheiden. 

1. Juli 1948 – Der Auftrag für eine Verfassungsgebende Versammlung

Frankfurt am Main * Im Verwaltungsgebäude der I.G. Farbenindustrie in Frankfurt am Main, dem

Sitz des US-amerikanischen Hauptquartiers, treffen sich auf Anweisung der drei

Militärgouverneure der westlichen Siegermächte die elf westdeutschen Ministerpräsidenten.   

Ihnen wird - wie Befehlsempfänger - der Auftrag erteilt, bis zum 1. September 1948 eine

„Verfassungsgebende Versammlung“ für die künftige Bundesrepublik Deutschland einzuberufen.

Diese muss eine demokratische Verfassung ausarbeiten, die Garantien der individuellen Rechte

und Freiheiten schafft. 

1. September 1948 – Der Parlamentarische Rat nimmt seine Arbeit auf

Bonn * Der Parlamentarische Rat beginnt im Museum Alexander Koenig in Bonn mit der

Formulierung des Grundgesetzes. Den elf westdeutschen Ministerpräsidenten war am 1. Juli

1948 von den drei Militärgouverneuren der westlichen Siegermächte der Auftrag für eine

Verfassungsgebende Versammlung für die künftige Bundesrepublik Deutschland erteilt worden. 

1954 – Sep Ruf baut die teilweise zerstörte Karmeliten-Kirche um

München-Kreuzviertel * Die im Krieg teilweise zerstörte Karmeliten-Kirche wird bis 1957 von dem

Architekten Sep Ruf zu einem modernen Versammlungs- und Vortragssaal sowie zu einer

Kapelle und einer Bibliothek umgebaut. Die vom Erzbischöflichen Ordinariat genutzten
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Gebäudeteile des vollkommen zerstörten Klosters werden abgetragen und im Stil der Zeit neu

erbaut.

26. Juni 1962 – 250 Demonstranten treffen sich am Monopteros

München-Lehel - Englischer Garten * Am Monopteros im Englischen Garten treffen sich rund 250

Protestierer zu einer vom Ortnungsamt verbotenen Kundgebung. Doch statt der

Protestkundgebung wird über die Ereignisse der Schwabinger Krawalle diskutiert und in einer

Resolution eine genaue Überprüfung der Vorfälle und die Kennzeichnung der Polizisten mit

Dienstnummern gefordert. Die Versammlung wird aufmerksam von der Polizei beobachtet.  Der

Allgemeine Studenten-Ausschuss der Ludwig-Maximilians-Universität distanziert sich per

Flugblatt von den Protesten.

30. Oktober 1985 – Für ein würdiges Eisner-Denkmal in der Kardinal-Faulhaber-Straße

München-Graggenau * In der Vollversammlung des Münchner Stadtrates legt Stadtrat Alfred

Lottmann ein weiteres Motiv für seine Initiative dar:         Es sei dringend an der Zeit,

Verleumdungen über Kurt Eisner den Boden zu entziehen, die diesen einerseits als galizischen

Ostjuden oder andererseits als verantwortlich für die Opfer der Revolution in der Zeit nach dem

Februar 1919 hinstellten.   Das adäquate Mittel für eine Rehabilitation Eisners sieht Lottmann in

seiner Denkmalinitiative und der dadurch ausgelösten öffentlichen Debatte.      Gegen die

Stimmen von CSU und FDP wird dem Antrag, Kurt Eisner ein „würdiges Denkmal in der

Kardinal-Faulhaber-Straße“ errichten zu lassen, stattgegeben. Doch eine neuerliche Ablehnung

des Denkmals im Bauausschuss zeichnet sich ab.

29. November 1985 – Bürgerversammlung gegen die Errichtung eines Kurt-Eisner-Denkmals

München * Eine Bürgerversammlung spricht sich gegen die Errichtung eines

Kurt-Eisner-Denkmals in der Kardinal-Faulhaber-Straße aus. Rasch wird offensichtlich, dass sich

die Debatte weniger um den Ort für das angeregte Denkmal dreht, als vielmehr zu einer

grundsätzlichen politischen Auseinandersetzung um Kurt Eisner und die Revolution von 1918/19

entwickelt. 
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14. Dezember 1985 – Das erste Hüttendorf entsteht

Wackersdorf * WAA-Gegner besetzen einen Teil des bereits gerodeten Baugeländes und

errichten das erste Hüttendorf, das sie „Freie Oberpfalz“ nennen. Die Grünen unterbrechen ihre

8. Bundesversammlung in Offenburg für einen Tag. Zahlreiche Delegierte reisen nach

Wackersdorf und beteiligen sich an der Demonstration gegen die Wiederaufarbeitungsanlage.

30. September 1994 – Bürgerversammlung fordert Räume für die Freunde der Vorstadt Au

München-Au * In der Bürgerversammlung des Bezirksausschusses Au-Haidhausen werden

Räume für die Freunde der Vorstadt Au gefordert. 

1. Februar 1996 – Rudolph Moshammer zieht sich vom Projekt Valentin-Geburtshaus zurück

München-Au * Der Modeschöpfer Rudolph Moshammer zieht sich - völlig frustriert und regelrecht

verbittert sowie unter einem Wust von Vorwürfen gegenüber der Landeshauptstadt München -

von dem Projekt Karl-Valentin-Geburtshaus&nbsp;in der Zeppelinstraße 41 zurück.    Den

Bezirksausschussvorsitzenden Hermann Wilhelm bezeichnet er in diesem Zusammenhang als

„Vereinsmeier&nbsp;ohne Durchblick“.&nbsp;Er selbst empfindet sich als ein „Opfer von

Zauderern“ im Planungsreferat. Der Herrenschneider wörtlich: „Das ganze Land befindet sich in

der schwersten wirtschaftlichen Krise, seit seinem Bestehen. Eine Krise, die sich in Zukunft nur

noch verschlimmern wird.“&nbsp;Und weiter: „Angesichts einer solchen Zukunft dürfte man

eigentlich gar nichts mehr investieren.“ &nbsp;    Zuvor war in mehreren Anträgen des

Bezirksausschusses&nbsp;und verschiedenen Bürgerversammlungen gefordert worden, die

Verhandlungen mit dem Münchner Modezaren&nbsp;wegen „offensichtlichem Desinteresse“

einzustellen. Die bereits im Herbst 1993 eingereichte Bewerbung des Nachbarn Klaus Schmidt

wird an den Planungsausschuss weitergeleitet.&nbsp;

5. Oktober 2006 – Stadtrats beschließt die Umbenennung der Von-Trotha-Straße

München-Graggenau - München-Trudering * Die Vollversammlung des Münchner

Stadtrats beschließt die Umbenennung der Von-Throta-Straße in Hererostraße. 

8. Juli 2014 – Der Stadtrat bestätigt die Ausweispflicht für Wiesn-Ordner
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München-Graggenau - München-Theresienwiese * Der Stadtrat bestätigt in seiner

Vollversammlung die Ausweispflicht für Wiesn-Ordner und die entsprechenden Bußgelder bei

Nichteinhaltung der Vorschriften. 

26. Juli 2017 – Stadtrat beschließt Umwandlung des Valentin-Karlstadt-Musäums

München-Graggenau * Der Stadtrat beschließt in seiner Vollversammlung, dass das

Valentin-Karlstadt-Musäum zum 1. Januar 2018 ein städtischer Betrieb wird. Damit kommt das

Valentin-Karlstadt-Musäum dorthin, wo es eigentlich schon immer hingehört - in die Hände der

Münchner Stadtgesellschaft. 

26. Juni 2019 – Jetzt ist endlich geklärt, was „nackt“ ist

München * Die CSU-Stadtratsfraktion stellt einen Dringlichkeitsantrag für die Vollversammlung

des Stadtrats in dem es heißt: „Die Badekleidungssatzung der Landeshauptstadt München wird

dahingehend geändert, dass Badebekleidung im Sinne dieser Satzung die primären

Geschlechtsorgane vollständig bedecken muss.“ Damit ist geklärt, was „nackt“ ist. 

9. März 2020 – Größere Versammlungen werden verboten

Freistaat Bayern • Größere Versammlungen werden wegen der heraufziehenden

Corona-Pandemie verboten. 

10. März 2020 – CSU verbietet alle Parteiversammlungen

München - Freistaat Bayern • Der Generalsekretär der CSU verbietet alle Parteiversammlungen. 
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